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Editorial 



ln der Nacht vom 14. auf den 15. April bombardierten US- 
Kampfflugzeuge die libyschen Großstädte Tripolis und Ben- 
gasi. Mehr als 100 Menschen, darunter viele Frauen und 
Kinder, kamen ums Leben. Die LIS-Supermacht demon- 
stierte ihr Verständnis von „Recht", das den Tod Unschul- 
diger nicht nur in Kauf nimmt, sondern ihn bewußt ins 
mach tpoli tische Kalkül einbezieht. Der hehre Anspruch US- 
amerikanischer Politik, westlich-zivilisatorisches Denken 
überall auf der Welt zu verteidigen und durchzusetzen, auch 
dort, wo dieses Denken keine kulturelle Verwurzelung, kei- 
ne Tradition und somit keine ethische Bindewirkung hat, 
konnte kaum überzeugender als die verlogene Doktrin 
einer imperialistischen Großmacht enttarnt werden, als 
dies durch das US-Bombergcschwader geschah. 

Selbst sechs Wochen nach diesem offenen Bruch des 
Völkerrechts können die Amerikaner keine Beweise vor- 
legen für die als Vorwand ihrer brutalen Militäraktion 
dienende angebliche Beteiligung Libyens an einem Bom- 
benanschlag aut eine auch von amerikanischen Gis besuchte 
Diskothek in Westberlin am 5. April dieses Jahres. Die 
meisten Hinweise deuten mittlerweile in ganz, andere 
Richtungen: Rein kriminelle Hintergründe, möglicher- 
weise Rivalitäten innerhalb der Berliner Unterwelt, wei- 
den nicht mehr ausgeschlossen. Europäische Geheimdienste 
warnten schon frühzeitig vor einer allzu schnellen Verur- 
teilung Libyens. Der Präsident des Verfassungsschut/.amtes 
in Hamburg erklärte in einem Fernsehinterview der „Tages- 



themen" unmittelbar nach den ersten gegen Libyen gerich- 
teten Vorwürfen, daß seinem Amt und der Berlinei Staats- 
schutzabteilung der Polizei keine Erkenntnisse ' erlügen. die 
die amerikanischen Vorwurfe bestätigen konnten. Über die 
Motive der Amerikaner, vorschnell ein Urteil zu lallen, 
wollte der hohe Verfassungsschutzbeamte ausdrücklich kei- 
ne Aussage machen. Wenige Tage später fielen amerikani- 
sche Bomben auf die Wohnbezirke der beiden größten 
libyschen Städte. 

Alles spricht dafür, hinter dem amerikanischen Angriff 
mehr zu sehen, als eine Vergeltungsaktion der USA lur 
einen Bombenanschlag. Libyen ist seit Jahren das von 
Reagan bevorzugt agitatorisch als „Terroristennest" ver- 
unglimpfte Land. Offenbar ist dieses große nordafrikani 
sehe Land mit der geringen Einwohnerzahl von lediglich 
3,5 Millionen und dem gigantischen Ölreichtum eine 
ideale Zielscheibe des nach Vietnam-Schock und Water- 
gate-Skandal wieder erstarkenden US-lmperialismus. 
„Terrorismus dieser Begriff steht im Sprachgebrauch 
Reagans synonym für das „Bose", als „böse" aber gilt alles, 
was amerikanischen Interessen entgegensteht. Geschickt 
verstehen es die Falken und skrupellosen Machtpolitiker um 
Reagan, die pietistisch-religiose Erncuerungswelle, die die 
gebeutelte US-amerikanische Nation schon seit einigen 
Jahren erfaßt hat. im Sinuc eines neuen US-Expansionis- 
mus auszunutzen. Oft aber bleibt unklar, ob sich der mili 
lärisch-industrielle Komplex in den USA des puritanisch 
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durchtränkten Mythos von der Eroberung des Wilden Wes- 
tens und der im Namen des „Fortschritts" betriebenen 
Unterwerfung und Ausrottung der Indianer zu eigen macht 
und auf die Ebene der Weltpolitik transportiert, oder ob 
sich diese kaum verborgen religiöse Bewegung verselbstän- 
digt und aus eigener Kraft die militärischen und ökonomi- 
schen Ressourcen der USA zu einer unverantwortlichen 
missionarischen Abenteurerpolitik treibt. 

Warum Libyen in der gegen das „Böse” gerichteten Pro- 
paganda der US-Regierung eine so herausragende Stellung 
einnimmt, wird erst deutlich, wenn man sich die Geschichte 
dieses arabischen Landes seit dem Sturz des proamerikani- 
schen libyschen Königs im Jahre 1969 betrachtet. Unler 
Führung Muammar al-Ghaddafis übernahm eine an den 
Idealen Nassers orientierte Union der Freien Offiziere die 
Macht im Lande. Seitdem haben sich bedeutende politische 
und sozio-ökonomische Veränderungen vollzogen. 

Auf nationale Unabhängigkeit bedacht, schloß die li- 
bysche Führung bereits 1970 die ausländischen Militärbasen 
in Libyen. Betroffen waren Großbritannien und die USA. 
interessanterweise gerade jene beiden Staaten, die die Born 
benaktion gegen Libyen militärisch und logistisch durch- 
führten ( die 24 F- 111 Bomber der Amerikaner, die Libyen 
angriffen, starteten in Südengland; Frankreich und Spanien 
erteilten ihnen keine Genehmigung, ihr Land zu überflie- 
gen). Libyen verstand sich nach der Schließung der Mili- 
tärbasen als Teil der Bewegung der Blockfreien und hat 
bisher auch allen Bestrebungen der Sowjetunion wider- 
standen, Stützpunkte auf libyschem Territorium zu er- 
richten. Die Amerikaner traf die Maßnahme der Libyer 
besonders hart, verloren sie doch damit ihre wichtigste 
Operations- und Nachschubbasis im nördlichen Afrika. 
Doch damit nicht genug, Libyen nahm fortan eine kompro- 
mißlose Haltung bei der Lösung der Probleme im Nahen 
Osten ein. Das Beharren auf dem Selbstbestimmungs- 
recht der Palästinenser wirkte amerikanischen Bestrebun- 
gen direkt entgegen, die israelische Vormachtstellung in 
dieser Region dauerhaft zu garantieren. Politische Lösun 
gen der Palästinenserfrage, wie sie durch das Abkommen 
von Camp David versucht wurden, fanden, da sie den end- 
gültigen Verzicht der Palästinenser auf ihre Heimat Palästi- 
na bedeutet hätten, keine libysche Zustimmung. 

Ghaddafis Lehre, eine Verbindung von beduinisch-so- 
zialistischen, antikolonialistisch-nationalistischen und isla- 
mischen Ideen, trug revolutionäre Unruhe auch in die an- 
deren arabischen Länder. Gerade zur Zeit, und verstärkt 
nach den US-amerikanischen Angriffen auf Libyen, wenden 
sich viele arabische Jugendliche in den Nachbarländern 
Ghaddafis panarabischen Ideen zu. Offensichtlich hat auch 
hier der amerikanische Bombenangriff das Gegenteil von 
dem bewirkt, was die US-Administration erreichen wollte. 

Das Fazit, das die Amerikaner nach dieser Bombennacht 
ziehen müssen, fällt für sie fast ausschließlich negativ aus. 
Die militärische Aktion war ohne andauernde Wirkung; kein 
militärisch bedeutsames Ziel wurde vernichtet, die militäri- 
sche Infrastruktur Libyens blieb erhalten. Außenpolitisch 
wurde Libyen nicht isoliert, was erklärte Absicht der USA 
war. Im Gegenteil, die arabischen Staaten zeigten selten ge- 
sehene Einmütigkeit und solidarisierten sich mit dem ange- 
griffenen Bruderstaat. Selbst Ägypten, sonst erbitterter 
Gegner des libyschen Revolutionsführers, bot sofort medi- 
zinische Hilfe an. Syriens Präsident Assad ließ verlautbaren, 
daß Libyen über alle Ressourcen seines Landes verfügen 
könne. Kein Zweifel: Die arabische Welt ist seit dieser 
Nacht des amerikanischen Bombenterrors deutlich zusam 
mengerückt, die Stimmung vor allem unter den arabischen 



Jugendlichen merklich antiamerikanischer geworden. Lang- 
fristig könnte dieser Akt amerikanischen Barbarentums 
nicht nur islamisch-fundamentalistischen Strömungen will- 
kommene ideologische Nahrung geben, sondern auch das 
Zusammengehörigkeitsgefühl aller Araber stärken. 

Die europäischen Verbündeten der USA bekamen deut- 
lich vor Augen geführt, wie wenig die Amerikaner in Zei- 
ten drohender militärischer Eskalation an Konsultationen 
und Absprachen mit ihren Partnern interessiert sind. Der 
Beschluß der europäischen Außenministerkonferenz in 
Den Haag, keine militärischen Abenteuer einzugehen, kei- 
nen Wirtschaftsboykott gegenüber Libyen durchzuführen 
und den Amerikanern von einer militärischen Intervention 
abzuraten, wurde auf typisch amerikanische Weise beant- 
wortet: Noch während Bundesaußenminister Genscher auf 
dem Weg zu Reagan war, um ihm die Entscheidungen der 
Europäer zu erläutern, starteten die Bombengeschwader 
der US-Luftwaffe. 

Araber und Europäer - dies ist wohl eine der zu ziehen- 
den Lehren aus der amerikanischen Aggression — haben 
mehr gemeinsame Interessen, als es den Verbündeten jen- 
seits des Atlantiks bewußt ist. Das rücksichtslose Durch- 
setzen amerikanischer Politik im Nahen Osten und nörd- 
lichen Afrika droht zunehmend, die in Jahrhunderten 
gewachsenen kulturellen und politischen Bindungen zwi- 
schen Europa und Arabien zu zerstören. Die Dominanz der 
USA innerhalb der NATO garantiert den europäischen 
Bündnispartnern heute keine Sicherheit mehr, sie perver- 
tiert die Allianz zum Erfüllungsgehilfen amerikanischer 
Hegemonialanspriiche. Das Bombeninfemo in Libyen ist 
geeignet, den Europäern ihre eigenen Interessen nachdrück 
lieh in Erinnerung zu rufen. 
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Widerstand in Gorleben: „Eine Region verstehen, heißt Menschen und Landschaft ineins sehen.’' 



Gerd Vonderach 

Regionalismus und nationale Identität 

Als 1983 das erste Heft der Zeitschrift „Gezeiten“ mit dem lichkeitsfremde Linke als Ersatz für andere ersatzrevolutio- 

Untertitel „Archiv regionaler Lebenswelten“ erschien, wurde näre Objektbesetzungen (Vietnam, Dritte Welt etc.) wirken 

in zwei einleitenden Beiträgen ein Verständnis von „Re- zu können. Dennoch sorgte etwa die 1976 in der Zeitschrift 

gion“ formuliert, das als Ausgangspunkt und Leitlinie die- „Autonomie. Materialien gegen die Fabrikgesellschaft" er- 

nen sollte: „Mit Region ist zunächst der geographische schienene Übersetzung des bereits 1970 geschriebenen Auf- 
Raum gemeint, der sich in bestimmter Weise landschaftlich, satzes „Für eine revolutionäre Ideologie der Region“ von 

kulturell oder politisch abgrenzt und für den dort Wohnen- Etienne de Saint Laurent für erhebliche Aufregung und 

den einen Teil seiner Lebenswelt und damit auch seiner Diskussion. 

Identität bedeutet ... Region, damit kann aber auch der so- 
ziale Raum gemeint sein, der im geographischen Raum be- Kulturelle Dimensionen des Regionalismus 

heimatet ist oder sich von ihm abhebt." „Eine Region ver- Seit den 70er Jahren ist inzwischen auch das Denken um 

stehen, heißt Menschen und Landschaft ineins sehen. Eine die „Region“ weitergegangen. Der volkswirtschaftlich-regio- 

Region besteht aus einem unentwirrbaren Bündel sozialer nalpolitische Teil der Regionsdiskussion wurde mit ver- 
um/ räumlicher Vernetzungen, die die Menschen unterein- änderten Akzenten fortgesetzt. Die aus der „Dritte Welt“- 

ander und mit der Landschaft bilden, die sie gestalten und Diskussion übernommene Metapher „Peripherie und Zen- 

in der sie hausen. “ trum“ verlor an Bedeutung und war wohl nie so ganz pas- 

send für unser Land. Der regionalpolitische Anspruch der 
„Region“ und „Heimat“ waren bereits in den 70er Jahren Herstellung gleicher Lebensbedingungen in den Regionen 

in Teilen der „Linken“ positiv aufgegriffene Begriffe gewor- wurde zunehmend kritisiert und verdrängt zugunsten von 

den, die man der „Besetzung“ durch die „Rechte“ zu ent- Konzepten einer „autonomen“, „eigenständigen“, „endo- 

wenden suchte. Weitergehende Ideen eines kämpferischen genen“ Regionalentwicklung, die auch sogenannte „sozio- 

Regionalismus waren für die (bundes)deutschen Verhältnis- kulturelle Potentiale“ mit einbeziehen. Indessen scheint die 

se jedoch zu wirklichkeitsfremd, um für die durchaus wirk- volkswirtschaftlich-regionalpolitische Betrachtung des Phän- 
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omcns „Region“ nicht von vonangigei Wichtigkeit zu sein. 
Es geht um anderes. Hermann Lübbe hat in einem Vortrag 
auf dem 15. Friesentag in Aurich (veröffentlicht in „Nord- 
friesland“, Juli 1982; ähnlich bereits in einem Beitrag in 
der „Politischen Vierteljahresschrift“ 1979) auf eine andere 
- nämlich kulturelle - Bedeutsamkeit des „Regionalismus 
als europäische Bewegung“ hingewiesen. 

Der Regionalismus moderner Prägung hat mehr als die 
Forderung zum Inhalt, eine (wirtschaftlich) zurückgebliebe- 
ne Region an andere anzugleichen oder „eigenständig“ zu 
entwickeln, was letztlich immer auf eine Art Regionalpoli- 
tik hinausläuft. Der Regionalismus entsteht vielmehr, wenn 
die im Kollektiven wurzelnde historische und räumliche 
Identität von Menschen bedroht erscheint. Aus der kulturel- 
len Verunsicherung kann ein politischer Konflikt erwach- 
sen, insbesondere wenn eine regionale Bevölkerung um ihre 
sprachliche und nationale Autonomie kämpft. Es lassen sich 
wohl drei Dimensionen des kulturellen Phänomens Regiona- 
lismus benennen, die teils älteren, teils jüngeren Ursprungs 
sind und in den verschiedenen Fällen in unterschiedlicher 
Gewichtung und mitunter kaum unterscheidbar auftreten. 
Alle drei Dimensionen sind Ausdruck des Widerspruchs, den 
die moderne zentralisierende und nivellierende, auch kolo- 
nisierende Zivilisationsentwicklung hervorbringt. 

Die erste Dimension dieses Widerspruchs könnte an den 
Begriff von „Zentrum und Peripherie“ anknüpfen, wenn 
dieser nicht ökonomisch verkürzt interpretiert würde. Auch 
die auf Proudhon zurückführende föderalistisch-anarclusti- 
sche Gegenübersetzung von staatlich-herrschaftlicher Zen- 
tralität und nichtstaatlich-genossenschaftlicher Dezentrali- 
tät erscheint eher als altmodische Vorform der modernen 
kulturellen Gestalt dieses Widerspruchs. Führende Soziolo- 
gen unserer Zeit wie Jürgen Habermas und Alain Touraine 
haben die Problematik, wie sie sich heute stellt, vielleicht 
besser auf den „Begriff* gebracht. Jürgen Habermas, indem 
er von der Gefahr der Kolonisierung der sozialen Lebens- 
welt durch die verselbständigten Systemgebilde von Staat 
und Markt spricht, die nach Gesetzmäßigkeiten jenseits des 
kommunikativen Einverständnishandelns der Menschen 
funktionieren. Oder Alain Touraine, der den alles über- 
lagernden gegenwärtigen Widerspruch zwischen dem gesell- 
schaftlichen Zentrum der technokratischen Macht, der Ap- 
parate, und ihrem sozialen Umfeld der gemeinschaftlichen 
Lebensformen, Identitäten und Gefühlswelten sieht. Tou- 
raine deutet den Regionalismus sehr modern, wenn er 
meint, daß die Bedeutung, die einst dem Verbundensein mit 
dem Beruf zukam, heute stärker durch das Verbundensein 
mit dem Raum ersetzt werde: „Die Geschichte und die 
Geographie, das Verbundensein mit der Tradition und der 
Heimaterde sind zur Denk- und Lebensweise derer gewor- 
den, die der Verpflanzung Widerstand leisten ... Das regio- 
nale Bewußtsein sowie die Verteidigung der lokalen Freihei- 
ten sind die Hauptgrundlage des Widerstands gegen die 
Technokratie. " (Die postindustrielle Gesellschaft, S. 60f.) 
Interessant ist, daß heutzutage prominente Soziologien, die 
eher in der „linken“ Denktradition wurzeln, fast in Anleh- 
nung an die alten Konservativen die Gefährdung der unmit- 
telbaren, Identität stiftenden Lebenswelt der Menschen 
durch die Zivilisations-, Macht-, Kapital- und Zentralitäts- 
entwicklung thematisieren und gerade aus der Verteidigung 
gegen deren Übermacht neue Formen sozialer Beziehungen 
und kultureller Aktivitäten erhoffen. Die unvermutete Re- 
naissance des regionalen und nationalen Bewußtseins in 
dem alten Kontinent Europa ist sicher auch Ergebnis der 
modernen „Heimatlosigkeit“ in den Industriegesellschaften, 
von der die Soziologen Peter L. Berger, Brigitte Berger und 
Hansfried Kellner in ihrem Buch „Das Unbehagen in der 
Modernität“ sprechen. Dieses „Unbehagen“ ist für Alain 
Touraine Ausgangspunkt einer „kulturellen Mutation“ als 



Grundlage für eine „soziale Mutation“, in der die Unterord- 
nung der Lebensweise unter die verselbständigten Großorga- 
nisationen aufgebrochen wird (vgl. Jenseits der Krise). 

Die „moderne Heimatlosigkeit“ ist auch die Grundlage 
der zweiten Dimension des gegenwärtigen Regionalismus, 
die insbesondere von Hermann Lübbe angesprochen wird: 
der Versuch von Bewahrung von Identität angesichts der 
„Herausforderung evolutionärer Beschleunigung, der diese 
Zivilisation in ihrem gerichteten Wandel unterliegt " (Lübbe; 
Politischer Historismus, S. 7). Für Lübbe zeigen sich im ge- 
genwärtigen europäischen Regionalismus „Bewegungen der 
Vergegenwärtigung und Verlebendigung regionaler Her- 
kunftsprägungen in der Absicht der Kompensation eines 
durch die zivilisatorische Wandlungsdynamik bedingten 
kulturellen Vertrautheitsschwundes. Der Regionalismus ist 
insofern kein Traditionalismus, vielmehr ein Modemismus 
kraft der Einsicht, daß unter den Lebensbedingungen einer 
dynamischen Zivilisation Traditionen ein sehr knappes Gut 
sind, mit dem wir im Interesse unserer Zukunft schonend 
umzugehen haben." (Regionalismus, S. 15) Im Regionalis- 
mus geht es um Identität als „Resultat unserer singulären 
Herkunftsgeschichte, über die wir im Verhältnis zu ver- 
gleichbaren Anderen in kontingenter Weise andere sind. Un- 
sere Identität - das ist die Antwort auf die Frage, wer wir 
sind, und diese Antwort hat, vollständig gegeben, stets die 
Form einer erzählten Geschichte " (Politischer Historismus, 
S. 9) 

Lübbe warnt zugleich vor drei Gefahren: Einmal vor der 
Gefahr, die Herkunftswelt gegen die Zukunftswelt auszu- 
spielen; denn produktiv ist fiir ihn der Regionalismus in sei- 
ner Funktion, den Zivilisationsprozeß zu kompensieren, 
nicht zu zerstören. Zweitens warnt er davor, daß sich der 
Regionalismus in seiner Raumbezogenheit „bomierf ', denn 
Identität ist für ihn durch die Zeit weit stärker geprägt als 
durch den Raum, was etwa an der Jahrtausende überdauern- 
den raumlosen Identität der Juden zu erkennen ist. Schließ- 
lich warnt Lübbe davor, den Regionalismus dem National- 
staat entgegenzusetzen, in dem er nach wie vor die wichtig- 
ste Institution unseres politischen Lebenszusammenhanges 
sieht. 

Regionalismus/Nationalismus 
gegen Intemationalismus/Imperialismus 

Hermann Lübbes letztgenannte Warnung zielt nicht in Rich- 
tung auf einen Gegensatz von Region und Nation, der in der 
Gegenwart schon überwiegend überholt erscheint, da die 
staatlich verfaßten Nationen Europas selbst bereits in den 
Zustand oder in die Gefahr geraten sind, von einem Welt- 
kapitalismus amerikanischen Zuschnitts nivelliert („inte- 
griert“) bzw , vom Sowjetimperialismus kolonisiert zu wer- 
den. Vielmehr ist zu erkennen, daß die politisch bedeutsa- 
men regionalistischen Bewegungen in Europa, teilweise of- 
fen im Westen, verdeckt im Osten, im Kern nationale Bewe- 
gungen sind, denen es um die Eigenständigkeit im Sinne von 
kultureller Autonomie bis hin zu politischer Separation 
geht. Verteidigung oder Wiedererringung nationaler Identi- 
tät - diese dritte Dimension des modernen Regionalismus 
ist nur scheinbar veraltet, in Wahrheit hochaktuell und läßt 
sich leicht in kultursoziologischer Perspektive den anderen 
genannten Dimensionen anschließen. Jean Amery, der sich 
ansonsten in einem Artikel in der „Frankfurter Rundschau“ 
kritisch „mit linken, ja allenfalls linksradikalen Tribunen 
der Region und des Dialekts" auseinandersetzte, akzeptierte 
dennoch den Regionalismus als nicht intellektuell aufge- 
bauschtes, sondern „authentisches Problem ", wo es sich um 
einen nationalen Regionalismus handele, so in Schottland, 
Belgien, Korsika, ja auch im Elsaß. Henning Eichberg hat 
in vielleicht überraschender Weise in seinem Buch „Nationa- 
le Identität“ und in seinem Aufsatz „Balkanisierung fiir je- 
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dermann“ den „volklichen Nationalismus“ als „Weg zu klei- 
neren Einheiten“ interpretiert. In diesem Sinne besteht zwi- 
schen Regionalismus und Nationalismus heutzutage in 
Europa kein Widerspruch mehr, ganz im Gegensatz zu der 
Vorstellung einer Überwindung der Nationalstaaten in 
einem „Europa der Regionen“. 

Noch gibt es in Westeuropa den offenen oder verdeckten 
Konflikt zwischen nationalen Minderheiten mit eigener 
„Herkunftsgeschichte“, Sprache und Kultur und zentrali- 
stisch organisierten Staaten, so v.a. in Frankreich (Basken, 
Korsen. Bretonen, Elsässer), Spanien (Basken, Katalanen), 
Großbritannien (Nordirland, Schottland. Wales), Italien 
(Südtirol) und im zwei- bzw. dreisprachigen Belgien. In den 
meisten Fällen geht es dabei um größere innerstaatliche 
Autonomie, die bereits z.T. erreicht wurde (Belgien), z.T. 




aber noch verweigert wird (Frankreich); in einigen Fällen 
(Nordirland, Basken) lassen sich für separatistische Forde- 
rungen indessen keine innerstaatlichen Lösungen finden. Da 
die europäischen Nationalstaaten, die kleineren und geteil- 
ten zuerst, die größeren im Abstand folgend, heute selbst 
bereits dem Druck der Nivellierung, „Integration“ und Ko- 
lonisierung ausgesetzt sind, handelt es sich hier um histo- 
risch „überholte“ Konflikte. Nur ein weitgehendes Ein- 
gehen auf die Autonomiewünsche nationaler Minderheiten, 
nur durchgängig föderalistisch-dezentralisierte Formen poli- 
tischer Selbstbestimmung geben den Nationen und Völkern 
insgesamt die Chance, ihre Identität künftig noch gegenüber 
den umfassenden Einschmelzungs- und Unterdrückungsten- 
denzen zu bewahren. Ein Verbund von Staaten auf wesx- 
europäischer - und in der Utopie auch auf gesamtdeutscher 
und gesamteuropäischer — Ebene ist dazu kein Wider- 
spruch, ja geradezu die Bedingung zur solidarischen Vertei- 
digung der vielfältigen regionalen und nationalen Besonder- 
heiten. Wohl aber ist nicht bei Wunschträumen zu verblei- 
ben, sondern nüchtern zu fragen, was einen Weg in diese 
Richtung möglich oder unmöglich erscheinen läßt. 

Regionale Kultur und nationale Identität gehen heute 
- zumindest für unseren Kontinent — zusammen, sind zu 
erringen und zu verteidigen gegen die Tendenzen der Zen- 
tralisierung, die immer größere Räume umfassen. Interna- 
tionalismus ist dagegen heute eher eine gefährliche Ideolo- 
gie zur Verschleierung weltwirtschaftlicher und kultureller 
Vereinnahmung und politischer Souveränitätsabgabe gewor- 
den. Die Vereinnahmung in Richtung auf einen von Ameri- 
ka ausgehenden kapitalistischen Weltmarkt und eine ent- 
sprechende „Weltkultur“ vollzieht sich in Westeuropa (an- 
ders dagegen in Lateinamerika) eher „sanft“, ohne direkte 
Pression. Der durch die ehrwürdige ideologische Tradition 
der „Internationale“ der Arbeiterbewegung nur notdürftig 
kaschierte Kolonialismus des Sowjetimperiums wird dage- 



gen von den einvemommenen Völkern als Unterdrückung 
wahrgenommen: direkt als Russifizierung der Ukrainer, 
Letten, Litauer, Esten, der asiatischen und anderen Völker 
in der Sowjetunion als Fortsetzung des Zarenreiches, indi- 
rekt als Unfreiheit unter Vasallenregierungen in Osteuropa, 
die zumal den nationalen Minderheiten (z.B. den Deutschen 
in Polen) fast jede Autonomie versagen. 

Demgegenüber gilt es festzuhalten, was „ Regionalist en“ 
in anderen Ländern längst bewußt ist, in der Bundesrepu- 
blik überwiegend aber aus Scham, mit dem Nazi-Imperialis- 
mus in Berührung gebracht zu werden, verleugnet wird: 
Beim Regionalismus geht es v.a. um die nationale Identität, 
um die Autonomie von Völkern innerhalb von Staaten, aber 
auch als Nation, die z.B. den Deutschen vorenthalten wird. 
So sagt der Elsässer Jean Dentinger in einem Nachwort zu 
dem Buch „Vom Freiheitskampf der Korsen": „ Was die Ni- 
vellierer in Frankreich wollten, das wollen sie heute auf 
weltweiter Ebene, das heißt: alles gleichmachen. Sie können 
nicht verstehen, daß es auf Erden verschiedene Kulturen, 
verschiedene Religionen, verschiedene Mythologien, ver- 
schiedene Sprachen und verschiedene Völker gibt... Ich se- 
he nicht ein, warum wir Afrika, oder Asien europäisieren 
sollten. Es ist auch nicht einzusehen, warum Europa ameri- 
kanisiert werden soll “ Etienne de Saint Laurent sieht den 
Zusammenhang von Regionalismus und nationaler Identität 
in ähnlicher Weise' „Ein häufig verkanntes und mit Füßen 
getretenes Recht ist dasjenige auf kollektive Existenz und 
speziell auf eine nationale Identität. Es ist die erste Forde- 
rung der Regionalisten.“ (Für eine revolutionäre Ideologie 
der Region, S. 32) 




Nationale Identität und Nationenbildung 

Individuelle Identität, wie sie der abendländische Mensch 
als Idee entwickelt hat, ist nur möglich auf der Grundlage 
von kollektiver Identität. Der Mensch wurde zum „Kultur- 
wesen“ erst durch seine „natürliche“ Veranlagung, ein zur 
Kulturvermittlung fähiges soziales Wesen zu sein. „Gesell- 
schaft“ als umfassender Begriff ist dabei nur eine dürre, 
scheinbar überzeitliche Abstraktion eines durch Industria- 
lisierung und Modernisierung geprägten Teilzustands der so- 
zialen, kollektiven Wirklichkeit. Diese Wirklichkeit ist in 
der Gattungsgeschichte eine sehr verschiedene, je nach Um- 
fang, Dichte und Entwicklungsstand der Lebensweisen, 
Produktionsweisen, auch Denkweisen. Für unsere Zeit und 
die Jahrhunderte davor bildet sich die umfassende kollekti- 
ve Identität insbesondere innerhalb von Völkern mit ge- 
meinsamer Geschichte, Kultur und Sprache. In Anlehnung 
an Hegel und Marx mag man von einer Existenzform des 
seiner selbst bewußten Volkes „für sich“ und einer un- 
bewußt-halbbewußten Vorform, auch eines stets unthema- 
tisiert vorhandenen „Horizonts“ des Volkes „an sich“ spre- 
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chen. Es gibt aber auch Verfalls- und Schwund-, sogar Ne- 
gationsformen des kollektiven Selbstbewußtseins, etwa als 
Folge fortwährender Unterwerfung wie bei den Indianern 
oder als Folge verlorener Kriege und verinnerlichter Kol- 
lektivschuldgefühle wie bei den Deutschen. Aus Völkern 
werden dann - wie im letzten Fall - bloße Wirtschafts- 
gesellschaften ohne Erinnerung und Zukunft, aus ihren 
staatlichen Organisationsweisen — gar in einer geteilten Na- 
tion — bloße Apparaturen mit einer auf die erfolgreiche 
Wohlstandswahrung begrenzten Legitimität. Sie werden un- 
fähig, von den einzelnen getragene politische Nationen zu 
sein mit Selbstbehauptungswillen im Umkreis der anderen 
Nationen und gegenüber hegemonialer Vereinnahmung. 

Auch für die Gegenwart und für die noch vorstellbare 
Zukunft gilt, sowohl im alten Europa als auch erst recht in 
den erst entstehenden Nationalstaaten der „Dritten Welt“, 
daß individuelle Identität nationale Identität voraussetzt. 
Jm Volk liegt unsere Identität. Das Volk bleibt, auch wenn 
wir vergehen“, sagt Henning Eichberg (Nationale Identität, 
S. 107). Wenn es stimmt, daß der hauptsächliche Wider- 
spruch des 20. Jahrhunderts zwischen Identität und Ent- 
fremdung besteht, wie es viele Soziologen annehmen, dann 
spielt dabei die Verteidigung und (Wieder-)Erringung natio- 
naler Identität eine herausragende Rolle. Der Verlust an na- 
tionaler Identität, für die es keinen Ersatz gibt, nicht im In- 
ternationalismus, nicht in der „Klasse“, deren Bedeutung 
durch die Produktionsveränderungen im Schwinden ist, erst 
recht nicht in der modernen, historisch und sozial wurzel- 
losen, narzistischen Ichsüchtigkeit, gefährdet letztlich auch 
die individuelle Identität. 



Ein Volk wird zu einer Nation, wenn es eine eigenständi- 
ge, selbstbestimmte Form des politischen Zusammenlebens 
erringt, deren neuzeitliche Organisationsweise der Staat ist. 
In diesem Sinne ist Bernard Willms zuzustimmen, wenn er 
in seiner gründlichen philosophischen Abhandlung über 
„Die Deutsche Nation“ sagt: „Die Idee der Nation ist das 
ganze eines als Staat organisierten Volkes. Sie umfaßt also 
ein reales Substrat Volk in real erlebter und erfahrener Ge- 
meinsamkeit, die von den Menschen dieses Volkes selbst her 
erfolgte Zusammenfassung zu einem Subjekt politischen 
Willens und einen abgestuften Grad von Bewußtsein dieses 
Ganzen “ (S. 54) Da die Sphäre des Politischen die inten- 
sivste Stufe kollektiver Auseinandersetzung und Selbstbe- 
hauptung bildet, strebt ein Volk nach seiner Eigenständig- 
keit als politische Nation. Die Idee der „Kultumation“ in 
der bürgerlichen Büdungswelt des 19. Jahrhunderts und im 
intellektuellen Denken des geteilten und fremdbestimmten 
Deutschlands nach dem Zusammenbruch 1945 ist nur ein 
schwacher Ersatz für die sich politisch selbstbestimmende 
Nation. Kleinere Völker, nationale Minderheiten in umfas- 
senden Staatsverbänden, fordern in der Regel nur eine re- 
gionale und kulturelle (Teil-)Autonomie; obwohl es auch 
hier radikalere Ansätze zu nationaler Abkoppelung gibt. 
Ein größeres Volk wie das der Deutschen, dessen Vielfalt an 
Landsmannschaften, Ländern und Regionen nicht Wider- 
spruch, sondern gerade Reichtum und Merkmal der nationa- 
len Eigenart ist, muß bestrebt sein, die fremdbestimmte, 
von manchen auch als selbstverschuldet wahrgenommene 
massive Trennung aufzuheben, wenn es sich nicht mit der 
eigenen Auflösung abfmden will. 
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Auch Völker leben nicht ewig, ebensowenig wie umfas- 
sendere Kulturwelten, wie es seit Spengler immer wieder 
auch für das Abendland als Ganzes angenommen wurde, zu- 
letzt in der großen Werkausgabe „Ende und Anfang“ von 
Franz Borkenau (1984). Das Verschwinden von Völkern 
und Kulturwelten kann schnell oder allmählich erfolgen, 
sich bald oder erst in ferner Zukunft ereignen, durch frem- 
de Gewalt bewirkt werden oder als (unbewußter) Selbst- 
mord. Auch das Absinken der Bevölkerungszahl eines Vol- 
kes, insbesondere im Verliältnis zur Entwicklung anderer 
Völker und ausländischer Bevölkerungsgruppen im eigenen 
Land, kann in einem solchen Zusammenhang gesehen wer- 
den. Stets aber gibt es auch immer wieder die Chance zur 
Renaissance, solange die vitale Kraft eines Volkes nicht ver- 
siegt ist, sondern noch im Untergrund schlummert. 

Völker, die zur politischen Nation drängen, identifizie- 
ren sich in der Regel, zumindest in Europa, durch die ge- 
meinsame, von anderen Völkern geschiedene Nationalspra- 
che, die sich im historischen Prozeß herausgebildet hat. 
Mehrsprachige Länder wie Belgien und Jugoslawien sind 
stets von inneren Abtrennungstendenzen bedroht, trotz be- 
reits weitgehend föderalistischer Verfassung; nur in der 
Schweiz gelang die bereits im Mittelalter beginnende Inte- 
gration verschiedener Sprachgruppen zu einem gemeinsa- 
men Volksbewußtsein. 

Deutsche Nichtidentität: 

Volk ohne Staat - Staat ohne Nation 

In Deutschland setzte im 18. und 19. Jahrhundert das 
Selbstbewußtwerden als Volk, der Wille, sich als Nation ge- 
genüber territorialer Zersplitterung und Fremdbestimmung 
zu konstituieren, an der gemeinsamen Sprache an. Anders 
als etwa in Frankreich und Italien war dabei von vornherein 
klar, daß, unabhängig von einer „kleindeutschen“ oder 
„großdeutschen“ Lösung, kein gemeinsamer Nationalstaat 
aller Deutschsprachigen erreicht war. Die Siedlungen der 
Deutschen in Ost- und Südosteuropa seit dem Mittelalter 
umfaßten vor dem 2. Weltkrieg nicht nur in den damaligen 
deutschen Ostgebieten östlich der heutigen DDR, sondern 
auch in der Sowjetunion, in Polen, Ungarn, Rumänien, Ju- 
goslawien, in der Tschechoslowakei und im Baltikum sicher- 
lich fast 25 Millionen Menschen, von denen bis zur Gegen- 
wart noch vielleicht 4 Millionen verblieben, bedroht vom 
Verlöschen der häufig unterdrückten eigenen Sprachkul- 
tur und angesichts der anhaltenden Aussiedler- 
ströme in die Bundesrepublik. Nationenbildung war stets 
nur im Kemgebiet der Deutschen denkbar. Auch die relati- 
ve Selbständigkeit der einzelnen Länder und Regionen und 
die historisch begründbare Eigenständigkeit Österreichs bil- 
den keine Gefahr, wenn daraus keine Ohnmacht gegenüber 
Vereinnahmung und Fremdbestimmung entsteht. Die her- 
metische Abtrennung der DDR von der Bundesrepublik 
schafft dagegen die Gefahr eines Verlöschens des Bewußt- 
seins eines gemeinsamen, eine Nation bildenden Volkes oh- 
ne Ersatz in neuen „Volkwerdungen“, deren historische 
Zeit vorbei ist. 

Die Bundesrepublik bleibt eine Wirtschaftsgesellschaft, 
ihre Bewohner reduzieren möglicherweise ihre Vorstellung 
von Deutschland auf die eigene Republik, zum Unwillen 
der meisten DDR-Bewohner, die sich wohl kaum dem offi- 
ziellen Identifikationsangebot einer „sozialistischen“ Na- 
tion anschließen, sondern sich als — vergessener — Rest 
Deutschlands empfinden müssen. Entweder gilt die deut- 
sche Frage als gelöst — dann gibt es künftig kein deutsches 
Volk als Nation mehr; oder aber sie wird weiter als ungelöst 
empfunden - dann bedarf es erheblicher Phantasie, sich 
künftig Lösungen vorzustellen und Möglichkeiten ihrer Rea- 
lisierung auszudenken, die den prekären Friedenszustand in 
Europa nicht gefährden. 



Die verdrängte nationale Identität der (West-)Deutschen 
machte sich nach der „skeptischen Generation“ (Schelsky) 
seit Ende der 60er Jahre im Ungenügen an der Vorgefunde- 
nen Wirklichkeit wieder bemerkbar, in der Suche insbeson- 
dere der Studentenschaft nach Zielen und Werten oft exoti- 
scher Art, die eine Identifikation ermöglichten. Reideologi- 
sierungen, Abwendung von Amerika, neuerlich die „Grü- 
nen“ und die Friedensbewegung mögen in dieser Perspekti- 
ve gesehen werden. Der Weg zu einem nationalen Bewußt- 
sein als Grundlage einer sowolü vernünftigen und realisti- 
schen als auch interessenbezogenen Politik, die auf die 
(Wieder-)Erringung nationaler Souveränität gerichtet ist, 
wird indessen von Sackgassen und Irrwegen versperrt: Ta- 
bus, Vergangenheitstrauma, Schuld- und Minderwertig- 
keitskomplexe, Spätfolgen der „Umerziehung“, auch Ge- 
wöhnung an schlechte „Realitäten“, insbesondere eine zu- 
tiefst unpolitische und selbstgerechte, säkularisiert-christli- 
che Moralisierung des politischen Lebens, auch der zwi- 
schenstaatlichen Beziehungen. 

Das Bedürfnis nach nationaler Identität gelangt nur zur 
Kümmerform gemütvoller „Heimat“- und „Regions“liebe, 
die auch bei den „Linken“ trotz aller „progressiven“ Aneig- 
nungsversuche der Alltagsgescliichte der „kleinen Leute“ 
oft ähnlich rührend und provinziell ausfällt wie bei den ge- 
schmähten Konservativen. Regionalismus, der in anderen 
Ländern als Ausdruck nationaler Identität begriffen wird, 
wird von den westdeutschen „Linken“ als Ersatz für natio- 
tionale Identität mißverstanden. 

Bedenklich wird diese Entwicklung, die ihren deutlich- 
sten Ausdruck in der Friedensbewegung findet, in einer ver- 
zerrten und unrealistischen Betrachtungsweise der die ge- 
teilte deutsche Nation bestimmtenden, umfassenden poli- 
tischen und militärischen Verhältnisse, im Ausblenden oder 
moralischen Negieren der Machtfrage im zwischenstaatli- 
chen Bereich, insbesondere im Verhältnis zwischen Demo- 
kratien und Diktaturen. Der (ehemals) „linke“ Andr£ 
Glucksmann („Die Philosophie der Abschreckung“), einet 
der Führer der „symbolischen Revolution“ in Frankreich 
1968, und der eher konservative Politikwissenschaftler 
Hans-Peter Schwarz („Die gezähmten Deutschen“) haben in 
zwei neueren Büchern in erstaunlicher Übereinstimmung 
dieses Thema schonungslos analysiert. 

Fast Unmögliches ist notwendig, um unserem Kontinent 
und unserem Volk eine Zukunft nicht nur des Friedens, 
sondern auch der Verteidigung und ( Wieder- )Erlangung der 
vielfältigen nationalen Identitäten zu ermöglichen. Ein Na- 
tionalbewußtsein als Ausgangspunkt zur Formulierung der 
eigenen kollektiven Interessen gehört ebenso dazu wie ein 
realistisches Einschätzen der politischen und militärischen 
Realitäten und der Gefahr totalitärer Hegemonie. Pazifis- 
mus ist dazu eine denkbar schlechte Voraussetzung. Die in- 
ternationale Politik nach der Ethik der Bergpredigt gestal- 
ten zu wollen, müßte sich auch ein Clirist aus verantwor- 
tungsethischen Gesichtspunkten versagen. 
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Peter Bahn Arwed D. Gorella. Hierothesion auf Utopia. 1975 

Nationale Frage — neu gestellt 



Die (schon gar nicht mehr so neue) Diskussion der „natio- 
nalen Frage“ bzw. der „deutschen Frage“ in der grünen und 
alternativen Bewegung hat einige Aufgeregtheiten hervorge- 
rufen. Nicht nur bei den etablierten Status-quo-Verteidi- 
gern, nein, besonders vehement in der grünen Partei selbst 
warnt man vor einem „Nationalismus von links“, einem 
„deutschen Sonderweg“ oder gar einer „grün-braunen Ver- 
schwörung“. Am Rande sei kurz auf diese Begriffe einge- 
gangen: Nationalismus war in Deutschland bisher meist mit 
„rechts“ gleichgesetzt und deshalb von Linken, Grünen, Al- 
ternativen usw. negativ gewertet worden. Andererseits war 
sich der „Linksnationalismus“ in Irland, im Baskenland, in 
Nicaragua usw. stets der Solidarität dieses Spektrums gewiß. 
Wenn im Bezug auf die BRD nun auch von „linkem Natio- 
nalismus“ die Rede ist, so impliziert allein diese Begriffs- 
bildung, daß es sich um etwas völlig anderes handeln muß 
als das, was man bisher von CSU, NPD, „National-Zeitung“ 
— kurzum: den „Rechten“ — gewohnt war. Um so unver- 
ständlicher ist es aber dann, dennoch diesen „Linksnationa- 
lismus“ (und wohl gemerkt: nur, soweit es sich um einen 
deutschen handelt) als „Gefahr“ zu diffamieren. 

Was den „deutschen Sonderweg“ angeht, so ist dessen 
„Gefährlichkeit“ allenfalls für die eingefahrenen Institutio- 
nen der existierenden politischen, militärischen und wirt- 
schaftlichen Machtblöcke zu erkennen: Diese werden aller- 
dings in Frage gestellt, und konkret läuft der vielgeschmäh- 
te „Sonderweg“ eben darauf hinaus, aus diesen Machtblök - 
ken auszubrechen, da deren friedensbedrohende und (siehe 
EG) bürokratische, unsoziale und antiökologische Realität 
zunehmend erkannt wird. 



Was nun das „Argument“ von der „grün-braunen Ver- 
schwörung“ betrifft, so handelt es sich um eine seit 1977/78 
immer wieder bei Gelegenheit hervorgezauberte Klamotte, 
die meist von interessierter Seite als taktisches Mittel bei 
fraktionellen Auseinandersetzungen innerhalb der grünen 
Wahlbewegung eingesetzt wurde: Mal ging es dabei gegen 
Baldur Springmann, mal gegen August Haußleiter, mal ge- 
gen den „rechten“ LV-Berlin der „Grünen“, mal gegen die 
deutschlandpolitische AG der „linken“ AL-Berlin, mal ge- 
gen die „Liberalsozialen“ um Georg Otto, mal gegen die 
Gruppe „Linke Deutschland-Diskussion“ und ihren Spre- 
cher Rolf Stolz, mal gegen Roland Vogt, mal gegen Rudolf 
Bahro. Man sollte das alles etwas tiefer hängen und ängst- 
lich-aufgeregte Reaktionen der Angeschossenen sind nur 
das, was diejenigen, die den „Fascho“-Holzhammer schwin- 
gen, wollen. Am eifrigsten bei der Produktion entsprechen- 
der „Verschwörungs“-Stories ist übrigens die dezidiert 
antigrüne EAP, und die Jungs vom „Arbeiterkampf* besor- 
gen skrupellos deren Geschäft, um sich Vorteile im inner- 
grünen Clinch zu sichern - leider mit einigem Erfolg. 

Zum eigentlichen Thema: Grüne, Linke und Alternative 
„entdecken“ Heimat und Nation, Identität und Volkskul- 
tur. Es handelt sich um einen Prozeß, der quasi auf zwei 
„Schienen“ (und zwar zeitlich etwas versetzt) seit Mitte / 
Ende der siebziger Jahre im Gange ist. Vorausgeschickt wer- 
den muß allerdings, daß eine der Keimzellen der grünen Par- 
tei, die seit 1965 bestehende und 1980 aufgelöste AUD 
(„Aktionsgemeinschaft Unabhängiger Deutscher“, die Par- 
tei, der u.a. August Haußleiter, Wolf-Dieter Hasenclever, 
die Ex-MdB’s Dieter Burgmann und Christa Reetz u.a. ein- 
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mal angehörten) sich stets auch als gesamtdeutsch-neutrali- 
stische Partei verstand. Bis etwa 1972 überwog dieses Ele- 
ment sogar in den AUD-Aussagen, wurde dann um ökologi- 
sche Aussagen von beachtlicher Tiefe und Ernsthaftigkeit 
ergänzt, und 1976 war die AUD die erste „grüne“ Partei, 
die bei einer Bundestagswahl antrat: mit einem ökologi- 
schen Schwerpunktprogramm, paritätischer Besetzung der 
Listen mit Männern und Frauen usw. Zu dieser Zeit hatte 
mancher der heutigen grünen Bundes- und Landesfürsten für 
Umweltprobleme bestenfalls ein müdes Lächeln übrig. 

Die Jahre von 1975 bis etwa 1981/82 brachten aber 
dann, z.T. als Ergebnis der beginnenden Desillusionierung 
vieler ehemals marxistischer Linker, eine wahre Flut von 
Büchern und Zeitschriftenaufsätzen zu Themen wie „Regio- 
nalismus“, „Provinz“, „Heimat“, „Identität“, „Landleben“ 
usw. Bestimmte bisher gehegte Fortschrittsillusionen, die 
traditionelle marxistische Fortschrittsgläubigkeit und der 
deterministische Geschichtsoptimismus der herkömmlichen 
Linken begannen zu kriseln, und die realen Entfremdungs- 
probleme in dem zubetonierten Industrieland Westdeutsch- 
land brachten die Hinwendung zu alten, bedrohten, im Ver- 
schwinden begriffenen Lebensräumen und Werten. Hier 
liegt der eine Zugang von Teilen der „Szene“ zu Heimat 
und Nation. 

Die Wiederentdeckung von Heimat und die Verteidigung 
von regionaler (zunächst - bei den meisten - noch nicht 
nationaler) Identität wurde zu einer der Antriebskräfte von 
Protestbewegungen, so in Wliyl. an der Frankfurter Start- 
bahn, an der Daimler-Teststrecke bei Boxberg, in Gorleben 
usw. Der Kontakt mit der oft noch stark bäuerlich gepräg- 
ten, in regionalen Traditionen wurzelnden Bevölkerung in 
der Umgebung technologischer Großprojekte veränderte Er- 
fahrungshorizont und Weltbild so manches linken Groß- 
stadt-„Freaks“, der bisher als ..Kind von Marx und Coca- 
Cola“ eher verächtlich auf das Land und die Relikte seiner 
alten Kultur herabgeblickt hatte. 

Identität gegen Entfremdung: Die Kritik dessen, was oft 

— berechtigterweise - als „amerikanischer Kulturimperialis- 
mus“ bezeichnet wurde, war eine notwendige Konsequenz 
und rückte langsam. Stück für Stück, die Frage der Nation 
wieder ins Blickfeld. 

Die zweite „Schiene“, über die eine Annäherung der 
grün-alternativen Strömungen an die nationale Frage erfolg- 
te, war die besondere Situation Deutschlands als eines ge- 
spaltenen und in Ost und West von fremden Truppen be- 
setzten Landes. Die Biermann-Ausweisung aus der DDR, die 
Inhaftierung Rudolf Bahros und die sich daraus entwickeln- 
de Solidaritätsbewegung liier im West, schließlich die zuneh- 
mende Zahl von DDR-Schriftstellern (Gunter Kunert, Sarah 
Kirsch. Rainer Kunze. Wolf Deinert u.a.), die in die BRD 
kamen bzw. kommen mußten, verursachten bei Teilen der 
nonkon formen intellektuellen Linken eine neue Sensibilität 
für die Problematik dei geteilten Nation, eine Sensibilität, 
die sich jedoch in keiner Weise von der etablierten west- 
deutschen Politik vereinnahmen ließ. 

Im Dezember 1979 gab dann der NATO-Doppelbeschluß 
den Anstoß für die Entfaltung der Friedensbewegung, und 
in deren Verlauf begann sich bei vielen Grünen und Alterna- 
tiven Klarheit über bestimmte Dinge abzuzeichnen, die bis- 
her zwar auch schon existiert hatten, aber — aus den unter- 
schiedlichsten Gründen - bewußt oder unbewußt ignoriert 
worden waren. Klar wurde u.a., daß 

— Deutschland ein von fremden Truppen besetztes Land 

ist; 

— nicht nur die DDR, sondern auch die BRD keine wirkli- 
che Souveränität hat; 

die Existenz des jeweils anderen deutschen Teilstaats den 



Herrschenden in Ost und West zur Begründung für ihre 

Repressalien gegen Basisbewegungen dient; 

- die deutsche Spaltung und die Tatsache der unmittel- 
baren militärischen Blockkonfrontation mitten in 

Deutschland die Kriegsgefahr in Europa erhöht und 

- die Deutschen aus diesem Grunde die ersten Opfer eines 

atomaren Konfliktes wären: die Wiedervereinigung im 

Massengrab, das Ende des deutschen Volkes. 

Aus diesen Erkenntnissen entwickelte sich das. was als 
„linker Neutralismus“, „Linksnationalismus“ oder als An- 
steuern eines „deutschen Sonderweges“ bezeichnet wird. 
Allerdings sind zwei Anmerkungen notwendig: Zum einen 
handelte und handelt es sich - vielleicht mit Ausnahme der 
ersten großen Friedensdemonstration im Herbst 1981 in 
Bonn um eine minoritäre Position, sowohl in der Frie- 
densbewegung als auch bei den „Grünen“ als deren Teil. 
Zum anderen gibt es noch kaum Berührungen zwischen den 
beiden aufgezeigten „Seidenen“: Die „Heimat“- und „Re- 
gionalismus“-Welle droht mittlerweile zu einer weitgehend 
unpolitischen, introvertierten Subkultur zu verkümmern; 
die immense politische Sprengkraft eines gegen Kulturkolo- 
nialismus und Entfremdung gerichteten Konzeptes wurde 
nie richtig erkannt, geschweige denn die Realisierung eines 
solchen Konzeptes versucht. Die „neutralistischen“ und 
„linksnationalen“ Teile der Friedensbewegung und der 
grün-alternativen Wahlformationen erkannten die Bedeu- 
tung des kulturellen Aspekts für die Politik ebensowenig 
und gingen an entsprechenden Tendenzen oft verständnislos 
vorbei, um sich der Abfassung trockener friedenspolitischer 
oder völkerrechtlicher Memoranden zu widmen. Die politi- 
schen Ansätze (Besatzungsstatut, Blockbindung usw.) und 
die kulturkritischen Themen (Heimat, Idenitität, Tradition) 
zusammenzubringen — das wäre eine ganz wichtige Aufgabe. 

Von beiden Richtungen mehr oder weniger übersehen 
bzw. nur am Rande gestreift wurde ein weiterer, gerade für 
eine ökologische Gesellschaftskritik relevanter Punkt, der 
sich bei näherem Hinsehen als der aktuelle Kern dessen ent- 
puppt, was als „nationale Frage" zu bezeichnen ist und des- 
sen Problematik sich keinesfalls nur auf Deutschland be- 
schränkt. 

Die klassische Imperialismustheorie, die von expansiv 
und im Auftrag national gebundener Kapitalgruppen han- 
delnden Nationalstaaten ausgeht, ist seit dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges überholt. Letzte klassisch-imperialisti- 
sche Akte von Nationalstaaten alter Prägung waren die 
französischen Kolonialkriege in Indociiina und Algerien so- 
wie das britisch-französische Suez-Abenteuer von 1956, Sie 
scheiterten, sie mußten scheitern, weil die Kräfteverhältnis- 
se sich weltweit verschoben hatten. 

Das Großkapital agiert seit 1945 nicht mehr national, 
sondern international. Wirtschaftliche - und damit letzt- 
endlich auch politische - Macht konzentriert sich heute 
nicht mehr bei den klassischen nationalen Unternehmun- 
gen, sondern - und zwar in ständig zunehmendem Maße 
bei weltumspannenden, multinationalen Bank- und Indu- 
striekonzemen. bei denen der Sitz der jeweiligen Hauptver- 
waltung letztendlich unerheblich ist und keine nationalen 
Loyalitäten konstituiert. Vielmehr beeinflussen diese mäch- 
tigen Kapitalgruppen jeweils die Regierungen mehrerer 
Staaten, und mittlerweile sind supranationale Lenkungs- 
und Steuerungsinstrumente entstanden, in denen v.a. die 
Bankkonzeme die bestimmende Rolle spielen und denen 
die Nationalstaaten immer weniger an politischer und öko- 
nomischer Potenz entgegenzusetzen haben: die Weltbank, 
der „Internationale Währungsfonds“ (IWF) usw. Mit Ein- 
richtungen wie etwa der „Trilateralen Kommission” und 
der „Bilderberger-Konferenz“ (so genannt nach dem Ort 
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Auf dem Weg zur kosmopolitischen „Weltkultur”: rücksichtslose Planierung regionaler und nationaler Sonderkulturen 



des ersten Treffens, dem Hotel „Bilderberg“) wurden 
schließlich Gremien geschaffen, die weitgehend unter Aus- 
schluß der Öffentlichkeit arbeiten, und in denen sich 
Staats-, Wirtschafts- und Gewerkschaftsführer der Industrie- 
länder untereinander abstimmen, ohne von Parlamenten 
oder der Presse kontrolliert werden zu können. 

Das alles geschieht nun nicht um seiner selbst willen, 
sondern aus höchst rationalen ökonomischen Interessen 
heraus: Es geht um die Erschließung auch der letzten Er- 
denwinkel für den sogenannten „freien Welthandel“, die 
weltweite Steigerung von Industrieproduktion und Kon- 
sum und die daraus resultierende Profitsteigerung. Das 
setzt u.a. die rücksichtslose Planierung der regionalen, na- 
tionalen und religiösen Sonderkulturen voraus, die dem Ziel 
international weitgehend vereinheitlichter Produktions- und 
Konsumgewohnheiten, Lebens- und Denkstrukturen z.Zt 
noch im Wege stehen und hinderlich sind für die ange- 
strebte genormte und nivellierte, kosmopolitische „Welt- 
kultur“. 

Kurzum: Es geht um die Übertragung des westeuro- 
päisch-nordamerikanischen Zivilisationsmodells (und das 
heißt auch: seiner mittlerweile kulturell wie ökologisch ne- 
gativen Folgen) auf den Erdball. Aber Vorsicht: Das muß 
nicht bedeuten, daß etwa auch überall der sogenannte „Le- 
bensstandard“ gehoben und der Hunger beseitigt wird, wie 
manche fortschrittsgläubige Utopisten träumen. Die Zerstö- 
rung der agrarischen Subsistenzwirtschaften in der Dritten 
Welt, welche hierzulande schon vor 150 bis 200 Jahren 
stattfand, durch kurzfristigen Gewinn oder Prestige verspre- 
chende Industrialisierungsprojekte zeigt das Gegenteil: Hun- 
ger, Armut, Unterdrückung nehmen zu. 



Es ist die von Rudolf Bahro einmal so bezeichnete „gro- 
ße Maschine“, die nach allen Ländern greift - und die Zer- 
störung, v.a. auch Zerstörung gewachsener Kulturen und 
ökologischer Systeme, mit sich bringt. Die traditionelle 
afrikanische Dorfgemeinschaft fällt ihr ebenso zum Opfer 
wie der Amazonas-Urwald. 

Und auch wir, die wir z.Zt. noch von der Ausplünde- 
rung der Dritten Welt profitieren, sind letztlich Opfer! 
Nur hat unsere Form der Vereinnahmung, der Kolonisie- 
rung, eine andere, spezifische Form — die Metapher des 
„goldenen Käfigs drängt sich liier auf, doch wie lange wird 
diese Vergoldung noch halten? Auf Entscheidungen haben 
wir als Stimmvieh bei Wahlen und selbst als Parteimitglie- 
der und politische Aktivisten kaum Einfluß. Durch die zu- 
nehmende Verlagerung politischer Entscheidungen weg 
von den Nationalstaaten und hin zu supranationalen 
Institutionen wie IWF, Weltbank, GATT, aber auch den EG 
wird die Volkssouveränität in den einzelnen Ländern, auch 
da, wo sie -wie in der BRD - Verfassungsvorrang hat, 
mehr und mehr ausgehöhlt. Nicht nur die NATO bedroht 
unsere Souveränität, vielmehr zeigt z.B. der Strreit um die 
europäischen Abgasrichtlinien und den Katalysator, wie we- 
nig eigentlich noch vom gewählten Parlament und der ge- 
wählten Regierung dieses Landes autonom entschieden wer- 
den kann. Die Direktwahl des Europaparlaments ist da ab- 
solut keine Hilfe: Wennschon bei 500 MdB’s auf 60 Millio- 
nen Einwohner kein wirklicher Kontakt und keine wirkli- 
che Kontrolle von unten mehr möglich ist, wie soll sie da 
bei 81 deutschen Europa-Parlamentariern (d.i. einer auf et- 
wa 750 000 Einwohner) noch möglich sein? 



14 



Was also tun? Das Stichwort heißt „Abkoppeln“ und 
wird z.Zt. v.a. im Hinblick auf zwei Aspekte gebraucht: 
Der eine dieser Aspekte bezieht sich auf die Abkoppelung 
von Ländern der Dritten Welt vom sogenannten „freien 
Weltmarkt“ und seinen Ellbogenprinzipien; der andere, in 
der Friedensbewegung gebräuchliche, meint ein politisch- 
militärisches Abkoppeln von den Blöcken durch Erlangung 
eines neutralen Status. 

Es gilt nun, den Begriff des „Abkoppelns“ zu erweitern 
und zu überprüfen, welche Möglichkeiten eines auch 
wirtschaftlichen Abkoppelns es für uns, die Deut- 
schen, gibt. Dafür sprechen viele Gründe: die Loslösung 
von dem krisenhaften, auf Profitsteigerung und Umweltzer- 
störung tendierenden „freien“ Weltmarktsystem, ein Ende 
der Beteiligung an der Ausbeutung der Dritten Welt, die 
Verlagerung (bzw. Rück-Verlagerung) politischer Kompe- 
tenzen auf eine untere (nationalstaatliche) Ebene, die Mög- 
lichkeit, ökologisch und sozial Notwendiges im eignen Lan- 
de auch ohne die „Genehmigung“ von Institutionen wie der 
EG und ohne Betteln bei den Nachbarländern durchsetzen 
zu können usw. Im Kern angesprochen, ist hier die Frage 
der nationalen Souveränität, die mit regiona- 
ler und kommunaler Autonomie korrespondieren kann und 
muß. 

Dazu sind ganz bestimmte Voraussetzungen nötig: auf 
wirtschaftlichem Gebiet u.a. eine Abkehr von der Export- 
und eine Hinwendung zur Binnenmarktorientierung (was 
selbstverständlich seine Zeit braucht und große Umstruktu- 
rierungen im gesamten Wirtschaftsleben voraussetzt), ein 
staatliches Außenhandelsmonopol, starke planerische Ele- 
mente im Wirtschaftsleben (mit möglichst vielen Planungs- 
kompetenzen in den Regionen und Gemeinden) usw. Man 
sollte sich auf keinen Fall der Illusion hingeben, eine Ab- 
kopplung vom Weltmarkt - die in Deutschland aufgrund 
des Mangels an wichtigen Rohstoffen auch nur immer eine 
weitgehende, nie aber eine totale sein kann - sei unterhalb 
der nationalstaatlichen Ebene zu bewerkstelligen, etwa in 
Form von sich massenhaft gründenden „Aussteiger-Kommu- 
nen“ (was anscheinend Rudolf Baliro vorschwebt). Nein, 
das quantitative und qualitative Potential, das die Größe 
„Nationalstaat“ (noch) hat, ist für einen solch schwierigen 
und streckenweise auch schmerzhaften Umstrukturierungs- 
prozeß unverzichtbar! 

Somit hat die nationale Frage, die sich in ähnlicher Wei- 
se auch in fast allen Ländern (die ja gleichfalls den zerstöre- 



rischen Weltmarktmechanismen unterworfen sind) stellt, 
viele Aspekte: einen kulturellen, einen militärischen, einen 
politischen, einen (ganz, ganz wichtigen) wirtschaftlichen 
und auch einen ökologischen. Es kommt darauf an, sie als 
Einheit zu behandeln und die Frage der Souveränität als das 
Verbindende zu sehen. 

Anders wird sich auch die ganz spezielle deut- 
sche Frage, das Problem der staatlichen Teilung der 
Nation, nicht befriedigend lösen lassen: Eine „Wiederver- 
einigung“, die auf nichts anderes hinausliefe als auf die ver- 
stärkte Einbeziehung auch des Territoriums der DDR in die 
Abhängigkeitsstrukturen des existierenden Weltmarktsy- 
stems (z.T. steckt die DDR schon jetzt mit drin!), würde 
den Kernpunkt, die Souveränitätsfrage, in keiner Weise 
einer Lösung näherbringen. 

Es gehört zum selbstverständlichen Recht eines Vol- 
kes (gleich, ob es vor mehr als 40 Jahren einen Krieg verlo- 
ren hat oder nicht), frei darüber entscheiden zu können, ob 
es sich zu einem Staat vereinigen will oder nicht. Uns Deut- 
schen wird dieses Recht seit 1945 in Ost und West 
vorenthalten. Die Realisierung dieses Rechts setzt aber 
eben Souveränität voraus, und deren Gewinnung erfordert 
u.a. die Rekonstruktion einer nationalen Identität, einer 
auch kulturellen Befreiung der Nation. Eine Reduzierung 
der nationalen Frage in Deutschland auf das Problem der 
„Wiedervereinigung“ führt dabei nicht weiter. Erst eine 
mögliche Abkoppelung im Westen wird entsprechende Pro- 
zesse auch in der DDR möglich machen und der UdSSR, die 
an ihren Ost- und Südgrenzen mit zunehmenden Problemen 
zu tun hat, einen Rückzug aus Mitteleuropa erlauben. 

Hier gilt es, weiter zu diskutieren, unabhängig von der 
augenblicklichen Konjunktur der nationalen Problematik 
bei den „Grünen“ oder in der merklich zerfallenden Frie- 
densbewegung. Sonst werden sich Kräfte dieses Themas an- 
nehmen, deren Antworten darauf alles andere als ökolo- 
gisch und basisdemokratisch sind ... 
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Kultumation: Die Einheit entsteht in den Köpfen. In einem Leseraum in Berlin um 1850, Gemälde von L. Amato. 



Wolfgang Seiffert 

Voraussetzungen 

für die Lösung der deutschen Frage 

Das Thema sollte ursprünglich „Die Lösung der deutschen ben. Oder wir wollen etwas anderes, 

Frage durch Überwindung der Teilung Europas“ lauten. Die dann soll man auch dies unmißverständ- 

erste Hälfte dieser Formulierung erschien mir denn doch zu lichsagen. 

anspruchsvoll, so als könne ein einzelner in einem Referat Mein formuliertes Thema zeigt allerdings schon, daß ich 

einen Plan bis in alle Einzelheiten entwickeln, wie man die- davon ausgehe> daß die Lösung der deutschen Frage poli- 

se Frage nun endlich löst. Die zweite Hälfte der Formulie- tisch notwendig und möglich und daher beharrlich anzustre- 

rung aber erschien mir schlicht falsch, eine der gängig ge- ben ist, und zwar nicht etwa nur, weil das Bundesverfas- 

wordenen Formeln, mit der man die Hoffnungen der einen sungsgericht dies so in seinem Urteil zum Grundlagenver- 

auf Deutschlands Einheit kanalisiert und die Abneigung der trag ^ grunds atzUche Norm formuliert hat 1 > , sondern weil 

anderen gegen eine deutsche Wiedervereinigung befriedigt, nur d j es der Lage der Deutschen und Deutschlands in der 

indem man sie versichert, es handle sich ja gar nicht um die Welt von heute gerecht wird, und weil nur auf diesem Wege 

deutsche Wiedervereinigung, sondern um auch e j n ec htes Europa entstehen kann, was kürzlich auch 

die europäische Einigung. In dem einen wie von B rze zinski, dem früheren Berater des US-Präsidenten, 

dem anderen Falle läuft die Formel — unterstellt, sie sei so ausgesprochen wurde 2 *, und weil auch nur so erst die Vor- 
gemeint, wie sie ausgesprochen wird — auf die Illusion hin- aussetzungen heranreifen können für den Übergang der 

aus, es werde einen „europäischen Einigungsprozeß geben, Wirtschafts Integration der EG zu einer politischen 

in dem die deutsche Wiedervereinigung wie eine reife Union Europas 3 * und nicht umgekehrt. Ich fühle mich also 

Frucht als Nebenprodukt herausfallen würde oder auch, in diesem Sinne durc haus als der bessere Europäer. Will man 

weil dann Grenzen keine Rolle mehr spielen würden, viel- aber aus diesen Gründen die Lösung der deutschen Frage 

leicht „überflüssig“ werden würden. An solchen Spielchen ^ den nächsten wichtigen Schritt auf dem Wege zu Euro- 
möchte ich mich angesichts der Realitäten gar nicht erst be- p a> so ist es notwendig, klar auszusprechen, worin die deut- 

teiligen. Die Zeit der „Sprechblasen in der deutschen Fra- sehe Frage besteht, weshalb ihre Lösung unerläßlich ist und 

ge ist ohnehin vorbei. Entweder wir wollen die welche Voraussetzungen dafür erforderlich sind. Die For- 

Lösung der deutschenFrage, dann soll- mulierung „Voraussetzungen“ heißt dabei, daß es solche be- 

ten wir ohne Umschweife dies auch sa- reits aber manche auch noch erst zu schaffen sind, 
gen und d i e s e s Z i e 1 b e h a r r 1 i c h a n s t r e - 
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Unter diesen Aspekten wären hier eine Vielzahl von Vor- 
aussetzungen zur Lösung der deutschen Frage zu behan- 
deln. Es wäre insbesondere darauf iiinzuweisen, daß die Exi- 
stenz der Europäischen Gemeinschaften und des Atlanti- 
schen Bündnisses (NATO) und die Mitgliedschaft der Bun- 
desrepublik Deutschland Ln beiden die von den USA und 
der NATO garantierte militärische Sicherheit der Bundesre- 
publik und Berlins die Verteidigungsfähigkeit der Bundes- 
republik selbst und die politisch und rechtliche gegebene 
Solidarität der westlichen Verbündeten mit dem nationalen 
Anliegen des deutschen Volkes die wesentlichen bereits vor- 
handenen, aber nichtsdestoweniger sorgsam zu bewahren- 
den und zu vertiefenden grundlegenden Voraussetzungen 
bilden, damit die Deutschen überhaupt die Chance haben, 
dereinst wieder in einem einheitlichen freien Deutschland 
zu leben. Es wäre ferner etwa von der notwendigen Voraus- 
setzung und Möglichkeit zu sprechen, daß die Moskauer 
Führung ihre bisherige sowjetische Europa- und Deutsch- 
landpolitik grundlegend ändert und die politische Führung 
der DDR (also die SED) zu einer Politik des „nationalen 
Kompromisses“ findet. Notwendig wäre die Herstellung 
eines Konsenses zwischen den vier Mächten und allen ande- 
ren Teilnehmern der KSZE-Konferenz von Helsinki und eines 
Verhältnisses zwischen Ost und West überhaupt, das vom 
Ausgleich und der Bereitschaft zur vertrauensvollen Zusam- 
menarbeit geprägt ist u.a.m. Die Behandlung wenigstens der 
wichtigsten Fragen erforderte ein ganzes Buch, vielleicht 
auch mehrere. Ich werde meinen Beitrag dazu leisten mit 
einer Arbeit, die demnächst vorliegen wird. Hier jedoch will 
ich mich auf einige Fragen konzentrieren, die v.a. von uns 
Deutschen in der Bundesrepublik abhängen und daher auch 
von uns zu bewältigen sind. Dies nicht nur aus Zeitgründen, 
sondern nicht zuletzt deshalb, weil die Behandlung von 
Voraussetzungen zur Lösung der deutschen Frage, die pri- 
mär oder ausschließlich von anderen abhängen, nur zu 
leicht dazu führt, das eigene Mögliche mit dem Hinweis dar- 
auf zu lassen, dies habe nur Sinn, wenn die von den anderen 
zu schaffenden Voraussetzungen gegeben seien, davon aber 
sei nicht zu sehen. Ich sehe unsere zentrale 
politische Aufgabe darin, ein gesundes 
Nationalbewußtsein der Deutschen da- 
durch zu fördern, daß diese sich ihrer 
tatsächlichen Lage und der Notwendig- 
keit bewußt werden, diese in Richtung 
auf Wiederherstellung eines sich selbst 
bestimmenden Deutschlands zu verän- 
dern. Dies erfordert v.a. Klarheit und Präzision in Grund- 
I ragen der Deutschlandpolitik. Dazu Anmerkungen zu Wer 
Punkten und einige zusammenfassende Schlußfolgerungen. 

1 . Klarheit über das Selbstbestimmungsrecht der Deutschen 

1 . 1 . 

Es gehört zum Repertoire der meisten Politiker in der Bun- 
desrepublik Deutscliland, wenn sie sich zu Fragen der 
Deutschlandpolitik äußern, auf das Selbstbestimmungsrecht 
zu verweisen. 41 Das ist natürlich gut und richtig, denn 
eben das Selbstbestimmungsrecht ist 
der Kern der deutschen Frage, und das 
Ziel der D e u t s c h I a n d p o I i t i k m u ß dar- 
auf gerichtet sein, daß die Deutschen 
ihr Selbstbestimmungrecht ausüben 
können. Doch so oft auf das Selbstbestimmungsrecht 
verwiesen wird - fast immer gescliieht es in einer Weise, 
die das Selbstbestimmungsrecht falsch, unpräzise definiert 
oder damit Assoziationen verbindet bzw. — bewußt oder 
unbewußt - Assoziationen erzeugt, die mit dem Selbstbe- 
stimmungsrecht nichts zu tun haben oder ihr genaues Ge- 
genteil sind und daher eine völlige Fehlorientierung der 
Öffentlichkeit bedeuten. 



Da wird fast immer der Eindruck erweckt, es ginge nur 
um das Selbstbestimmungsrecht der Deutschen in der 
DDR. 51 Da wird nicht selten zwischen dem Selbstbestim- 
mungsrecht und der staatlichen Wiedervereinigung unter- 
schieden 6 *, zuweilen wird sogar davon gesprochen, wenn 
denn die Selbstbestimmung für die Deutschen in der DDR 
nicht anders zu haben sei, könne dies auch ohne staatliche 
Einheit verwirklicht werden. 2 * Es ist schon grotesk, wenn 
der FDP-Bundestagsabgeordnete Ronneburger als deutsch- 
1 and politischer Sprecher seiner Partei regelmäßig davon 
spricht, die Bundesrepublik sei nicht verpflichtet, die Wie- 
dervereinigung anzustreben, weil das Wort im Grundgesetz 
nicht enthalten sei und die Präambel nur von der Einheit 
der Nation, nicht aber von der staatlichen Einheit spreche. 81 
Nicht weniger fragwürdig ist es, wenn gelegentlich im Inter- 
esse guter Beziehungen zur DDR gefordert wird, man dürfe 
deren Staatlichkeit „nicht in Frage stellen“ 91 , dabei das 
Selbstbestimmungsrecht aber stillschweigend ausgeklam- 
mert wird, offenbar deshalb, weil man sich über Sinn und 
Inhalt des Selbstbestimmungsrechts nicht im klaren ist. Das 
Selbsibestimmungsrecht steht auch nicht irgendwelchen be- 
liebigen Gruppen, etwa den separierten „Staatsvölkem“ der 
DDR oder der Bundesrepublik 10 * zu, sondern nur der Na- 
tion als Ganzes bzw. nationalen Minderheiten. 1 1 * 

1 . 2 . 

Gegenüber allen solchen oder ähnlichen falschen, irreführen- 
den oder unpräzisen Auffassungen gilt es festzuhalten: Das 
Selbstbestimmungsrecht, das heute im Völkerrecht unstrei- 
tig zu den zwingenden Regeln der internationalen Rechts- 
ordnung gehört, besteht in dem Recht einer 
Nation, einen eigenen Staat zu bilden 
und ihren politischen, sozialen und 
kulturellen Status frei zu bestimmen. 
Der Sinngehalt dieses Selbstbestimmungsrechts ist der, daß 
möglichst viele Menschen in einem Staat leben können, mit 
dem sie sich identifizieren. Das ist die Demokratie- und 
Freiheitsfunktion des Selbstbestimmungsrechts und zu- 
gleich seine friedenstiftende und friedenerhaltende Funk- 
tion. 12 * Gewiß stellt damit das Selbstbestimmungsrecht 
immer auch einen Staat oder bestimmte Verhältnisse in Fra- 
ge bzw. richtet sich gegen einen Staat oder gegen bestimmte 
Verhältnisse, aber das sind eben Staaten oder Verhältnisse, 
mit denen sich die Mehrheit der Nation nicht identifizieren 
kann. Da es undemokratisch wäre, Verfahren für die An- 
wendung des Selbstbestimmungsrechts festzulegen, die ein 
bestimmtes Ergebnis vorprogrammieren, kann man - wie 
bei jeder freien Wahl - bestenfalls erahnen, was bei einem 
entsprechenden Plebiszit herauskommt, aber man kann es 
nicht wissen (Beispiel: Saarabstimmung). Es spricht für das 
Selbstvertrauen der politischen Kräfte, die die Bundesrepu- 
blik gegründet haben, wie für die verfassungstragenden 
Kräfte heute, wenn sie mit Präambel, Artikel 23, 116 und 
146 des Grundgesetzes sich uneingeschränkt zum Selbstbe- 
stimmungsrecht bekennen. Es entspricht ferner dem demo- 
kratischen und freiheitlichen Gehalt des Selbstbestim- 
mungsrechts, wenn dieses nicht nur bei der Nation und 
nicht nur beim Staatsvolk liegt, sondern auch dann bei der 
Nation bleibt, wenn diese von ihrem Selbstbestimmungs- 
recht Gebrauch gemacht hat, das Selbstbestimmungsrecht 
damit also keineswegs „konsumiert“ ist, sondern immer 
dann wieder angerufen werden kann, wenn die Nation 
einen entsprechenden Willen erkennen läßt, sei es, daß sie 
mit der einmal getroffenen Entscheidung nicht mehr zu- 
frieden ist, sei es, daß sich die Verhältnisse grundlegend ge- 
ändert haben. Auch deshalb bleibt die Unterscheidung zwi- 
schen „Staatsvolk“ und „Nation“ wichtig. „Staatsvolk“ - 
das sind die Angehörigen oder Bürger eines Staates. Als sol- 
che haben sie verfassungsrechtlich begründete und abgrenz- 



17 




bare Pflichten und Rechte gegenüber dem Staat. Als Nation 
haben sie auch das Recht, den Staat in Frage zu stellen, 
weil und wenn sie sich mit ihm nicht mehr identifizieren. 

1.3. 

Wendet man diese Grundsätze des gel- 
tenden Selbstbestimmungsre chts auf 
die Deutschen an. so wird unabweisbar, 
daß das Selbstbestimmungsrecht der 
Deutschen darin besteht, ihren die Na- 
tion als Ganzes umfassenden Staat zu 
bilden und die politische, wirtschaft- 
liche und kulturelle Ordnung in diesem 
Staat frei zu wählen. Dabei steht der Kreis der 
Personen, die die deutsche Nation bilden, eindeutig fest. 
Es sind alle jene Deutschen, die die fortgeltende deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen, wie diese u.a. in Art. 116 des 
Grundgesetzes umschrieben wird. 



1.4. 

Es versteht sich von selbst, daß dieses Selbstbestimmungs- 
recht der Deutschen nur auf friedlichem Wege ausgeübt 
werden kann, ist doch das absolute Gewaltverbot als Jus 
cogens Kem des geltenden Völkerrechts. 13 * Ebenso ist es 
politisch eine Binsenweisheit, daß die Ausübung des Selbst- 
bestimmungsrechts der Deutschen eine politische Mächte- 
konstellation und ein Ost-West- Verhältnis voraussetzt, in 
dem die europäischen Staaten (einschließlich USA) eine 
Wiederherstellung eines sich selbst bestimmenden Deutsch- 
lands in der Mitte Europas als wichtigen Faktor einer euro- 
päischen Friedensordnung akzeptieren. 

Doch die allgemein üblichen Einwände, eine solche Si- 
tuation zu erwarten, sei „unrealistisch“, sic bedeute die 
„Liquidierung der DDR“ und werde von der UdSSR „nie“ 
hingenommen wegen der Folgen für die Desintegration des 
„Ostblocks“, sei deshalb destabilisierend oder gar „friedens- 
gefährdend“. bedeuten in ihrer Konsequenz, den Zustand 
der Teilung ebenso hinzunehmen, wie sie darauf hinauslau- 
fen, das Selbstbestimmungsrecht der Deutschen den politi- 
schen Machtanspriichen der kommunistischen Diktaturen 
von Moskau bis Ost-Berlin zu opfern. 

Allerdings stoßen wir auch dann, wenn man solche Ein- 
wände (zunächst) beiseite läßt, auf das Problem, daß die 
Ausübung des Selbstbestimmungsrechts der Deutschen die 
Vorbehaltsrechte der Vier Mächte in Bezug auf Berlin und 
Deutschland als Ganzes und deren Friedensvertragsvorbe- 
halt, aber auch auf diese oder jene Weise die Interessen aller 
anderen Staaten Europas berührt. Dies gilt nicht zuletzt im 
Hinblick auf die Frage, welche völkerrechtlich verbindli- 
chen Grenzen für das wiedervereinigte Deutscliland gelten 
sollen. Mit anderen Worten: Ohne einen Friedensvertrag mit 
Deutscliland könne die Deutschen ihr Selbstbestimmungs- 
recht nicht ausüben; erst durch einen solchen Friedensver- 
trag mit Deutschland könnten die jetzt für beide Staaten in 
Deutschland auf diese oder jene Weise bestehenden Souve- 
ränitätsbeschränkungen wegfallen. Bei Lichte besehen, er- 
scheint daher die Situation der Deutschen wie ein unauflös- 
barer Teufelskreis: Wollen sie ihr Selbstbestimmungsrecht 
ausüben, stoßen sie auf die Vorbehaltsrechte der vier Alliier- 
ten des Zweiten Weltkrieges; verlangen sie aber den Ab- 
schluß des Friedensvertrages, stoßen sie auf den tatsächli- 
chen und rechtlichen Umstand, daß dieser ein wiederver- 
einigtes Deutschland voraussetzt. 

Ganz offensichtlich ist — aus beiden Gründen — das Pro- 
blem nicht innerhalb der bestehenden politischen und 
völke rrech fliehen Strukturen zu lösen, sondern nur, wenn 
man diese in Frage stellt. 



Wer daher für die Deutschen das Selbstbestimmungsrecht 
einfordert, provoziert so etwas wie einen neuen „Wiener 
Kongreß“ oder eine neue „Helsinki-Konferenz“. Doch war- 
um eigentlich nicht? Der Vorteil einer solchen Veranstal- 
tung bestünde auf alle Fälle darin, daß Verhandlungsgegen- 
stand auf ihr nicht immer nur bestenfalls Kon troll maßnah- 
men oder eine Herabsetzung des Rüstungsniveaus bezwek- 
kende Maßnahmen wären wie in Genf, sondern die poli- 
tische Ausgestaltung einer europäischen Friedensord- 
nung einschließlich eines europäischen Sicherheitssy- 
stems. 14 * Aus solchen Vereinbarungen über die politi- 
sche Ordnung Europas ergäben sich aber dann auch leich- 
ter Abrüstungsvereinbarungen als umgekehrt. 

Nebenbei gesagt: Hier soll auch keineswegs geleugnet 
werden, daß Zwischenetappen, Übergangsformen auf dem 
Wege zur staatlichen Einheit der Nation denkbar und reali- 
stischerweise vielleicht auch beschritten werden müssen. 
Doch alle solche Schritte können immer nur als Wege zum 
Ziel, vielleicht auch als Umwege begriffen werden, niemals 
aber als das Ziel selbst. 

1.5. 

In einer pluralistischen Ordnung wie der der Bundesrepu- 
blik wird es immer die unterschiedlichsten politischen Mei- 
nungen in Bezug auf das Ziel der Wiedervereinigung über- 
haupt und die Wege zu ihr geben, und zwischen diesen un- 
terschiedlichsten Meinungen findet eine demokratische Aus- 
einandersetzung statt. Aber Politik ist schon mehr als poli- 
tischer Meinungsstreit, sie ist auf das Handeln zur Durch- 
setzung einer politischen Meinung gerichtet; hier aber gilt 
noch immer oder sogar mehr denn je: Ein Abweichen vom 
Ziel der Ausübung des so verstandenen Selbstbestimmungs- 
rechts der Deutschen oder gar ein Aufgeben dieses Zieles 
wäre nicht nur grundgesetzwidrig, es wäre nach dem heuti- 
gen Stand der Kodifikation des Völkerrechts und der Staa- 
tenpraxis auch ein Verhalten, nut dem sich die so Handeln- 
den außerhalb der geltenden Völkerrechtsordnung stellen 
würden. 

Hieraus erwachsen völkerrechtliche Pflichten nicht nur 
der Bundesrepublik Deutscliland, der DDR und den Staa- 
ten, die die Vorbehaltsrechte in Bezug auf Deutscliland als 
Ganzes innehaben, sondern allen Mitgliedern der Völker- 
rechtsgemeinschaft einschließlich der neutralen Staaten. Ge- 
rade in den internationalen Beziehungen der Bundesrepu- 
blik Deutschland ist seit Aufgabe der sogenannten Hallstein- 
Doktrin 15 * und ohne jeden Grund völlig ungenügend beach- 
tet worden, daß alle internationalen Beziehungen und Ver- 
träge der beiden Staaten m Deutschland nicht nur die Vor- 
behaltsrechte der Vier Mächte nicht berühren können 16 *, 
sondern daß sie auch stets unter dem allgemeinen völker- 
rechtlichen Gebot des Selbstbestimmungsrechts stehen und 
daher nur in den vom Selbstbestimmungsrecht der Deut- 
schen gezogenen Grenzen Rechtskraft enfalten können. 17 * 

1 . 6 . 

Es spricht andererseits für sich selbst, wenn die DDR die 
deutsche Teilung auf das Selbstbestimmungsrecht der Deut- 
schen überträgt und dieses auf drei separierte „Staatsvöl- 
ker“, nämlich das der DDR, der Bundesrepublik und Berlin- 
Wests, bezieht, das Selbstbestimmungsrecht der Deutschen 
in der DDR als mit der Gründung der DDR für „verbraucht“ 
ansieht 18 *, das Selbstbestimmungsrecht der Deutschen in 
der Bundesrepublik und in Berlin-West aber für die Anglei- 
chung der politischen und soziologischen Strukturen an die 
der DDR instrumentalisiert, von solchen Veränderungen 
die Herstellung einer neuen staatlichen Einheit der Deut- 
schen abhängig macht und damit die DDR in die Rolle eines 
Kernstaates des künftigen Deutschlands, in einem deutschen 
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„Piemont“ oder zu einem neuen, diesmal „sozialistischen“ 
Preußen zu stilisieren trachtet. Der Akt der Bildung eines 
solchen Staates der Deutschen selbst wird dabei aus dem 
Selbstbestimmungsrecht überhaupt ausgeklammert und un- 
ter Hinweis auf die völkerrechtlichen Prinzipien der Souve- 
ränität und der Gleichheit der Staaten 191 ausschließlich zu 
einer bloßen Frage der vertraglichen Vereinbarung zwischen 
den einzelnen Völkerrechtssubjekten des geteilten Deutsch- 
land gemacht, weshalb die DDR auch nicht von „Wieder- 
vereinigung“, sondern von der „Vereinigung der beiden 
deutschen Staaten“ spricht 201 , wobei das Schicksal Berlins 
überhaupt im dunkeln gelassen wird. 

Sage also niemand, die DDR wolle überhaupt keinen ein- 
heitlichen Staat der Deutschen. Sage aber auch niemand, 
die DDR wisse nicht, was da auf sie zukomme, oder sie wol- 
le das gleiche wie die deutsche Bevölkerung in der DDR 
oder die Bundesrepublik Deutschland. Mit letzterem würde 
man sich auf eine Abstraktionshöhe begeben, auf der auch 
Friedrich II. von Preußen und Maria Theresia „das gleiche“ 
wollten, nämlich Schlesien. Doch dies kann der Natur der 
Sache nach immer nur einer von zwei (oder mehreren) Prä- 
tendenten bekommen. 

Das Politbüro der SED läßt denn auch in seinen jüngsten 
Veröffentlichungen keinen Zweifel daran, wie die Sache ge- 
meint ist. Mit der „Gründung der DDR vor 35 Jahren“, 
schreibt Hermann Axen, „hat der Übergang vom Kapitalis- 
mus zum Sozialismus auch auf deutschem Boden unwider- 
ruflich seinen Anfang genommen.“ 21 * 

Man kann nicht daran vorbeisehen, daß die DDR mit ih- 
rer geschickteren Hinwendung zu den nationalen Elemen- 



ten in ihrer Politik, in der Aufarbeitung der ganzen deut- 
schen Geschichte von Luther über Friedrich II. bis zu Otto 
von Bismarck und der Widerstandsgruppc des 20. Juli 221 , 
mit der Übernahme kultureller deutscher Traditionen bis 
hin zum Wiederaufbau des Schauspielhauses am Gendar- 
menmarkt in Berlin oder der Semper-Oper in Dresden Fort- 
schritte macht bei der Profdierung der DDR als deut- 
schem Staat, der seine Quellen in der deutschen Natio- 
nalgeschichte haben soll, auch wenn dies regelmäßig mit 
kräftiger Ideologisierung und Manipulation geschichtlicher 
Vorgänge einhergeht. 23 ' 

2. Die Unvermeidlichkeit, eine Nation der Deutschen zu sein 

2 . 1 . 

Wie die Berufung auf das Selbstbestimmungsrecht, so ge- 
hört auch die Beschwörung der Einheit der Nation zu den 
festen deutschlandpolitischen Postulaten der verfassungtra- 
genden Parteien, und dies ist politisch durchaus sinnvoll 
und zudem rechtlich geboten. Die Frage ist nur, ob auch die 
erforderliche Klarheit darüber besteht, worin das Wesen, der 
Inhalt der Nation der Deutschen von heute liegt. Nicht sel- 
ten wird nämlich davon gesprochen, man solle den Begriff 
der Nation „entstaatlichen“ 241 oder auf die deutsche „Kul- 
tumation“ reduzieren 25 ', bzw. werden Hoffnungen auf den 
Wegfall deutschen Nationalgefühls und deutschen National- 
bewußtseins und auf das Aufkommen neuer Identitäten, die 
sich auf den einen oder den anderen deutschen Teilstaat be- 
ziehen würden 26 ', oder darauf geweckt, die eigene Lage als 
„transnational bedingt“ zu begreifen 27 *, oder gar das Ent- 
stehen von zwei sich soziologisch unterscheidenden Natio- 
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nen konstatiert. 28 * Die eine wie die andere Position orien- 
tiert weg von der staatlichen Organisation der Nation und 
bereitet im Grunde nur den Boden, sich mit der Mehrstaat- 
lichkeit der deutschen Nation abzufinden. 

2 . 2 . 

Gegenüber solchen Zweideutigkeiten oder eindeutigen Fehl- 
orientierungen gilt es festzuhalten: Die modernen Nationen 
in Europa sind historische Produkte europäischer Geschich- 
te, und als solche bestimmen sie bis heute die ethnische und 
politische Struktur dieses Kontinents so elementar, daß es 
hier überhaupt niemanden gibt, der keiner Nation angehört, 
und dies ist eine vom Willen des einzelnen unabhängige Tat- 
sache. Wold kann man — unter gewissen Voraussetzungen 
die Staatsangehörigkeit wechseln, nicht aber die Nation. Es 
kann folglich überhaupt nicht um die Frage gehen, ob die 
Deutschen eine Nation sind. Dies ist entweder eine provoka- 
torische oder eine schwachsinnige Frage. Die Deutschen 
sind es kraft ihrer eigenen Geschichte. Es kann im- 
mer nur darum gehen, ob und inwieweit 
sich die Nation ihrer selbst bewußt i st 
und daraus ein politischer Wille ent- 
steht, der von der Natur der Sache her 
nur auf die staatliche Einheit der Na- 
tion gerichtet sein kann. Fehlt dieser politi- 
sche Wille, so fehlt nicht die Nation überhaupt, sondern nur 
das Nationalbewußtsein ist unterentwickelt, und es ist nach 
den Gründen zu fragen, warum dies so ist. 

23 . 

Die Existenz von zwei politisch so gegensätzlichen Staaten 
in Deutschland wirft daher unweigerlich die Frage auf, ob 
dies ein Dauerzustand sein soll oder kann oder worin Weg 
und Perspektive der Überwindung der staatlichen Teilung 
bestehen, und zwar auch dann, wenn man den gegenwärti- 
gen Zustand dadurch verniedlicht, daß man statt von zwei 
Staaten in Deutschland von „zwei deutschen Staaten“ 
spricht. 

Dieser Fragestellung kann man nicht ausweichen oder 
mit billigen Tricks entkommen. Man kann dies um so weni- 
ger, als die Deutschen mit der Bildung der Bundesrepublik 
oder der Gründung der DDR weder eine Sezession vollzie- 
hen wollten noch vollzogen haben. Es erfolgte auch keine 
Fusion oder Integration etwa der DDR in die Union der So- 
zialistischen Sowjetrepubliken (UdSSR) oder der Bundes- 
republik Deutschland in die Vereinigten Staaten von Ame- 
rika (USA). In dem einen wie dem anderen Falle wurde 
vielmehr ein Staat ins Leben gerufen, der gesamtdeutschen 
Anspruch erhob, nur konnte dieser Anspruch oder Auftrag 
weder von dem einen noch von dem anderen Staat bisher in 
der Praxis verwirklicht werden. Infolgedessen konnte sich 
auch keine neue Identität der Deutschen als nationale 
Identität in bezug auf einen der beiden Staaten entwickeln, 
sondern Nation und Staat fallen in der Wirkliclikeit wie im 
Bewußtsein der Deutschen von heute noch immerauseinan- 
der, und dies wird so lange bleiben, bis die Deutschen sich 
mit einem Staat als dem Staat der Deutschen 
identifizieren. Dieser Staat aber kann nach 
der Natur der Sache und wie die nun 
schon historischen Erfahrungen der 
Nachkriegszeit zeigen, kein Teilstaat 
sein. Auch die zweifellos weitgehende Identifizierung 
der Deutschen in der Bundesrepublik mit dem politischen 
System des sozialen Rechtsstaats konnte und kann eine sol- 
che Identifizierung, die zugleich eine Identität von Staat 
und Nation wäre, nicht hervorbringen. Noch viel wenigei 
gelingt dies in der DDR, wo 40 Jahre nach Kriegsende es 
zwar durchaus einen begrenzten Anteil an der Bevölkerung 



gibt, der sich mit dieser oder jener Seite des Systems des 
„realen Sozialismus“, mit bestimmten Aufbauleistungen, zu 
denen die Bevölkerung mit ihrer Arbeit und mit ihren Op- 
fern den Hauptteil beigetragen hat, identifizieren. Aber die 
übergroße Mehrheit weist es weit von sich, in der DDR etwa 
den Staat der Deutschen zu sehen. 2,7 Millionen Flücht- 
linge vor dem Mauerbau und die Ausreiseanträge und Über- 
siedlungen bis in die jüngste Zeit sind da ein sichereres In- 
diz, als es demoskopische Umfragen je sein könnten. 

Aus dieser Situation ergibt sich nun keineswegs zwangs- 
läufig ein unlösbarer Widerspruch zwischen der Identifizie- 
rung mit der Bundesrepublik Deutschland und dem Be- 
kenntnis zur Einheit der Nation und zum Ziel der Wieder- 
vereinigung. Im Gegenteil: Man kann sich um so mehr mit 
der Bundesrepublik identifizieren, desto zielstrebiger sie die 
Einheit der Nation und das Ziel der Wiedervereinigung tat- 
sächlich in der Praxis vertritt. Das gilt auf ihre Weise auch 
für die Bevölkerung der DDR. Auch dort kann man sich zur 
Einheit der deutschen Nation und zum Ziel eines gesamt- 
deutschen Staates bekennen, ohne unbedingt zum Gegner 
der DDR zu werden. 

Alle Bundespräsidenten bisher haben in diesem Sinne für 
die deutsche Wiedervereinigung Stellung genommen. Und 
auch alle bisherigen Staatsoberhäupter der DDR (Pieck, 
Ulbricht, Honecker) mußten dies auf diese oder jene Weise 
zum Ausdruck bringen. 

2.4. 

Damit aber wird auch eindeutig, daß die „nationale Frage“ 
in Deutschland heute nicht darin besteht, daß sich die Deut- 
schen etwa erst zur Nation bilden, sondern ausschließlich 
darin, der Nation wieder ihre — die Nation als Ganzes um- 
fassende - staatliche Organisation zu geben. Denn 
wenn sich für die Deutschen heute überhaupt noch einmal 
die „nationale Frage“ stellt, dann deshalb, weil Deutschland 
gewaltsam geteilt und der Nationalstaat der Deutschen als 
funktionierende Klammer der Nation zerbrach (was ein 
faktischer Vorgang und somit etwas anderes war als 
der völkerrechtliche und staatsrechtliche Untergang des 
deutschen Staates). 



3. Die deutsche Teilung ist eine durch den System- und 
Machtkonflikt zwischen Ost und West hervorgerufene 
politische Teilung 

3.1. 

Unkenntnis und irreführende Behauptungen über die Ursa- 
chen der deutschen Teilung sind weit verbreitet. Die wich 
tigste Fehleinschätzung besteht wohl in der These, die deut- 
sche Teilung sei die direkte und unvermeidliche Folge (und 
deshalb gewissermaßen die logische Strafe) der Hitlerschen 
Aggressionspolitik. 29 * 

3.2. 

Eben dies war sie nicht. Die Teilung Deutschlands ist viel- 
mehr erst dann und deshalb Wirkliclikeit geworden, als und 
weil die Vier Mächte sich über Nachkriegsdeutschland we- 
gen der sowjetischen Expansionspolitik nicht einigen und 
den Deutschen daher den versprochenen Frieden nicht ge- 
ben konnten. 30 * Daß Deutschland als einziger der drei 
kriegführenden Hauptstaaten ( Deutschland, Japan, Italien) 
auch 40 Jahre nach Kriegsende noch keinen Friedensvertrag 
hat, zeigt dies mit aller Deutlichkeit. Noch aufschlußreicher 
ist die Tatsache, daß Italien und Japan, die ausschließlich 
von westlichen Truppen besetzt wurden, nicht geteilt sind, 
während Korea, das wie Deutschland von sowjetischen 
und westlichen Truppen besetzt wurde, geteilt ist, obwohl 
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Korea am Zweiten Weltkrieg überhaupt nicht teilnahm, son- 
dern 30 Jahre von Japan besetzt war. 

Natürlich ist Deutschland in anderer Weise für den Zwei- 
ten Weltkrieg verantwortlich als Japan oder Italien, und 
dennoch sind die Ursachen und die Qualität der Teilung 
zwischen Bundesrepublik und DDR anderer Natur als nur 
die zwangsläufige Folge des Hitlerkrieges. Unverkennbar ist 
die Ursache der deutschen und der europäischen Teilung ein 
Macht- und Systemantagonismus, der in der Konfliktzone 
Deutschland zum Ausbruch kam. 

3.3. 

Hieraus folgt aber auch, daß die Überwindung der deut- 
schen Teilung eine notwendige europäische Aufgabe ist, um 
das Verhältnis zwischen den Systemen zu entschärfen und 
den Zustand latenter Labilität in einen Zustand stabiler 
Verhältnisse zu verwandeln. 

4. Freiheit für alle Deutschen bringt nur die staatliche 

Einheit 

4.1. 

Wir hören immer wider: „Freiheit geht vor Einheit“; wenn 
wir zu wählen haben zwischen kommunistischer Diktatur 
und staatlicher Einheit oder weiterer Teilung des Landes 
und Freiheit, so gehe die Freiheit vor. 311 Der Vorrang der 
Freiheit vor der Einheit ist, ganz allgemein und abstrakt ge- 
nommen, natürlich richtig, und er wäre es auch in concreto, 
wenn es tatsächlich eine solche Wahl gäbe, und daher haben 
solche Aussagen auch ihren ideologischen Wert. Doch unter 
den konkreten Existenzbedingungen der staatlichen Teilung 
der Nation der Deutschen macht das einfach politisch kei- 
nen Sinn. Denn selbst dann, wenn es gelingen sollte, die 
DDR zu weitergehenden Zugeständnissen in Fragen der 
Menschenrechte, Freizügigkeit und Reiseerleichterungen zu 
bewegen - und da ist selbstverständlich noch vieles notwen- 
dig und auch manches „machbar“ -, so bleibt doch eine ab- 
solute Grenze, die das Regime der DDR nicht überschreiten 
kann, ohne sich selbst aufzugeben. Aus der Geschichte ist 
aber kein einziges Beispiel bekannt, wo eine Herrschafts- 
elite mit erhobenen Fäusten und dem Ruf auf den Lippen 
auf die Straße gegangen wäre: „Nieder mit uns!“ Denkbar 
ist allenfalls, daß auch im System der DDR systemver- 
ändemde Reformen stattfinden und eines Tages dann auch 
eine Metamorphose der SED erfolgt, die schon jetzt einige 
wenige Zerfallserscheinungen zeigt. Doch darüber sollten 
wir reden, wenn und falls es dazu kommt. Gegenwärtig je- 
denfalls registrieren wir, daß der Moskauer KP-Funktionär 
Sagiadin auf die Frage des „Spiegels“, ob es denn nicht Aus- 
druck ihrer Souveränität wäre, wenn DDR und Bundesrepu- 
blik ihre Vereinigung vereinbaren würden: „Das stimmt. 
Aber glauben Sie, die DDR wäre dann noch die DDR?“ 33 ) 
Und wenn Honecker meinte, die Systeme der beiden deut- 
schen Staaten ließen sich ebensowenig vereinigen wie Feuer 
und Wasser 331 , so ist das zwar ein falsch gewähltes Beispiel, 
weil nach den Gesetzen der Physik bei einer solchen natür- 
lich möglichen Vereinigung weiter nichts geschieht, als daß 
das Wasser verdampft. Aber Honecker fürchtet wohl auch 
eher, daß bei einem solchen Vereinigungsprozeß der „real 
existierende Sozialismus“ der DDR das Wasser wäre, das da- 
bei verdampft. Nüchtern betrachtet aber heißt das doch 
nur, daß die Deutschen in der DDR ohne die staatliche Wie- 
dervereinigung ihre Freiheit niemals bekommen werden. 
Was soll also die Formel „Freiheit geht vor Einheit“ unter 
diesen Bedingungen bedeuten? Freiheit für die Nation - 
und das sind alle Deutschen - oder Freiheit für die Deut- 
schen in der Bundesrepublik - und der Rest für das Rote 
Kreuz? 341 




FDJ-Chef Honecker 1949: vom Wiedervereinigungspathos 
der DDR-Gründerjahre über das Leugnen einer gemeinsa- 
men nationalen Existenz der Deutschen zur Aneignung der 
ganzen deutschen Nationalgeschichte - Nation nur ein 
Instrument kommunistischer Politik? 



4.2. 

Mit anderen Worten: In der konkreten Wirklichkeit der 
deutschen Teilung sind Freiheit und Einheit keine Begriffe, 
die man voneinander trennen oder die man gar einander 
entgegenstellen kann. Sie sind vielmehr zwei Seiten ein und 
derselben Medaille. Ohne Einheit gibt es keine Freiheit für 
die Nation der Deutschen, und ohne Freiheit (nämlich das 
Selbstbestimmungsrecht) gibt es auch keine staatliche Ein- 
heit. Das war schon früher in der deutschen Geschichte 
so. 35) Heute aber, wo die deutsche Einheit der Macht der 
kommunistischen Diktaturen abgerungen werden muß, ist 
dies völlig unabweisbar. Man sollte daher erst keine fal- 
schen Alternativen aufrichten. Für Kommunisten sind Na- 
tion, staatliche Einheit, Neutralität etc. ohnehin immer nur 
Instrumente ihrer Politik, Vehikel zur Errichtung ihrer eige- 
nen Herrschaft. Der Westen hat deshalb auch keinen Grund, 
eine Wiedervereinigungspolitik zu fürchten. Sie würde sich 
ihrem Wesen nach immer gegen die kommunistische Dikta- 
tur richten. 

4.3. 

Wenn solche Formel von der „Freiheit vor Einheit“ aber 
möglichen taktischen Versuchen der Sowjetunion und der 
DDR Vorbeugen soll, durch Verlockung mit der deutschen 
Wiedervereinigung oder ähnlichen Vorstößen die Deutschen 
erst zu verunsichern und dann zu verführen, so gehört dies 
für eine Deutschlandpolitik, die eine deutsche Wiederver- 
einigung wirklich will, in das Kapitel „Kompromisse, die 
man eingeht, und Kompromisse, die man besser läßt“. 

5. Einige zusammenfassende Schlußfolgerungen 

Erstens: Die These ist weit verbreitet, daß der Schlüs- 
sel zur Lösung der deutschen Frage in Moskau liegt. 3 ® 1 Das 
ist in gewissem Sinne richtig, bedarf aber doch auch der Prä- 
zisierung. V.a. darf man damit nicht die illusionäre Vorstel- 
lung verbinden, man brauche diesen Schlüssel nur einfach in 
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Moskau abzuholen und dafür einige wohlfeile Geschenke zu 
hinterlegen. Die Sowjetunion weiß, welchen Preis sie da in 
der Hand hat, und man wird ihn ihr daher nur in zähen und 
harten Auseinandersetzungen und Verhandlungen abringen 
können. Da der Krieg als Mittel für politische Veränderun- 
gen im Europa von heute ausgedient hat 371 , muß man den 
friedlichen Weg nicht weniger sorgfältig, energisch vorberei- 
ten und beschreiten, als man früher Kriege vorbereitet hat. 
Zu einer solchen friedlichen Wiedervereinigungspolitik frei 
von Illusionen gehören einige unabdingbare Voraussetzun- 
gen. Zum einen darf man keine Außen- und Deutschland- 
politik betreiben, die - zu Recht oder zu Unrecht — in 
Moskau den Eindruck hervorruft, man wolle die UdSSR 
von ihren eigenen Verbündeten isolieren, sondern man muß 
stets ein Maximum an Anstrengungen unternehmen, ein gu- 
tes Verhältnis zur Sowjetunion herzustellen bzw. zu bewah- 
ren. Dieses Verhältnis kann nicht auf der Grundlage der 
Aufgabe der eigenen Interessen, Prinzipien und Grundsatz- 
positionen beruhen, sondern es müssen im Gegenteil diese 
Interessen und Grundpositionen gegenüber der UdSSR im- 
mer wieder verdeutlicht werden. Hier besteht — wie über- 
haupt in den internationalen Beziehungen der Bundesrepu- 
blik Deutschland - ein zehn- bis fünfzehnjähriges Erklä- 
rungsdefizit, das eine ganz wesentliche Ursache für manche 
unschöne Äußerung verantwortlicher Politiker aus verbün- 
deten Staaten ist. Um wieviel mehr gilt das für die Sowjet- 
union, die von dem Trauma der „deutschen Gefahr“ in ho- 
hem Maße geprägt ist. Dabei kann man ganz sicher sein, daß 
die Moskauer „Revanchismus“-Kampagne ein Indiz dafür 
ist, daß die Sowjetunion davon ausgeht, daß die deut- 
sche Frage nicht gelöst ist. 381 Dazu gehört aber an- 
dererseits auch die Erkenntnis, daß die sowjetische Führung 
gegenwärtig nicht — oder noch nicht - gewillt ist, die deut- 
sche Frage zu lösen. Der Name des sowjetischen Außenmi- 
nisters Gromyko steht für eine sowjetische Außenpolitik, 
die in Genf auf irgendeine Weise erneut einen militärpoliti- 



schen Ausgleich mit den USA zu erreichen sucht, wie 1972 
im Ergebnis der Nixon-Breschnew-Deklaration, um so im- 
mer notwendiger werdenden Reformen innerhalb der So- 
wjetunion, aber auch einem politischen Ausgleich in 
Europa aus dem Wege zu gehen. Was die Sowjetunion aber 
an den Verhandlungstisch zurückgebracht hat, war die Fe- 
stigkeit des Westens in der Nachrüstungsfrage, die zuneh- 
menden Tendenzen der Eigenständigkeit der Moskauer Ver- 
bündeten und die Ankündigung des amerikanischen For- 
schungsprogramms im Weltraum. Letzteres bedeutet eine 
Herausforderung des zentralistischen Planwirtschaftssy- 
stems, die dieses in seinem jetzigen Zustand nicht bestehen 
kann. 391 Dies bedeutet aber auch, daß die Sowjetunion in 
absehbarer Zeit vor der Frage stehen könnte, wie sie sich 
aus dem „Rivalitätsverhältnis“ mit den USA wenigstens in 
Europa herausziehen kann, ohne dabei eine politische Nie- 
derlage zu erleiden. 

Von der UdSSR ist die deutsche Frage stets primär unter 
sicherheitspolitischen und sekundär unter wirtschaftspoliti- 
schen Gesichtspunkten gesehen worden, und erst danach 
kamen ideologische und Systemfragen ins Blickfeld. Dabei 
furchtet die Sowjetunion immer drei Faktoren und deren 
Kombination: 

(a) Die amerikanische Präsenz in Europa, 

(b) die Integration der Bundesrepublik in das westliche 
Bündnis und 

(c) eine nationale Bewegung der Deutschen für die Wieder- 
vereinigung ihres Landes, 

und war daher bemüht, diese Faktoren aufzulösen. 40 * 

Nun wäre es natürlich falsch und gefährlich, das sowjeti- 
sche Interesse einfach herzunehmen und durch Befriedigung 
der Punkte (a) und (b) in sowjetischem Interesse etwa die 
Befriedigung des Punktes (c) in deutschem Interesse zu er- 




Politisches Faustpfand Deutschland: Sowjetsoldaten vor dem Brandenburger Tor 
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reichen. Aber wenn der Krieg als Mittel der Politik ausschei- 
det, muß man wohl den politischen Ausgleich su- 
chen und im westlichen Bündnis, primär mit den USA. eine 
andere Faktorenanalyse vornehmen und ein Lösungsmodell 
entwickeln, das 

(a) den Rückzug der sowjetischen militärischen Präsenz aus 
Mitteleuropa hinter die sowjetisch-polnische Grenze, 

(b) die Wiedervereinigung eines freien Deutschlands auf 
dem Wege der Selbstbestimmung und 

(c) sicherheitspolitische Garantien für die Integrität des 
wiedervereinigten Deutschlands als Elemente einer 
Europäischen Friedensordnung (EFO) 

enthält. 

Natürlich reicht die Skizzierung eines solchen Modells 
nicht aus, um seine Problematik ernsthaft diskutieren zu 
können. Das Modell hat auch nichts mit der ebensooft be- 
fürchteten wie verurteilten Neutralität eines wiedervereinig- 
ten Deutschlands zu tun. Ebenso ist es eine condition sine 
qua non, daß - solange die UdSSR ihre gegenwärtige 
Außenpolitik nicht grundlegend ändert - die Bundesrepu- 
blik Sicherheit nur in der NATO und durch die USA hat. 
Aber ohne über diese gegenwärtigen Notwendigkeiten hin- 
aus zu denken, nachzudenken und nachzupriifen, werden 
wir über den Zustand der Teilung auch nicht hinauskom- 
men. 

Zweitens: Die These, der Sclilüssel für die Wieder- 
vereinigung liege in Moskau, ist aber auch insoweit nur die 
halbe Wahrheit, als der Schlüssel auch in Bonn liegt. 41 1 Hier 
nun kann ich mich des Eindrucks nicht erwehren, daß die 
verfassungtragenden Parteien auf deutschlandpolitischem 
Gebiet ohne jede Not in eine völlig passive und defensive 
Position geraten sind. Es ist nicht zuletzt dieser Umstand, 
der den provinziellen Charakter prägt, unter dem die Par- 
teien in Bonn leiden, die sich immer mehr um Verteilungs- 
konflikte des Vorhandenen streiten, denn eine Politik be- 
treiben, die in die Zukunft weist, und so wieder Anzie- 
hungskraft ausstralden und Energie und Leistungsbereit- 
schaft wecken. 

Der notwendige und mögliche Übergang zu einer a k - 
t i v e n Deutschlandpolitik, die das Ziel der Wiedervereini- 
gung nicht lediglich in eine unabsehbare ferne Zukunft pro- 
jiziert, sondern heute wie morgen darum ringt, die Bedin- 
gungen tur die Erreichung des nationalen Zieles zu verbes- 
sern und sich bietende Gelegenheiten offensiv zu nutzen, 
wäre deshalb zugleich ein ganz wesentlicher Schritt, den 
Deutschen jene Perspektive zu zeigen, die der Nation als 
Ganzes wieder Sinn gibt 

Drittens: Möglicherweise ist die Wiedervereinigung 
nur in einem langfristigen Prozeß zu erreichen. Mögli- 
cherweise heißt aber nicht, daß dies unbedingt so sein 
muß und daß dieser Prozeß Generationen dauern wird. 
Denkbar ist vielmehr auch, daß politische Konstellationen 
in kürzeren Fristen eintreten können, die eine Lösung der 
deutschen Frage erlauben oder wenigstens einige Schritte 
auf dem Wege zu diesem Ziel zulassen. Andererseits muß 
man auch hinsichtlich des Zeitfaktors bedenken, daß mittel- 
oder langfristig Entwicklungen eintreten können, die eine 
solche Verschiebung des europäischen Gleichgewichts be- 
wirken, daß dann die Lösung der deutschen Frage in einem 
revolutionären Sinne von der Sowjetunion und der SED be- 
trieben werden könnte. 42 * Leerformeln vom „historischen 
Prozeß“ greifen da nicht, zumal ihre Autoren politisch 
meist zu kurzatmig sind. Worauf es ankommt, ist, auf alle 
denkbaren Situationen vorbereitet zu sein, nach Gelegenhei- 
ten Ausschau zu halten. Politik machen heißt nicht, be- 



schaulich die Welt zu beobachten und ab und zu ein Inter- 
view zu geben. Politik machen heißt entscheiden und han- 
deln. 

Viertens: In diesem Zusammenhang einige abschlie- 
ßende Anmerkungen zum Verhältnis von Politik und Recht. 
Daß Politik und Recht keine identischen Begriffe, das eine 
nicht das Synonym für das andere ist, ist eine Binsenweis- 
heit und die Erkenntnis darüber keine erwähnenswerte Gei- 
stesleistung. Auch ist es so neu nicht, daß man Realismus 
und Flexibilität zeigen muß, selbst wenn man ein rechtlich 
zweifelhaftes Anliegen verwirklichen will. Die Aufga- 
be der Politik aber besteht gerade dar- 
in, dem Recht zum Durchbruch zu ver- 
helfen, und nicht darin, sich ihm zu 
versagen. „Politische Bindungswirkungen“ sind ande- 
rerseits nur moralische Versprechen, die erst dann verbind- 
lich werden, wenn und soweit sie rechtliche Qualität erlan- 
gen. Eine unzulässige Umkehrung des Verhältnisses zwi- 
schen Politik und Recht aber wäre es. würde man politisch 
etwas anderes betreiben, als wozu das Recht verpflichtet. 
Eine solche Position führt innenpolitisch weg vom Rechts- 
staat, und sie führt in den zwischenstaatlichen Beziehungen 
aus der geltenden Völkerrechtsordnung hinaus. Das erstere 
ist gefährlich für den inneren, das letzte für den äußeren 
Frieden, weil jede Friedensordnung immer Rechtsordnung 
ist. 
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über 35 Jahre Grundgesetz. Vgl. Der Tagesspiegel vom 
7. Dezember 1984, S. 2. 

*^*) So aber DÖHRING, übrigens im Widerspruch zu frü- 
heren eigenen Arbeiten; vgl. Karl DÖHRING: Das 
Selbstbestimmungsrecht der deutschen Nation, ln: 
Recht und Staat im sozialen Wandel. Festschrift für 
Hans Ulrich Scupin, Berlin 1983, S. 555—571; dersel- 
be: Das ganze Deutschland — nur noch Geschichte? In: 
Beiträge zur deutschen Frage, Bonn 1984, S. 9—20. — 
Wenn DÖHRING das Selbstbestimmungsrecht an den 
„Staatsvölkem“ festmachen will, so übersieht dieser 
Standpunkt, daß es eben der Inhalt des Selbstbestim- 
mungsrechts ist, einen eigenen Staat zu bilden, weshalb 
dieses Recht den „Völkern“ und „Nationen“ zusteht, 
die entweder noch keinen Staat haben oder die Wieder- 
vereinigung eines geteilten, früher einheitlichen Staates 
wollen oder die den erreichten Status verändern möch- 
ten. In allen diesen Fällen handeln sie als „Volk“ oder 
„Nation“, nicht aber als „Staatsvolk“. „Staatsvolk“ 
sind sie gerade deshalb, weil sie einen Staat gebildet ha- 
ben, und als solche haben sie Pflichten und Rechte ge- 
genüber diesem Staat. Wollen sie aber ihren staatlichen 
Status verändern, handeln sie gerade nicht als „Staats- 
volk“. Die Position vom Selbstbestimmungsrecht des 
„Staatsvolkes“ ist daher auch unlogisch; auch das Völ- 
kerrechtslehrbuch der DDR argumentiert in seiner 
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zweiten Auflage mit zwei Subjekten des Selbstbestim- 
mungsrechts der Deutschen, die voneinander unabhän- 
gig ihr Selbstbestimmungsrecht ausüben: „das Volk der 
sozialistischen DDR und andererseits das der imperiali- 
stischen BRD“ (Völkerrecht-Lehrbuch, Teil 1, Berlin- 
Ost 1981, S. 152). 

1 ' ) Theodor VEITER: Deutschland, deutsche Nation und 
deutsches Volk. In: Aus Politik und Zeitgeschichte — 
Beilage zu Das Parlament, B 11, 1973, S. 33-35. 

Ausführlich und zum neuesten Stand Daniel THÜRER: 
Das Selbstbestimmungsrecht der Völker, Bern 1976; 
derselbe: Das Selbstbestimmungsrecht der Völker. In: 
Archiv des Völkerrechts 22 (1984), S. 1 13-137. 

* 3 ) Vgl. statt vieler W. FIEDLER: Beiträge des Völker- 
rechts zum Frieden — unter welchen Voraussetzungen 
werden sie wirksam? In: BRAKELMANN / MÜLLER 
^H|g.): ^Abschaffung des Krieges. Gütersloh 1983, 

14 > Vgl. dazu auch Theodor SCHWEISFURTH: Nachrü- 
stung und Friedensvertrag für Deutschland. In: Media- 
tus 3/1983. 

1 3 ) über Sinn und Entwicklung der Hallstein-Doktrin vgl. 
Benno ZÜNDORF: Die Ostverträge, München 19/9, 
S. 45f. 

16) Yg) j ens HACKER: Die deutschlandrechtliche und 
deutschlandpolitische Funktion der Vier-Mächte-Ver- 
antwortung. In: BLUMENWITZ / MEISSNER (Hgg.): 
Staatliche und nationale Einheit Deutschlands — Ihre 
Effektivität, Köln 1984. S. 75-96. 

17) Vgl. Wolfgang SEIFFERT: Die Begriffe „Anerken- 
nung“ una „Respektierung“ in den innerdeutschen Be- 
ziehungen. In: Recht in Ost und West 1984, S. 49-60. 

So Gerhard RIEGE: Die Staatsbürgerschaft in der 
DDR, Berlin-Ost 1982, S. 110-114, 116ff., 223, 229; 
Herbert KRÖGER: Das Selbstbestimmunsrecht der 
Völker und die bürgerliche Völkerrechtsdoktrin. In: 
Neue Justiz 7/1980, S. 290ff.; derselbe: Das Selbstbe- 
stimmungsrecht der Völker und die souveräne Gleich- 
heit der Staaten. In: Neue Justiz 1/1984, S. 3ff. 

*9) Ebenda. 

~0) So Erich HONECKER am 15. Februar 1981; vgl. 
Neues Deutschland vom 16. Februar 1981, S. 3. 

“D Hermann AXEN: Die DDR und der Grundwiderspruch 
unserer Epoche. In: Einheit 9-10/1984, S. 826. 

22 ) Vgl. Horst BARTEL und Walter SCHMIDT: Sozialis- 
mus und histonsches Erbe in der DDR. In: Einheit 
2/1984, S. 111-116; Kurt FINKER: Die mutige Tat 
des Obersten Stauffenberg gab das Signal. In: Neues 
Deutschland vom 20. Juli 1984, S. 3. - Vgl. zu den 
Wandlungen auch: Der 20. Juli 1944 in der Sicht Ost- 
Berlins und Moskaus. In: Beiträge zur Konfliktfor- 
schung 4/1984, S. 1 13-127. - „Die DDR ist der Hebel 
zur Lebensfrage der deutschen Nation“. So in Hans 
KÖLSCH: Zur Dialektik des Klassenkampfes in Düssel- 
dorf, Berlin-Ost 1961, S. 127. 

23 ) Vgl. dazu Fritz KOPP: Neue Ziele für DDR-Historiker? 
In: Deutsche Studien 85/1984, S. 84-96. 

- 4 ) Günther GAUS: Wo Deutschland liegL Eine Ortsbe- 
stimmung, Hamburg 1984. 

23 ) Günther GRASS: Kopfgeburten oder Die Deutschen 

^ sterben aus, Darmstadt-Neuwied 1980, S. 153f. 

26 ) So der Bochumer Historiker Hans MOMMSEN: Natio- 
nale und demokratische Identität. In: Loccumer Proto- 
kolle 34/1981, S. 23-40. 

27) So Erich KITZMÜLLER, Heinz KUBY und Lutz 
NIETHAMMER: Der Wandel der nationalen Frage in 
der Bundesrepublik Deutschland. In: Aus Politik und 
Zeitgeschichte - Beilage zu Das Parlament, B 33/34, 
1973, S. 29. 

-^) Autorenkollektiv: Erfolgreiche Jahre, Berlin-Ost 1982, 
S. 209 -230. 

29 ) So läßt z.B. BECKER seine interessante Studie mit der 
Überlegung ausklingen, „ ... daß die Chancen der natio- 
nalen Selbstbestimmung der Deutschen in der Hybris 
der nationalsozialistischen Politik untergegangen“ sein 
könnten; vgl. BECKER: Die Deutsche Frage als Pro- 
blem des internationalen Staatensystems. In: Politische 
Studien, Juli/August 1980, S. 412. 



) Vgl. Wolfgang SEIFFERT: Der „deutsche Faktor“ 
kehrt mehr und mehr in die Politik zurück. In: Frank- 
furter Allgemeine Zeitung vom 5. Juni 1984, S. 11. 

31 ) So Helmut KOHL lt Die Welt vom 21. Februar 1985, 
S. 10. 



32 ) Der Spiegel 50/1984, S. 136-147 (hier: S. 146f.). 

33 ) Neues Deutschland vom 6.1.1984, S. 3. 

34 ) Bruno HECK: Vaterland Bundesrepublik Deutschland? 

5) Vgl. dazu die kleine, aber informationsreiche Abhand- 
lung von Herberth BARTH: Einheit und Freiheit der 
Nation. In: Politik und Kultur 1/1982, S. 33-59. 

3 ^) So erneut Franz Josef STRAUSS: Wiedervereinigung 
Deutschlands - eine historische Aufgabe, ln: Deut- 
scher Ostdienst, Sonderausgabe 1/1985, S. 4-18. 

37 > Vgl. STRAUSS, ebenda. 

3 ®) Vgl. Wolfgang SEIFFERT: Soviet Strategy Against the 
Federal Republic of Germany, Kiel 1985. 

39 ) Wolfgang SEIFFERT: Die Genfer Verhandlungen — ih- 
re Rückwirkungen auf die wirtschaftlichen Beziehun- 
gen zwischen Ost und West, Vortrag am 18.2.1985. In: 
West-Ost-Joumal. 



4 ®) Dazu Harald RÜDDENKLAU: Bonn und Moskau, ln: 
Criticon 86/1984, S. 251-254. 

4 )) Ebenda. 



4 ~) Es sei daran erinnert, daß die SED zusammen mit der 
damaligen KPD schon einmal die staatliche Einheit 
Deutschlands auf dem Wege des „nationalen Befrei- 
ungskampfes“ angestrebt hat; vgl. Wolfgang SEIFFERT: 
SED und nationale Frage. In: Wolfgang VENOHR 
(Hg.): Die deutsche Einheit kommt bestimmt, Glad- 
bach 1982, S. 160L; vgl. auch das Leseheft für die Poli- 
tischen Grundschulen der KPD, Thema 4, „Der revolu- 
tionäre Kampf der westdeutschen Bevölkerung um die 
Bildung einer Regierung der nationalen Wiedervereini- 
gung“, hg. vom Parteivorstand der KPD, Düsseldorf 
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Vogelzucht« - 
Betrug oder 
Geschäft? 

Zucht und 

Gofangenschaftbruten 
wildlebender 
europäischer Vogelarten 



praktizierten Betrugsmethoden der Vogelberingung 
Dokumentation tierquälerlscher Ring-Manipulationen 



Diese Dokumentation deckt 
die Skrupellosigkeit im Wild- 
vogelhandel in erschütternder 
Weise auf. Alle im Handel 
vermarkteten Wildvögel, auch 
angeblich gezüchtete, sind 
importierte Wildfänge oder in 
der Bundesrepublik illegal 
gefangene Wildvögel. 



Die vielfältigen Fälschungs- 
und Betrugsmöglichkeiten 
bei der angeblichen Vogel- 
zucht und die tierquälerische 
Praxis bei der Beschaffung 
und Weitergabe von Wild- 
fängen erfordern ein konse- 
quentes Verbot des Wild- 
vogelhandels und der Zucht. 



An Am Komitee gegen den Vogehnord ■«. Neuer Will 26. 2000 Himburg 30 

Bitte senden Sie mir die Dokumentation -Vogelzucht - BetruQ oder Geschäft?« und weiteres 
Informationsmaterial zu. (DM 3,- In Briefmarken füge ich bei.) 
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aus: Andreas Maislinger (Hg.) Costa Rica 
Inn Verlag Innsbruck 1986 

Zur indigenen Bevölkerung Costa 

Christoph Ludescher 



ln Costa Rica leben heute ungefähr 20 000 Indianer, 
deren gesellschaftliche und kulturelle Realität sehr unter- 
schiedlich ist. Auf Grund ihrer Geschichte, Kultur und 
Sprache identifizieren sie sich in acht verschiedenen Grup- 
pen, die in achtzehn Gemeinschaften leben: 

Die Bruncas f Borucas ), die im Reservat Boruca die 
Orte Rey Curre, Changuena, Mail, Bijagual und Boruca 
im Kanton Buenos Aires, Provinz Puntarenas bewohnen, 
haben bereits einen großen Teil ihrer Kultur verloren. 
Ihre Sprache Brunca beherrschen nur noch wenige. Die 
bereits stark entkulturalisierte Gruppe des Terrabas, die 
im Reservat Boruca-Terraba, Kanton Buenos Aires lebt, 
hat ihre Sprache bereits verloren. Die Huetares konnten 
als kleine Gruppe bis heute im Reservat Quitirrisi, an 
der Straße, die die Kantone Mora und Puriskal in der 
Provinz Puntarenas verbindet, überleben. Allerdings sind 
nur noch wenige Ausdrücke ihrer Kultur, wie etwa das 
Maisfest oder der Gebrauch von Heilpflanzen erhalten. 
Obwohl eine der kleinsten Gemeinschaften, konnten 
die Guatusos (Malekus) sowohl ihre Kultur als auch ihre 
Sprache Maleku erhalten. Sie bewohnen die Ortschaf- 
ten Tonjibe, Margarita und El Sol im Kanton Guatuso, 
Provinz Alajuela. Die zahlenmäßig stärkste Gruppe, die 
Bribris, bewohnt die Reservate Salitre und Cabagra im 
Kanton Buenos Aires, Provinz Puntarenas, und Talamanca 
im gleichnamigen Kanton der Provinz Limon Sie haben 
ihre Kultur und ihre Sprachen in Wort und Schrift erhalten. 
Die Cabecares (Chirripo) leben in den Tälern des Chirripo 
und des Pacuare, in Taymi und Telire im Valle de Estrella, 
im Reservat von Talarnanca in der Provinz Limon und in 
Ujarras im Kanton Buenos Aires. Sie ist die von der spani- 
schen Kultur am wenigsten beeinflußte Gruppe und hat ihre 
Traditionen, Sprache und Organisationsform vollständig 
erhalten. Eine Gruppe von Guaymies, die seit der Grenz- 
ziehung zwischen Panama und Costa Rica getrennt von 
ihren Stammesbrüdern lebt, bewohnt die Gemeinschaften 
Villa Palacios im Kanton Coto Brus sowie Conte, Burica 
und Abrojos im Kanton Corredores, Provinz Puntarenas. 
Die Otorotegas leben als stark akkulturierte Gruppe in den 
Gemeinschaften Matambu und Guaitil im Kanton Hojan- 
cha, Provinz Guanacaste. 




Zur gesetzlichen Situation 

Mit dem Beitritt Costa Ricas zum Instituto Indigenista 
Interarnericano im Jahre 1943 versucht sich die Gesetzge- 
bung, die das „indianische Problem" lösen soll, grundle- 
gend zu ändern. Eine Politik, die die direkte Ausbeutung 
der Indianer und ihres Landes erlaubt, soll durch eine 
Gesetzgebung abgelöst werden, die den indianischen Ge- 
meinschaften Rechte und Schutz gewährt. In der Phase 
konstituiert sich im Dezember 1945 die Junta de Pro- 
teccion de las Ra'zas Aborigines de la Nation Diese Gruppe 
von Philanthropen wächst direkt aus den reformistischen 
und protektionistischen Ideen der Partido Liberacion 
National dieser Zeit. 

So werden im Jahre 1950 in Zusammenarbeit des 
Erziehungsministeriums mit der Junta de Proteccion 
die ersten indianischen Schulen definiert und eingerichtet. 
Das Erziehungsministerium ist somit mit der Errichtung von 
Schulen die erste staatliche Organisation, die sich systema- 
tisch und direkt in den indianischen Gemeinschaften 
eingerichtet hat. Mit den jeder Schule angehängten Verei- 
nen Junta de Education und Patronato Escolar etablieren 
sich auch die ersten kommunalen Organisationen, die vom 
Staat gefördert werden und die ihren Ursprung außerhalb 
der traditionellen Organisationsstruktur der indianischen 
Gemeinschaften haben. 

Die Einrichtung von Schulen und Lehrplänen, die 
weder auf die Sprache noch auf die Realität der Indianer 
Rücksicht nehmen, bedeutet eine systematische Vernich- 
tung der indianischen Kultur, die heute in ihren Folgen 
sicher noch nicht den Höhepunkt erreicht hat. 

Im Jahre 1956 werden die Grenzen der indianischen 
Gemeinschaften Terraba-Boruca, Salitre, Ujarras und 
Kicha festgelegt und somit die ersten Reservate definiert. 
Mit diesem Schritt besitzt allerdings nur ein kleiner Teil 
der indianischen Bevölkerung Landrechte, die Mehrzahl 
wird vorerst ignoriert. 

Nach einer längeren Pause in der Gesetzgebung wird 
die Administration der mittlerweile bereits mehr gewor- 
denen Reservate im Jahre 1961 dem Instituto de Tierras 



25 




y Colonisation (ITCO heute IDA) übergeben. Es ist nun 
für alle „Landangelegenheiten” zuständig. Es folgt nun eine 
Zeit von verwirrenden und zum Teil widersprechenden 
Gesetzesänderungen, die mehr Konfusion als Klarheit 
über die Rechte der indianischen Gemeinschaften schaffen. 

Im Jahre 1971 entsteht unter einigen Regierungsmit- 
gliedem, auch unter der Initiative der Frau des Präsidenten 
Karen Figneres, die Idee, die bestehenden privaten „India- 
nerorganisationen” Junta de Proteccion de las Razas 
Aborigines de la Nation, die Asociacion Pro-Indigenas 
und die Gruppe Amigo del Indio zu koordinieren und eine 
Organisation zu schaffen, die für alle „indianischen Ange- 
legenheiten” verantwortlich sein soll. Mit dem Gesetz 
No. 5251 vom 9. Juli 1973 wurde die Comision National 
de Asuntos Indigenas (CONAI) ins Leben gerufen, i Ihre 
Hauptversammlung wird von je einem Delegierten der Asocia- 
ciones de Desarrollo 2, einem Repräsentanten der örtlichen 
Regierung (von den Kantonen mit indianischem Bevölke- 
rungsanteil) und Repräsentanten von 15 verschiedenen 
staatlichen Organisationen beschickt. Aus dieser Zusam- 
mensetzung der Generalversammlung als oberste Autorität 
der CONAI ergibt sich eine Politik der Organisation, in der 
weniger die Interessen der Indianer, als die Ziele der ver- 
schiedenen staatlichen Organisationen und somit die der 
jeweiligen Regierungspartei verfolgt werden. 

Die letzte Entwicklung in der indianischen Gesetz- 
gebung äußert sich im Gesetz No. 61 72 3 , dem sogenannten 
Ley Indigena, das im April 1976 beschlossen wurde. Hier 
wird neben der Unveräußerlichkeit und dem Schutz india- 
nischen Landes zum ersten Mal auch die Selbstbestimmung 
der indianischen Gemeinschaften ausgedrückt. Ein gesetz- 
licher Rahmen, der eine positive Entwicklung der indiani- 
schen Gemeinschaften ermöglichen könnte, besteht also. 

Die Theorie dieses Gesetzes konnte jedoch bis heute 
in keiner Weise in die Praxis umgesetzt werden. Die Exe- 
kutivorganisation ist durch ihre Struktur gleichsam macht- 
los und ihre wenigen Projekte und Aktionen schaden durch 
ihr patemalistisches Grundkonzept den indianischen 
Gemeinschaften mehr als sie nützen. In letzter Zeit scheut 
sie auch vor repressiver Politik nicht zurück, um ihre Inte- 
ressen durchzusetzen. So zeigt es jetzt ein integrales Ent- 
wicklungsprogramm bei den Cabecares, das die CONAI 
mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln stört und 
eine Selbstbestimmung der Indianer zu verhindern versucht. 



Die Widersprüchliclikeit und Verschlungenheit der Ge- 
setzeslage hat ihre Wurzeln in einer politischen Unentschlos- 
senheit, in verschiedenen ideologischen Einflüssen, die sie 
prägen, und auch einfach in der Unfähigkeit unserer Gesell- 
schaft, mit Minderheiten und „Andersdenkenden” um- 
zugehen. 

Die „konservative” Einstellung, die vor allem von 
philanthropischen Indianerschutzvereinen getragen wird, 
sieht den Indianer und seine Kultur in einem abgesclilos- 
senen System. Sie spricht von Indianern, als wären sie eine 
vom Aussterben bedrohte Tierart. Nach der Erforschung 
durch Anthropologen und der Errichtung von „Schutz- 
zäunen” (Reservaten) sehen sie ihre Aufgabe für erledigt 
an. 

Die sogenannte „fortschrittliche” Einstellung macht 
dagegen keinen Unterschied zwischen Indianer und Nicht- 
Indianer und sieht in ihm ein Objekt, das man gleicher- 
maßen in den agrarischen und industriellen Entwicklungs- 
prozeß integrieren muß. 

So unterschiedlich diese beiden „Lösungen” des 
„Indianerproblems” auch sind, die patemalistische Grund- 
einstellung ist beiden gemeinsam und beide Wege führen 
in ein unweigerliches Ethnozid. 



Zur sozialen und ökonomischen Situation 

Seit der spanischen Conquista in Costa Rica wurden die in- 
dianischen Gruppen in immer abgelegenere und isoliertere 
Gebiete abgedrängt, oder sie zogen sich als Form von passi- 
vem Widerstand in immer unzugänglichere, schwerer be- 
wirtschaftbare Regionen zurück - ein Prozeß, der sich, wo 
es die geographische Lage erlaubt, auch heute noch fort- 
setzt. 

Das Land wird hauptsächlich in Subsistenzwirtschaft 
bebaut. Kochbananen, Yucca, Bohnen und Mais sind die 
Hauptanbauprodukte. Die Nahrungspalette wird gelegent- 
lich durch Jagd und Kleintierzucht erweitert. 

Da es den marginalisierten Zonen an entsprechenden 
Kommunikationswegen und Märkten fehlt, muß die wenige 
Überschußproduktion an Zwischenhändler verkauft wer- 
den, die einen sehr schlechten Preis zahlen. So sind viele In- 
dianer gezwungen, zumindest zeitweise Arbeit als Knechte 
oder Hausangestellte anzunehmen. Sie müssen ihre Gemein- 







26 




schaft verlassen, um dann an der untersten Stelle des sozia- 
len Spektrums der „weißen" Gesellschaft eingegliedert zu 
werden. Dieser Schritt fuhrt zu unzähligen sozialen Proble- 
men für die indianische Frau und den Mann, wie etwa Pro- 
stitution und Alkoholismus. Daneben wird auch die eigene 
Produktion von Nahrungsmitteln vernachlässigt, wodurch 
die Abhängigkeit von einer Arbeit außerhalb des Reservats 
immer großer wird. 

Eigenes Land bedeutet für die etwa 20 000 Indianer 
Costa Ricas nicht nur Arbeit und Nahrung, sondern es ist 
auch Grundlage und Zentrum des Lebens, der sozialen und 
wirtschaftlichen Organisation. Im Gegensatz zu unserem 
Verhältnis zu Land, das sieh fast ausschließlich in Denkwei- 
sen wie Produktivität, Ausbeutung und Gewinn erschöpft, 
sieht sich der Indianer als einen Teil der Natur, von der sei- 
ne ökonomische, kulturelle und religiöse Existenz abhängig 
ist. Sicheres Land bedeutet daher auch persönliche Sicher- 
heit und bestimmt das Gruppenbewußtsein und das kultu- 
relle Leben überhaupt. Formt unser System auf der Basis 
des Privateigentums das indianische System von kollektivem 
Besitz und kollektiver Produktion um — und dieser Prozeß 
dringt rasend schnell und aggressiv in die indianischen Ge- 
meinschaften droht es auch das Kollektive im Kulturel- 
len und Politischen zu zerstören. 

So werden auch die „Agrarreformen“ durch die Parzel- 
lierungen des Landes, wie es auch das Ley Indigena fordert 
und der CONAI überantwortet ist, von den Indianergemein- 
schaften verurteilt. Diese Form der „Hilfe“ geht an der so- 
zialen und politischen Realität der Indianer vorbei und ist 
somit zum Scheitern verurteilt. Die Parzellierung von Land 
ist in größtem Maß kulturzerstörend, da mit einer anderen 
Einstellung zu Besitz und Arbeit auch das kollektive Grund- 
system der Indianer erschüttert wird. Auch wurde die Par- 
zellierung von Land in keinem Fall mit einem integrierten 
Entwicklungsprogramm verbunden. Eigenes, selbstbestimm- 
tes Land ist für die Indianer die grundlegende Überlebens- 
frage, der die staatlichen Institutionen bisher noch keine 
entsprechende Antwort bieten konnten. 

So ist China Kicha bereits als Reservat verschunden. 
Boruca-Terraba ist von einst 32 000 Hektar auf knapp 3 000 
Hektar geschrumpft. Ebenso verkleinerten und verkleinern 
sich die Reservate von Saliire , Ujarras , Cabagra, Talamanca, 
Gualuso , Guaymie und Chirripo. 

Das Landproblem trifft natürlich nicht nur die indiani- 
schen Gemeinschaften. Die Landnot vieler Kleinbauern hat 
z.T. die gleichen Wurzeln. Die Förderung und Ausdehnung 
der landwirtschaftlichen Produktion für den Export in 
Großprojekten, in denen Kaffee, Zuckerrohr, Ananas, Zi- 
trusfrüchte, v.a. aber Rindfleisch produziert werden, nimmt 
allen Kleinbauern ihre Existenzgrundlage. Sie werden ver- 
drängt und ziehen ihrerseits wieder in indianische, ihrer 
Meinung nach „freie" Gebiete. V.a. die großflächige Ro- 
dung von tropischem Regenwald für die Edelholzgewinnung 
oder die Rinderzucht bedrohen die Indianer, weil sich ihre 
Rückzugsgebiete in eben denselben Regionen befinden. 

Die indianischen Gemeinschaften im Einzugsgebiet von 
Buenos Aires im Süden des Landes werden von großflächi- 
gen Pinien- und Orangenproduktionen und dem Plan eines 
Wasserkraftwerkes bedroht. Im Jahre 1973 begann die Pine- 
apple Development Corporation of Costa Rica S.A. 
(PINDECO) mit der intensiven Produktion von Ananas- 
früehten, nachdem sie ein riesiges Gebiet um das Zentrum 
von Buenos Aires aufgekauft hatte. Die früheren Landbesit- 
zer, auch weiße und indianische Kleinbauern aus der Um- 
gebung. wurden zunächst eingestellt, um nach der zuneh- 
menden Rationalisierung durch moderne Maschinen wieder 
entlassen zu werden. 



Auch das geplante Wasserkraftwerk wird bei seiner 
Realisierung 500 indianische und weiße Familien betreffen, 
die umgesiedelt werden müssen. 

Ein anderes Beispiel von direktem und indirektem 
Landraub ist schon seit Jahrzehnten der intensive Anbau 
von Bananen im Süden des 7a Lrmtf neu- Reservats durch die 
Chirriqui Land Company, die eine riesige Fläche durch ihre 
Infrastruktur besetzt hält. 

Schlimmer ist jedoch die neue Bedrohung durch Pläne 
für den Abbau von Kupfei, Bauxit, Kohle, Erdöl und Gold, 
die von staatlicher Seite und von großen in- und ausländi- 
schen Unternehmen ausgehen. Besonders bedroht sind hier 
die Reservate von Chirripo und Talamanca, wo bereits in- 
dianisches Land, das eine genügend attraktive Ausbeute ver- 
spricht, namentlich von Nicht-lndianem registriert ist. 

Was der Abbau von Erdöl oder Erzen in indianischen 
Gebieten für die Bevölkerung bedeutet, ist aus Beispielen 
in Mittel- und Südamerika wohlbekannt. Verstärkter Land- 
raub. Alkoholismus, Drogenkonsum, Prostitution und Ver- 
elendungsind die Folgen. 

Auch gibt es die Gefahr einer interozeanischen Pipe- 
line, die nach dem heutigen Stand der Planung auch indiani- 
sche Reservate durchschneiden wird. Wie in all den anderen 
Projekten werden auch lüer die Folgen für die indianischen 
Gemeinschaften weder untersucht noch mit den Betroffe- 
nen besprochen. 

Daß sich die soziale Struktur der Indianergesellschaften 
von der unseren unterscheidet, ist in diesem Artikel bereits 
angeklungen. Das soziale Grundelement ist die Gemein- 
schaft. Darüber streckt sich ein Netz von Verwandtschafts- 
beziehungen, das die Gemeinschaft noch einmal innen zu- 
sammenschweißt und den kommunitären Kreis weiter 
schließt. Im Gegensatz zu unserer Gesellschaft, in der die 
soziale Mobilität vom jeweiligen Reichtum einer Person ab- 
hängt, zählt diese Grundlage in indianischen Gemeinschaf- 
ten nichts. Die jeweilige Stellung der Person wird von iluen 
Beziehungen zu und innerhalb der Großfamilie oder das 
Clans definert. 

Als Beispiel einer autochthonen Organisationsform 
möchte ich kurz Art und Funktion der Chichada beschrei- 
ben. Die Chichada ist vom Wort Chicha abgeleitet. Die Chi- 
cha ist ein fermentiertes Getränk aus Yucca, Reis, Pejivalle, 
Bananen, meist aber aus Mais, mit einem Alkoholgehalt 
von 3-5 Prozent. Ist eine größere Arbeit durchzuführen, 
wie etwa der Bau eines Hauses, einer Brücke oder einer 
Schule, aber auch für das Roden des Waldes, für die Aussaat 
oder die Ernte ruft der Initiator des Projekts seine Ver- 
wandten und Freunde zusammen, um die Arbeit gemeinsam 
mit ihnen zu erledigen. Als Gegenleistung muß der „Nutz- 
nießer“ das Essen während der Arbeit und die Chicha für 
das Abschlußfest stellen. Da natürlich jede Familie die glei- 
chen Arbeiten durchzuführen hat und dazu ihre Verwand- 
ten und Freunde einlädt, entsteht ein Kreislauf, in dem jede 
größere Arbeit gemeinschaftlich erledigt wird. So wird Ar- 
beit nicht mit Geld vergütet, sondern mit der Beteiligung je- 
des einzelnen an dem Einkommen, der Ernte. Sie wird ab- 
gegolten durch nichtökonomische Anreize wie etwa gegen- 
seitiger Hilfe und Treue oder Stärkung der familiären Struk- 
turen. Der ökonomische Zweck wird in soziale Bindungen 
umgesetzt. 

Diese organisatorische Form, eine Arbeit durchzufuh- 
ren, verhindert auch die Bereicherung des einzelnen auf Ko- 
sten der Gemeinschaft und die Akkumulation von Kapital. 
Sie fordert eine nivellierende soziale Struktur, in der alle 
die gleichen Möglichkeiten und Chancen haben. Die Chicha 
tritt an die Stelle des Geldes, sie ist ein Teil der indiani- 
schen Ökonomie. 
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Franziskaner-Prozession in einer Indianermission: ein systematisch betriebenes Ethnozid 



Die Durchführung der Chichada wird heute immer 
schwieriger, weil viele Mitglieder der Gemeinschaft v.a. in 
den Zeiten der Aussaat und der Ernte gezwungen sind, 
außerhalb des Reservats zu arbeiten. Sie können sich bei 
den Gemeinschaftsarbeiten nicht mehr beteiligen, was na- 
türlich auch eine soziale Loslösung von ihrer Gemeinschaft 
bedeutet. Oft wird eine Chichada von Ortsorganisationen 
wie etwa der Junta de Educacion, dem Patronato Escolar 
oder der Asociacion de Desarallo benutzt, um finanziellen 
Gewinn zu machen. Die Chicha und das Essen werden mit 
einer Gewinnspanne verkauft, die Musiker müssen bezahlt 
werden. Diese zweckentfremdeten „Benefizfeste“ wider- 
sprechen natürlich der ureigenen kommunitären Idee der 
Chichada. 

Trotz all der Probleme ist die traditionelle Form der 
Chichada eine noch heute fest verankerte soziale Einrich- 
tung in den indianischen Gemeinschaften, die seit der Con- 
quista auch eine Form von Widerstand ist und das Zusam- 
mengehörigkeitsgefühl und die eigene indianische Identität 
fördert. 

Ein weiteres zentrales Problem in den Indianergemein- 
schaften ist die Situation der Gesundheit. Der Großteil der 
Krankheiten wird durch Infektionen hervorgerufen, die 
durch eine bessere Gesundheitsversorgung, Aufklärung und 
Impfungen vermieden werden könnten. Zwar hat sich die 
Situation in den letzten Jahren gebessert, doch haben Besu- 
che von medizinischem Personal besonders in den abgelege- 
nen Gebieten wie Chirripo nur Ereignischarakter. Die all- 
jährlichen Expeditionen, die von „Indianerfreunden“ oder 
vom Gesundheitsministerium organisiert werden, nützen 
nicht viel. Nach ein paar Impfungen (die wiederholt werden 
müßten) und ein paar gezogenen Zähnen zieht das Team 
wieder ab. Es fehlt eine regelmäßige Gesundheitsversorgung 
und die Errichtung von dauernd besetzten Gesundheits- 



posten. So müssen die Indianer vom Chirripo gebiet bis zu 
vier Tagesmärsche auf sich nehmen, um das nächste Spital 
zu erreichen. 

Die Schulen, die, wie bereits erwähnt, die ersten staat- 
lichen Organisationen waren, die sich in den indianischen 
Gemeinschaften eingerichtet haben, fordern ein systemati- 
sches Ethnozid. Abgesehen vom Schulsystem, das der Erzie- 
hungsform und dem gesellschaftlichen System der Indianer 
nicht entspricht und auch den armen Schichten der weißen 
Bevölkerung die Möglichkeit zur Chancengleichheit nimmt, 
sind weder die Ausbildung der Lehrer noch die Lehrpläne 
der indianischen Realität angepaßt. 

Die einzelnen Entwicklungsprogramme, die über die 
verschiedenen vom Staat geförderten Institutionen wie den 
Asociaciones de Desarallo , dem IDA oder der CONAI abge- 
wickelt werden, sind meist zum Scheitern verurteilt, weil 
auch sie in keiner Weise auf die eigenen indianischen sozia- 
len und organisatorischen Formen Rücksicht nehmen. 

Daneben droht durch die Vielfalt der staatlichen Orga- 
nisationen, die in vielen Gemeinschaften noch durch den 
Sportverein und verschiedene missionarisch tätige Kirchen 
erweitert wird, die traditionelle Organisationsform durch 
die Fülle der gegenseitig sich widersprechenden Interessen 
und Einflüsse auseinandergerissen zu werden. 

Bei dieser Art von Gesellschaftsänderung ist die Frau 
die am meisten Leidtragende. Durch das Zersetzen der tra- 
ditionellen Familienstruktur und der historisch gewachse- 
nen Arbeitsteilung liegt die Arbeit und die Verantwortung 
für den Erhalt der Familie immer mehr an ihr. Der Mann, 
der seine Lebensgemeinschaft verläßt und eine Arbeit 
außerhalb seines Reservats annimmt, läßt seine Frau zurück. 
Die Einrichtung von „fremden“ Organisationen, an denen 
sie nicht beteiligt ist, die „Hilfsprogramme“, die normaler- 
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weise die einseitige Entwicklung eines von Männern domi- 
nierten Bereichs fördern, führen zu stärkerem inneren und 
äußeren Druck auf die indianische Frau. 

Durch den Prozeß der Kuhurentfieindung ist sie so- 
wohl in ihrer Situation als Frau als auch als Indianerin 
einem doppelten Druck ausgesetzt. Gerade die verschiede- 
nen missionarisch tätigen Kirchen vermitteln auf Grund der 
sexuellen Vorstellungen der westlichen Kultur eine Frauen- 
rolle, die die Indianerin weiter diskriminiert. Durch die „In- 
tegration“ in unsere Gesellschaft verliert die indianische 
Frau sowohl im Arbeitsprozeß als auch in ihrer neuen Um- 
welt an Bedeutung. Statt sich zu befreien, wird sie immer 
mehr eingeengt. 




Strategien in der Begegnung 
mit dem „Indianerproblem“ — vom Rassismus 
über die Integration zur Selbstbestimmung 

Leider ist auch heute noch ein latenter Rassismus in Costa 
Rica spürbar. Dieser trifft sowohl die Indianer als auch die 
schwarze Bevölkerung an der Atlantikküste. Sie werden als 
minderwertige Rassen abgestempelt. Besonders das Gesell- 
schaftssystem der Indianer wird als zu „schwach“ für die 
„heutige Welt“ gesehen. Durch seine „Unfähigkeit“ sich an- 
zupassen ist es nur noch eine Frage der Zeit, bis der India- 
ner und seine Kultur verschwinden. 

Daneben entdeckt der „konservative“ Paternalismus in 
der Vielfalt der sozialen und kulturellen Aspekte nur das 
folkloristische Element. Kunsthandwerkliche Ausstellungen 
werden organisiert, indianische Taschen finden Einzug in 
die Sammlung modischer Accessoirs, oder der Name eines 



historischen Führers (Cacique) schmückt den Konferenz- 
raum eines Hotels, ln diesem Sinne wird der Indianer v.a. 
von der Fremdenverkehrswirtschaft mißbraucht. Sie spricht 
in ihren Werbeprospekten von „unseren Indianern“, die 
bunt neben einem Ausflug auf den Vulkan Poas und einer 
Abenteuerexpedition für Sportfischer angepriesen werden. 
Meist aber wird die heutige Situation der Indianer über- 
haupt nicht erkannt, während daneben Kunstschätze aus 
vorkolumbischer Zeit bewundert und verehrt werden. 

Die offizielle Politik der letzten Regierungen war von 
der Idee der wirtschaftlichen Weiterentwicklung und Inte- 
gration geprägt. Die indianische Bevölkerung soll ohne Un- 
terschiede in den nationalen Entwicklungsprozeß eingebun- 
den werden. Dafür wurden die bereits oben erwähnten Or- 
ganisationen in die indianischen Gemeinschaften gebracht, 
um mit Hilfe von technischen und finanziellen Mitteln die 
landwirtschaftliche Produktion zu fördern. Die dafür ver- 
antwortlichen Organisationen waren bisher jedoch weitge- 
hend untätig oder blieben ohne Erfolg, weil sie in ihrer pa- 
temalistischen Einstellung Ln keiner Weise die indianische 
Realität berücksichtigt haben. 

Die Nivellierung auf und die Integration in das westli- 
che gesellschaftliche und wirtschaftliche Denken wird, 
auch zum Preis der Zerstörung einer Kultur, für unumgäng- 
lich erachtet, um eine soziale und wirtschaftliche Besser- 
stellung für alle zu erreichen. 

So sehen sich die heutigen Regierungen immer noch in 
der Tradition der Konquistadoren, die sich als Bringer von 
Kultur und Fortschritt für ihr Handeln rechtfertigen. Auch 
heute noch wird der Kampf der Indianer um üire Kultur 
und Selbstbestimmung meist als verrücktes, chancenloses 
Rückzugsgefecht oder als irrationale Fortschrittsfeindlich- 
keit abgestempelt. Oft wird eine eigene Existenz des India- 
ners einfach nicht anerkannt, übersehen oder verleugnet. 
Entwicklungspolitik wird mit „Zivilisierung“ und „notwen- 
diger Integration“ erklärt, Integration in diesem Sinne heißt 
für die meisten Indianer nichts anderes, als die eigene Kul- 
tur, eigene Werte und Lebensformen aufzugeben, um sie 
mit einem Leben am Rande eines anderen Gesellschafts- 
systems zu tauschen, ohne von diesem wirklich akzeptiert 
zu werden. Integration in diesem Sinne heißt auch das Sy- 
stem von kollektiver Produktion gegen ein kapitalistisches 
System auf der Basis des Privateigentums einzutauschen. 
Die Folgen dieser Zerstörung der historisch gewachsenen 
Sozialform sind zunehmende Verelendung und unzählige 
soziale Probleme. 

Aus diesen Bedingungen, die in ganz Lateinamerika 
die gleichen Wurzeln und ähnliche Auswirkungen haben, 
kommt es seit den siebziger Jahren wie auf dem ganzen 
amerikanischen Kontinent auch in Costa Rica zu einem 
neuen indianischen Bewußtsein. Es entstehen in den India- 
nergemeinschaften auf nationaler und internationaler Ebene 
Gruppen und Organisationen, deren Ziel es ist, nicht mehr 
Objekte der verschiedensten Entwicklungen und Ideologien 
zu sein, sondern als Subjekte mit einem neuen Selbst- 
bewußtsein an ihrer Selbstbestimmung und Zukunft zu ar- 
beiten. Aus der patemalistischen Politik, die den Bedürfnis- 
sen und Interessen der Indianer nicht entspricht und eine 
aktive Beteiligung der indianischen Gemeinschaften nicht 
zuläßt, wuchs und wächst die Idee und die Notwendigkeit, 
sich selbst zu organisieren, um sein Schicksal selbst be- 
einflussen und bestimmen zu können. 

Im April 1978 trafen sich die indianischen Führer zum 
ersten Mal. Es wurde beschlossen, eine eigene Organisation 
von den und für die indianischen Gemeinschaften Costa 
Ricas zu gründen. Daraus entstanden einzelne Gesprächs- 
gruppen, die sich im Kampf gegen das das Reservat von 
Talamanca bedrohende Projekt des Erdöl- und Kohleabbaus 
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wiederfanden und im Jahre 1981 die nationale Indianer- 
vereinigung Pablo Presbere ( Asociacion Indigem Pablo 
Presbere) gründeten, ln einer Selbstdarstellung, die ich hier 
gekürzt wiedergeben will 4 , sieht sie sich als Produkt einer 
dynamischen indianischen Entwicklung. Ihre Methode ist 
die der „Aktion-Reflexion“. Die Hauptziele der Organisa- 
tion definieren sie in fünf Punkten: 

„Wir fordern den RESPEKT VOR DER INDIANI- 
SCHEN KULTUR, was allerdings unsere Idenitifikation als 
costaricische Staatsbürger nicht ausschließt. Als älteste in 
Costa Rica lebende Gruppe sehen wir uns der indianischen 
Tradition, den indianischen Werten und Gebräuchen und 
der indianischen Art zu denken und zu fühlen verbunden. 
Als Vertreter aller in Costa Rica lebenden Indiogemein- 
schaften müssen wir in allen unseren Arbeiten die eigene 
Kultur berücksichtigen, fördern und stärken. 

Die indianische Realität kann nicht nur im direkten 
lokalen Umfeld gesehen werden. Die Wurzeln der Probleme, 
die uns in unserer indianischen Existenz bedrohen, gehen 
weit über die einzelne Gemeinschaft hinaus. Die INTE- 
GRATION eines größeren Umfeldes erleichtert die Analyse 
der regionalen, nationalen und internationalen indianischen 
Situation. Gleichzeitig identifizieren wir uns mit den Pro- 
blemen des Großteils der nichtindianischen Bevölkerung, 
speziell im ländlichen Bereich, die den Indianer in seinem 
Leid begleitet. 

Das Prinzip der KONKRETION bezieht sich auf die 
Notwendigkeit, konkrete Lösungen auf die dringenden Pro- 
bleme zu suchen und einzusetzen. Es gilt also das Prinzip 
des Handelns. V.a. Ausbildungs- und Bewußtseinsbildungs- 
programme sollen durchgeführt und landwirtschaftliche und 
kunsthandwerkliche Projekte gefordert werden. 

Alle Entwicklungsprojekte bedürfen einer vollen, be- 
wußten und aktiven PARTIZIPATION, von der Planung 
über die Durchführung bis zur Auswertung. Die Gemein- 
schaft ist Subjekt und Protagonist der Bestimmung seiner 
Entwicklung. 

Jedes Projekt und jede Arbeit in den indianischen Ge- 
meinschaften muß eine INTEGRALE ENTWICKLUNG 
anstreben. Die sozialen, ökonomischen und kulturellen 
Bindungen müssen berücksichtigt werden. 

Es geht also bei der Politik der Indianer weder um ein 
.Rückzugsgefecht* noch um eine irrationale Fortschritts- 
leindlichkeith Vielmehr sieht sich der Indianer in ein natio- 
nales und internationales Beziehungssystem von Über- und 
Unterentwicklung eingebunden, dem zu antworten es aber 
in seiner eigenen Art und Weise gilt, auf der Basis seines 
eigenen Wert- und Wirtschaftssystems. In einem selbst- 
bestimmten und befreienden Weg soll die eigene Zukunft 
gestaltet werden." 

ANHANG 

Indianisches Manifest 

„Alle sollen sich erheben, wir müssen alle wachrufen, es soll 
keine einzige Gruppe unter uns geben, die hinter den ande- 
ren zurückbleibt.“ (Popol Vuh, Heiliges Buch der Maya) 

1. Die große Mehrheit der Menschen, die innerhalb des 
geopoli tischen Gefüges der heutigen Nationalstaaten 
leben, genießt in der Theorie und in der Praxis einen 
gewissen Schutz ihrer Menschenrechte. Die Urbevölke- 
rung jedoch, und in diesem Falle die von Mittelameri- 
ka, muß immer noch für ihre Anerkennung als Staats- 
bürger kämpfen. Auch ihr Eigentumsrecht auf Land 
seit Jahrhunderten ist vom geschriebenen Recht des 




Nationalstaats nur formal anerkannt. Es wird und kann 
deshalb ständig verletzt werden. 

2. Nach der Eroberung durch die Vertreter der europäi- 
schen Weltmächte verstümmelte die Kolonialisierung 
einen Entwicklungsprozeß, den die Ureinwohner ent- 
sprechend ihren wirtschaftlichen und sozialen Struk- 
turen durchliefen. Seitdem haben dann diese Völker 
ihren Entwicklungsprozeß in geographisch begrenzten 
Gebieten, die man meist „Reservate“ nennt, fortge- 
setzt. 

3. Die relative Isolation der indianischen Bevölkerung von 
denen europäischer Herkunft, die den vom „alten“ 
Kontinent mitgebrachten Entwicklungsprozeß fortfiihr- 
ten, ermöglichte es, daß erstere ihren Entwicklungs- 
rhythmus und Entwicklungsstil aufrechterhielten und 
sich dabei immer weiter von letzterem unterschieden. 

4. Solange sich diese beiden Bevölkerungsgruppen inner- 
halb ihrer geopolitischen Grenzen hielten und ihre 
Kontakte sporadisch blieben, war diese Differenzierung 
für das Funktionieren ihrer jeweiligen Gesellschaften 
nicht bedeutsam, d.h. sie ging nicht über die Bedeutung 
der Eroberung und der späteren Kolonialisierung hin- 
aus. 

5. Der gleiche Prozeß, der sich in der Entwicklung ihrer 
sozialökonomischen Strukturen äußerte, sollte der rela- 
tiven Isolation zwischen den beiden Gesellschaften ein 
Ende setzen. Zum einen wächst die indianische Bevöl- 
kerung und übt wachsenden Druck auf ihre Naturschät- 
ze aus, besonders auf das Land, von dem sie als Agrar- 
gesellschaften für ihr Überleben abhängig sind. Das 
Eigentum wird von Generation zu Generation weiter 
zerstückelt, und die Bevölkerung wächst so lange, bis 
sie an die durch das System der Reservate auferlegten 
Grenzen stößt. Andererseits wächst die Gesellschaft der 
Mehrheit ebenso schnell, und zwar sowohl an Bevölke- 
rungszald als auch an Produktion und Konsum. Auf der 
Suche nach den Ressourcen, die die Entwicklung ihrer 
Gesellschaft verlangt, wie Holz, Öl oder Erze, sieht sie 
sich bald vor der Notwendigkeit, in die vormals iso- 
lierten „Reservate“ einzudringen. 

6. Diese erneute Begegnung zwischen den indianischen 
Gemeinschaften und der Bevölkerung europäischer 
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Herkunft dezimiert erstere, umd die Bedürfnisse letzte- 
rer zu befriedigen. Systematisch zerstört man die 
Grundlagen der indianischen Produktion, die sich in ih- 
rer harmonischen Beziehung zur Natur auf Vemunft- 
prinzipien stützt. Die indianische Wirtschaft ist eine Le- 
bensquelle, keine Quelle für zeitweiligen finanziellen 
Gewinn. Man dringt in die kulturelle Struktur der Ur- 
einwohner mit Ideologien ein, die deren Geschichte 
fremd sind und die Bildungs- und Religionsprogramme 
zur Manipulation des Indianers machen, um ihn so in 
den Dienst fremder und ihm sogar entgegengesetzter 
Interessen zu stellen. 

7 ln den genannten Zusammenhang gehören zwei Bei- 
spiele für die immer deutlichere Tendenz Irin zur syste- 
matischen Verletzung der Menschenrechte der indiani- 
schen Bevölkerung in Costa Rica. 

8. Der erste Fall betrifft die indianische Bevölkerung des 
Reservates Limoncito, das seit ungefähr 50 Jahren von 
Guaymies bewohnt wird. Kürzlich fielen dort Personen 
ein, die in einigen Fällen bis zu 800 Hektar Land als ihr 
Eigentum „beanspruchten“. Zu ihnen gehören einige 
Akademiker (Rechtsanwälte) und örtliche Politiker. 
Man manipulierte die wirklichen Bedürfnisse einer 
Gruppe von ungefähr 1 000 Bauern, die in einer Ge- 
werkschaft organisiert waren und eine Lösung für den 
Landmangel suchten. Das Hin und Her der staatlichen 
Finanzbehörden und die Gleichgültigkeit anderer 
Ämter verhinderten eine Verhandlungslösung, bei der 
ein Teil des (unbearbeiteten) Grundstückes eines nord- 
amerikanischen Bürgers gekauft werden sollte, um die 
Bedürfnisse der genannten Bauern zu befriedigen. Als 
die Verhandlungen erfolglos blieben, verlor die Ge- 
werkschaft das Interesse am Kampf. Einige ihrer Mit- 
glieder jedoch schlossen sich in anderen Organisationen 
zusammen, der auch die oben erwähnten begüterten 
Personen angehören. Sie nutzten aus, daß die Proble» 
matik in den Gewerkschaften keinen Widerhall mehr 
fand, und bedienten sich sogar noch des Namens der 
Gewerkschaft, um ihre illegale Handlung zu rechtferti- 
gen und um persönliche Vorteile zu erzielen, die weit 
über die Befriedigung ihrer Grundbedürfnisse gingen. 
Vertreter von Banken, örtliche Politiker, Mitglieder des 
nationalen Parlaments haben in kleinerem oder größe- 
rem Maße dazu beigetragen, daß diese Invasion statt- 
finden konnte. Ihre augenblickliche Gleichgültigkeit, 
Nachlässigkeit oder Unfälügkeit treibt die indianische 
Bevölkerung jetzt dazu, selbst zu reagieren. 

WARUM ERLAUBT DIE REGIERUNG DAS AN- 
DAUERN EINER VOM GESETZ UNTER STRAFE 
GESTELLTEN HANDLUNG? 

WARUM WERDEN DIE RECHTE DER INDIA- 
NER NICHT GENAUSO WIE DIE ANDERER 
BÜRGER GESCHÜTZT? 

IST ES VIELLEICHT NOTWENDIG, SO LANGE 
ABZUWARTEN, BIS DER ABLAUF DER EREIG- 
NISSE NICHT MEHR KONTROLLIERBAR IST ? 

9. Der zweite Fall betrifft die Bevölkerung des Reservats 
von Talamanca. Kürzlich wurden Indianervertreter da- 
von informiert, daß sie „privaten“ Grund besetzt hiel- 
ten. Ein nordamerikanischer Staatsbürger, Vertreter 
einer Handelsfinna, beansprucht 40 000 Hektar von 
dem Gebiet des Reservats als sein Eigentum. Er hat Be- 
sitzurkunden vorgelegt, wonach diese Fläche Land, die 
zum Reservat gehört, nach 1948 an einen Privatmann 
verkauft worden ist. Er präsentierte außerdem von Re- 
gierungsbehörden ausgestellte Genehmigungen, die ihm 
die Erlaubnis erteilen, Bäume in dem genannten Ge- 
biet zu fällen. Jahrhunderte von Besitz, Nutzung und 



Leben der indianischen Bevölkerung dort sollen durch 
pinen Kaufvertrag beendet werden, der hauptsächlich 
Wohlstand und Gewinn für einen nordamerikanischen 
Staatsbürger durch schrankenloses Fällen von Bäumen 
schaffen soll. Man plant auch die private Ausbeutung 
natürlicher Reichtümer eines Gebietes, das von der 
UNESCO zu einem der hundert ökologischen Parks in 
der Welt erklärt worden ist. Die bereits schwierige Si- 
tuation, in der sich die Bevölkerung von Talamanca be- 
findet, verschlimmert sich weiter, wenn ihre territoriale 
Integrität in Gefahr gerät, die für ihr wirtschaftliches 
und kulturelles Überleben grundlegend ist. Würde die- 
ser absurde Anspruch weiter verfolgt, dann würde nicht 
allein die indianische Bevölkerung dabei verlieren. 
Nach Lage der Dinge wären die dortigen Erdölbohrun- 
gen der staatlichen Ölfirma RECOPE auf „Privatland“ 
vorgenommen worden, und die Regierung der Republik 
Costa Rica hätte die Verpflichtung, den nordamerika- 
nischen Staatsbürger zu entschädigen. Außerdem plant 
man holzverarbeitende Industrie in diesem Gebiet, was 
den bereits bedenklichen Kahlschlag verstärken würde. 
Nach zuverlässigen Berechnungen schätzt man, daß, 
wenn weiter Bäume im gegenwärtigen Umfang von 
60 000 Hektar pro Jahr gefällt werden, es im Jahre 
2000 keinen Wald mehr außerhalb der Naturschutz- 
gebiete geben wird. Der Zusammenbruch des ökologi- 
schen Gleichgewichts könnte Folgen nach sich ziehen, 
deren negative Wirkung die Grenzen des Reservats und 
des Landes überschreiten. 

10. Wir fordern von den zuständigen Regierungsbehörden 
Costa Ricas die Aufmerksamkeit, die wir als Menschen 
verdienen. Wir sind auf dem Wege, unsere Lebensgrund- 
lagen zu verlieren, in einem Fall durch die eklatante 
Verletzung der bestehenden Gesetzgebung und im an- 
deren offensichtlich unter dem Schutz dieser Gesetz- 
gebung. 

11. Wir fordern die Regierungsbehörden von Costa Rica 
auf, so schnell wie möglich die von uns genannten Fälle 
zu untersuchen, um zu klären, wer jeweils dafür die 
Verantwortung trägt, und mit deutlichen Aktionen un- 
ser Recht zu bestätigen, auf unserem Land gemäß unse- 
rer eigenen Tradition zu leben. 

12. Die Antwort, die wir dringend fordern, entspricht dem 
Gewicht des Problems, vor dem wir stehen, und das 
nicht durch uns geschaffen worden ist. Wir sind viel- 
mehr Opfer der unersättlichen Gier auf Gewinne, die 
jene aufreibt, die die Integrität unserer Wirtschaft und 
damit unserer Kultur verletzen, und die uns von der 
Ausbeutung der Naturschätze abhalten, die wir seit 
Jahrhunderten mit einer rationalen Wirtschaft und im 
offenen Widerspruch zur „Notwendigkeit“ von fi- 
nanziellem Gewinn erhalten haben. 

13. Das Andauem der Gleichgültigkeit von seiten der be- 
treffenden Behörden würde bedeuten, daß die Verlet- 
zung von Gesetz und Menschenwürde, der wir ausge- 
setzt sind, stillschweigend gebilligt wird. Kann die Re- 
gierung von Costa Rica Verbündeter derjenigen sein, 
durch deren Aktionen das Ende unserer Völker herbei- 
gefiihrt wird? Versteht man nicht gerade darunter Völ- 
kermord? 

14. Vertrauensvoll erwarten wir, daß die Regierung Costa 
Ricas uns in kurzer Zeit eine Antwort gibt. Wir ver- 
trauen auch auf die Hilfe der internationalen Gemein- 
schaft, deren solidarische Unterstützung wir mit die- 
sem Manifest an rufen. 

Für die Verteidigung der Menschenrechte der Indianer 
Costa Ricas! 

(Quelle: Manifesto Indigena, Asociacion Indigena de Costa 
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Rica Pablo Presbere, San Jose, Juni 1983; a.d. Spanischen 

von Karin Gleixner.) 

Anmerkungen 

1 Entfällt. 

~ Eine weitere Organisation, die von der Direccion Natio- 
nal de Desarrallo de la Communidad (D1NADECO) in je- 
der Gemeinschaft eingesetzt wird und die ökonomische 
und soziale Entwicklung zum Ziel hat. 

3 Entfällt. 

^ Dem Jahresbericht 1982 der Asociacion Indigena de 
Costa Rica entnommen - nicht veröffentlicht. 
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Zauberbuch der Batak aus Nordsumatra, aus dem frühen 19. Jahrhundert, auf Holzrinde in der eigenen Batakschrift geschrie- 
ben. Das Labyrinth ist auch aus dem alten Skandinavien bekannt. 

Henning Eichberg 

Der Missionar und der Rebell 

Nachdenkliches zum Gedenken an Ingwer Ludwig Nommensen und Peter Erberfeld 



Ingwer Ludwig Nommensen (1834-1918), „der Apostel 
der Batak“, erfuhr zu seinem 150. Geburtstag Würdigungen 
in Sumatra, in Deutschland („Bonifatius auf Sumatra “, 
Stuttgarter Zeitung, 14. April 1984) und speziell auch in 
seinem Geburtsland Friesland (Nordfriesland 69). Die Er- 
innerungen würdigten den großen Nordfriesen, den großen 
Christen, den Pionier batakisch-indonesischer Entwick- 
lungspolitik. Man kann die Geschichte dieser Mission je- 
doch auch anders erzählen - in ihren eigenen Worten, aber 
mit einigen neuen Fragen. 

Vernichtung einer Lebensform 

Warum ging Nommensen überhaupt nach Sumatra? Er ant- 
wortete selbst: „Alle Reiche müssen Gottes und seines 
Christus werden, alle Zungen sollen bekennen, daß Jesus 
Christus der Herr sei, zur Ehre Gottes des Vaters.“- Solche 
Herrschaftsreligion hatte eine Rückseite: Sie konnte nicht 
zur Kenntnis nehmen, daß sie bei den Batak wie bei den an- 
deren Völkern einer über Jahrtausende hin entwickelten 
und bewährten anderen Kultur und Lebensform begegnete. 
Hatten die Batak nicht eigene Formen des Umgangs mit der 
Natur und ihren Seelen, der Ahnenverehrung, des spirituel- 
len Heilswesens, des Kalenders (sogar mit einer eigenen 
Schrift) entwickelt? Wie konnte ein hinsichtlich der Batak - 
reiigion ganz unerfahrener europäischer Hilfslehrer sich gu- 
ten Gewissens vornehmen, eine fremde einheimische Kultur 
und Lebenswelt zu vernichten und sie durch seine eigene 
Glaubenswelt - gestützt auf Bibel, Katechismus und Ge- 
sangbuch — zu ersetzen? 



Denn daß es um mehr als nur um Glauben im Sinne 
theologischer Ideen ging, war Nommensen bewußt. So war 
seine Vision nicht nur ein christliches Batakland, sondern 
„überall ordentliche Dörfer und Wohnhäuser und wohlbe- 
kleidete Nachkommen dieses Volkes“.— Hatten die Batak 
also keine ordentlichen Dörfer und Wohnhäuser, ehe der 
Missionar erschien? Wir können die prachtvollen Klanhäu- 
ser des Bataklandes oder auch anderer indonesischer Völker 
mit den armseligen Blechhütten vergleichen, die heute ein 
Zeugnis der christlichen Kolonisierung sind. Und was die 
„Wohlkleidung“ der Batak im tropischen Regcnwald be- 
trifft, wo lag da die Kompetenz des Missionsschülers aus 
Nordstrand bzw. Barmen? Nimmt man offenen Auges 
die Folgen der missionarischen Zwangsumkleidung in 
Indonesien wahr, so entdeckt man anderes: Vergewaltigung 
der Körperökologie, die Quelle neuer Krankheiten, den 
Verfall sozialer und ästhetischer Kultur. 

Die Kulturschande jener Zeit, das waren doch wohl 
nicht die „nackten Wilden ohne Gott“, denen die Missiona- 
re zu begegnen glaubten, sondern vielmehr die Anmaßung 
und die Ignoranz der Kolonialherren. Was aber wohl noch 
bedenklicher stimmt: 100 Jahre danach sind wir noch im- 
mer nicht viel weiter und versichern uns selbst unbelehrbar: 
„Nommensen war frei von jedem Uberlegenheitsgefühl des 
Europäers.“ (Nordfriesland 69, S. 12) 
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Widerstand und Orden 

Es gab Widerstand damals. Nonnnensens Vorläufer, die 
Amerikaner Henry Lyman und Samuel Munson, die 1834 
über Tapanuli ins Toba-Gebiet reisen und „das Evangelium'* 
verbreiten wollten, wurden von wachsamen Batak getötet. 
Auch über Nommensen heißt es: „An Anschlägen auf sein 
Leben hat es nicht gefehlt.“ So dient auch noch der vergeb- 
liche Widerstand der Unterlegenen zum Lob des triumphie- 
renden Europäers. 

Andere sahen mit gnädigerem Auge als die Batak auf die 
Tätigkeit des Missionars. 1905 empfing ihn die holländische 
Königin in Audienz. Das niederländische Parlament und der 
Kolonialminister, dem Indonesien damals unterstand, zoll- 
ten Nommensen und der Mission höchste Anerkennung. Ein 
Parlamentarier rühmte die Lage in den Bataklanden, „die 
durch den friedliebenden Einfluß der Mission eine Stätte 
der Ordnung, der Ruhe und des Friedens geworden sind“. 
Nommensen wurde mit dem höchsten niederländischen Or- 
den ausgezeichnet. 

Man kann solche Nachrichten sicherlich benutzen, um 
die „persönliche Bescheidenheit und Güte“ des Gelehrten 
herauszustellen. Allerdings: Bescheidenheit und Güte sind 
schwerlich diejenigen Leistungen, für die man von einem 
Kolonialstaat Orden erhält. Woran dieser jedoch interessiert 
war, war etwas anderes; koloniale Ruhe und Ordnung. 

Schließlich erfahren wir, daß die Batak durch Nommen- 
sens Wirken „entwicklungsmäßig einen Vorsprung vor ande- 
ren Völkern Indonesiens“ gewannen. Insbesondere stellen 
sie etwa 40 7o der Lehrer.- Wie sieht das aus aus der Sicht 
jener anderen Völker? 




Indonesische Zwangsarbeiter als Träger für die Holländer 
im Aceh-Krieg. „Außer Dienst” wurden sie an Ketten zu- 
sammengeschlossen. Zehntausende von ihnen starben beim 
Kampf gegen ihre Landsleute, (um 1904). 



Nach 1900 begannen koloniales Militär und westfälische 
Mission z.B. mit der Besetzung der Mentawai-Inseln vor der 
Westküste Sumatras. Bataklehrer spielten bei der kulturellen 
Unterwerfung des mentawaiischen Urwaldvolkes eine her- 
ausragende Rolle. Das Volk, das man die „sanften Wilden“ 
genannt hat, versuchte ebenfalls sich zu wehren. 1909 töte- 
te man den ersten deutschen Missionar, 1915 den Chef der 
malaiischen Polizei und 1922 einen batakischen Missions- 
lehrer. Dann war der Widerstand gebrochen. Heute sind die 
Mentawaier Christen, ihre Feste und ihre prachtvollen Tä- 
towierungen sind verboten, sie sind zwangseingekleidet in 
europäische Lumpen, unter Aufsicht der Polizei in Küsten- 
dörfern konzentriert und ausgeliefert den multinationalen 
Konzernen, deren Holzschlag die Wälder der Insel verwüstet 
(Detaillierter habe ich die Neokolonialisierung der Menta- 
waier beschrieben in; Unter dem Pilaster liegt der Strand 
8/1981). 



Regionalgeschiclite und Kolonialgeschiclite 

Das Gesagte will nicht so verstanden werden, den Batak in 
ihre Traditionspflege an der Gestalt Nommensens hineinzu- 
reden. Wenn Batak heute ihres Missionars voll Stolz geden- 
ken oder die Universitäten in Medan und Pematang Siantar 
nach ihm benennen, so haben sie dafür gute Gründe. Ebenso 
wie dafür, daß sie die alten Batakschen Musikformen in die 
neue Kirchenmusik überführen, die batakschen Bautraditio- 
nen wiederbeleben und daß überhaupt unversehens aus der 
von Nommensen begründeten Kirche eine Stammeskirche 
der Toba-Batak geworden ist, neben der etwa die Karo-Ba- 
tak und die Simalungun-Batak ihre eigenen Kirchen ha- 
ben.- Ein wesentlicher Unterschied ist es aber, ob und wie 
wir - als Deutsche oder als Friesen - jenes Missionars ge- 
denken. Denn in seiner Gestalt erscheint unsere Stammes- 
geschichte als eine solche der Unterwerfer und Kulturzer- 
störer. 




Lebensbaum aus einem Zauberbuch der Simalungun-Ba- 
tak. Eine vergleichbare Vorstellung kannte auch die ger- 
manische Mythologie: mit der Weltesche Yggdrasil. Die 
christliche Mission vernichtete beides. 



Hier stellt sich ein Problem, das von allgemeinerer Be- 
deutung für die Regional- (bzw. friesische National-) Ge- 
schichte ist. Die eigene Jdentitätssuche kann doch wohl 
kein Freibrief dafür sein, unkritisch die kolonialen Exzesse 
des eigenen Stammes zu rühmen.- Ein anderes Beispiel mag 
das ergänzen: Die Zeitschrift „Slesvigland“, die sich um die 
Erinnerung an die dänischen Elemente der Schleswiger Ge- 
schichte bemüht, bezieht in diese Traditionspflege die Kolo- 
nialgeschichte Flensburgs mit ein. Flensburg unter däni- 
scher Krone profitierte nämlich wirtschaftlich vom Handel 
mit dem dänischen Westindien (wo inzwischen die Indianer 
ausgerottet und durch Negersklaven auf den Zuckerplanta- 
gen ersetzt worden waren). Das klingt dann so: „Der Duft 
von den Zuckerkochereien mischte sich mit dem Torf- 
qualm, der sich wie ein Teppich über die Stadt ausbreitete. 
Die Segelschiffe lagen dichtgedrängt in dem geräumigen und 
tiefen Hafen. An der Schiffbrücke wurden Fleischwaren, 
Mehl, Bier, Genever, Segel- und Leinentuch sowie weiß- und 
blaugestreifte Stoffe nach Westindien verladen. In West- 
indien war ein großer Bedarf an Leinen, besonders für die 
Bekleidung der Neger.“ (Nr. 4/1984) 
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Ist es nicht rührend, wie sich die Europäer in aller Welt 
um die Bekleidung der Völker gesorgt haben, nicht nur im 
Batakland? Und Regional- und Landesgeschichte macht dar- 
aus eine nostalgische Idylle mit dem Bedauern am Schluß: 
..Durch die Trennung Flensburgs von Dänemark im Jahre 
1S64 wurden die Verbindungen der Stadt mit Westindien 
von neuen Zollgrenzen durchschnitten, und damit war den 
Zuckerraffinerien die Grundlage ihrer Existenz genom- 
men.“ 

Bonifatius oder Peter Erberfeld? 

Die unreflektierte und unkritische Übernahme der kolonia- 
len Vergangenheit in- die aktuelle Identitätsarbeit hat aber 
gerade für solche Länder und Völker bedenkliche Rücksei- 
ten, die selbst gegen eine Kolonialisierung ihrer volklichen 
Identität zu kämpfen haben; also gerade für die Friesen 
(wie auch für die südschleswiger Dänen). 

Man hat Nommensen als Missionar mit Bonifatius ver- 
glichen. Das ist richtig. Denn Bonifatius wirkte kräftig dar- 
an mit, den Friesen ihre Lebensform zu zerstören und sie 
der fränkisch-römischen Kirche zu unterwerfen. Daß er die 
heilige Donarseiche in Hessen umschlug, können wir heute 
schwerlich ohne Zusammenhang damit sehen, daß es viel- 
leicht in ein paar Jahren in Mitteleuropa gar keine Bäume 
mehr geben wird: die Vernichtung der heiligen Bäume (und 
welche Bäume sind nicht heilig?) geht ihrem Erfolg entge- 
gen. Die Friesen des 8. Jahrhunderts wollten sich damit 
nicht abfinden und erschlugen Bonifatius, als er eines ihrer 
Heiligtümer in Dokkum entweihte. 

Friesen und Batak haben also noch etwas ganz anderes 
als H.J. Nommensen gemeinsam: daß beide Völker selbst 
unterworfen und missioniert wurden, daß beide der Gefahr 
des Identitätsverlusts ausgesetzt waren und sind. Gibt es 
aber eine andere Geschichte der deutsch- (oder friesisch-) 
indonesischen Beziehungen, die ihren Ausgang nimmt von 
antikolonialen Erfahrungen? 

Unter solchen Aspekten ist es angebracht, der Erinne- 
rung an Nommensen diejenige an einen anderen Deutsch- 
Indonesier gegenüberzustellen, an Peter Erberfeld. Peter 
Erberfeld, Sohn eines Deutschen und einer Javanin, stiftete 
1722 in Batavia, dem heutigen Jakarta, eine Rebellion ge- 
gen die herrschende niederländische Ostindienkompagnie 
und gegen die christlichen Missionare an. Die Verschwörung 
der Javanen wurde von den Holländern mit viel Blutvergie- 
ßen niedergeschlagen. Erberfeld und viele seiner Anhänger 
wurden verurteilt und enthauptet. Sein Haus (in der heuti- 
gen Jalan Raya Pangean Jakarta) riß man ab und errichtete 
dort eine Schandsäule mit dem Schädel des Rebellen. Die 
Aufschrift lautete: „Hier stand ehemals das Haus des ver- 
ruchten Bösewichts Peter Erberfeld, auf welchem Ort nie- 
mals wiederum bis ans Ende der Welt ein Haus gebaut wer- 
den soll. Batavia, den 22sten April 1722“. Erst als 1943 die 
Kolonialherrschaft zusammenbrach, entfernte man den 
Schädel. 
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Buchbesprechungen 




Valentin Senger: Kurzer Frühling, Zürich: Ammann Verlas 
1984, 344 S., DM 34,-. 

„Kurzer Frühling ist der zweite Teil von Sengers Autobio- 
grafie. 1978 erschien sein Buch „Kaiserhofstraße 12“, das 
dann vom Fernsehen verfilmt wurde. Senger ist nicht nur 
Deutscher jüdischen Glaubens, über eine lange Zeit war er 
auch gläubiger Kommunist. Daß so ein Mann etwas zu er- 
zählen hat, ist klar. 

Es ist dies die Geschichte seiner Familie, die inmitten der 
Naziherrschaft, unter falschem Namen, mit falschen Papie- 
ren ausgerüstet und gedeckt von wenigen Freunden, das 
Dritte Reich überlebte. 

1945 liegt Deutschland in Trümmern, und Valentin 
Senger geht mit seinem Vater durch die zerbombte Frank- 
furter Altstadt. Die KPD - zwölf Jahre verboten, verfolgt, 
drangsaliert, im Untergrund - beginnt sich zu reorganisie- 
ren. Sie ist Sengers ganze Hoffnung, sie wird endlich ein 
neues Deutschland schaffen. Dafür arbeitet er Tag und 
Nacht. Max Hoelz, der legendäre Arbeiterführer und An- 
archokommunist. der später in der Sowjetunion unter nie 
geklärten Umständen ums Leben kommt, und der Partei- 
führer Max Reimann kreuzen seinen Weg. Er wird Redak- 
teur^ des hessischen KP-Organs „Sozialistische Volkszei- 
tung". Es folgen Schulungskurse in Marxismus-Leninismus 
im „antifaschistischen Teil Deutschlands“, der DDR. 

Senger sieht, wie Genossen, die sich nicht beugen lassen 
wollen, fertiggemacht, gebrochen werden. Immer noch un- 
terwirft er sich dem Diktat der Partei, aber seine Ausein- 
andersetzungen mit führenden Funktionären nehmen zu. 
Sein Verhältnis zur KPD wird distanzierter, als nach der 
Verdammung des „Titoismus“ nun die Moskauer Schau- 
prozesse gegen „Trotzkisten“ und „Rechtsabweichler“ - 
in der Mehrzahl Juden - rollen. Als der XX. Parteitag 
stattfindet und endlich ein Teil der Wahrheit über die Ver- 
brechen und den Terror des Stalinregimes an die Öffent- 
lichkeit dringt, schweigt die Partei ängstlich und betreten. 
Sengers Verfahren wegen Fraktionsbildung läuft noch, als 
die Partei im August 1956 verboten wird. Ein entwürdigen- 
des Verhör in der Berliner SED-Zentrale gibt schließlich den 
Ausschlag für seinen endgültigen Austritt aus der KPD. Und 
die bereits verbotene Partei reagiert mit gewohnter Häme. 
Sie läßt verbreiten, er sei amerikanischer Agent gewesen; 
ein böses Intermezzo, das überdeutlich den Vertrauens- 
verlust erklärt und beschreibt, den sämtliche totalitären 
Ideologien und revolutionären Theorien, die die Doktrin 
und den Kadavergehorsam über den Menschen stellen, er- 
dulden mußten. Was allein blieb, ist Sengers Sehnsucht 
nach einer Welt des Ausgleichs und der Geborgenheit. 

Die Stärke des Buches hegt in der Schritt für Schritt ge- 
schilderten inneren und äußeren Ablösung von der Partei, 
die während der braunen Diktatur so mutig Widerstand ge- 
leistet hatte, und die nach dem Ende des Nationalsozialis- 



mus bloßen Anhängsel und Erfüllungsgehilfen eines ande- 
ren. kaum weniger üblen Diktatur degenerierte. Gegen Lü- 
ge, Charakterlosigkeit, Unmenschlichkeit und Gemeinheit 
setzte Valentin Senger, deutscher Jude und ehemaliger 
Kommunist, die Wahrheit des Authentischen und die 
Ethik der Humanität. Ein lesenswertes Buch' 

Werner Olles 




Robert Werner. Der Jungdeutsclie Orden im Widerstand 
1933-1945. 484 S„ Ln. i. Schutzumschl., 1980, Verlag 
Wolfgang Lohmüller, München, DM 75,- 

Scheint dies ein sehr spezielles und wenig allgemein interes- 
sierendes Kapitel aus der Geschichte des Dritten Reiches 
zu sein, so erweist doch bereits ein flüchtiges Durchblättem 
dieses Buches, daß hier sorgfältig rechercliiertcr und mit 
vielen faksimilierten Dokumenten belegter Alltag einer 
Zeit lebendig wird, die nachzuvollziehen den Heutigen so 
schwer fällt. 

Die ganze Engmaschigkeit des Netzes von Überwachung, 
Beeinflussung und Denunziation wird deutlich. Und weil 
die überwiegende Zahl der Deutschen handelnd oder 
erduldend, schweigend, abwartend, verunsichert - auf 
weiten Strecken sogar jubelnd und mitgetragen von den 
Wellen “nationaler Erhebung” - sich am Ende hilflos 
und beschämt in den Trümmern wiederfand, verdrängte 
sie das Furchtbare, das geschehen war, unter wenigem an- 
geblich Gutem, das es auch gegeben habe. Eltern und Er- 
zieher versäumten bewußt oder unbewußt die vollständige 
Aufklärung der Heranwachsenden, die auf diese Weise 
heute noch vielfach ohne Verständnis vor dem Phänomen 
stehen, daß ein ganzes Volk sich so unter seine Henker 
beugte. 

Robert Werner schildert einen bürgerlichen Widerstand, 
der in dieser Konsequenz wohl einmalig war. Eine starke, 
über das ganze Reich verbreitete, Organisation der Jung- 
deutsche Orden, gegründet und geführt von Artur Mah- 
raun — ließ sich nicht gleichschaJten oder irgendwo ein- 
gliedem. Sie bestand in über 400 örtlichen Gruppen wäh- 
rend der ganzen Zeit des Dritten Reiches weiter, die unter- 
einander und zur zentralen Führung unter Artur Mahraun 
in Verbindung blieben. Daß damit überall Inseln der 
Wahrheit und des Vertrauens gebildet wurden, die auf 
weite Kreise ausstrahJten und sie gegen das Gift des Systems 
immunisierten — das war die Leistung dieses Widerstandes. 
Er brachte nicht Pistolenschützen, Bomberleger und Sabo- 
teure hervor, aber standhafte, kluge und ehrliche Frauen 
und Männer, Mädchen und Jungen. 

Beweis dafür ist u.a., daß es allen widerwärtigen und un- 
menschlichen Verhörmethoden nicht gelang, die Tarnung 
zu durchdringen. Weder die Reichsorganisation konnte 
in den verschiedenen Prozessen vom nationalsozialistischen 
Staat erkannt und enttarnt werden noch fanden dte Scher- 
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gen auch nur die undichten Stellen innerhalb der Geheimen 
Staatspolizei - Gestapo - selbst, durch welche den Jung- 
deutschen immer wieder Informationen, Warnungen und 
sogar tätige Hilfen zukamen. 

Weder Drohungen noch Verfolgungen brachen die Ge- 
meinschaft auseinander. 

Die Geschichte der Verfolgung der Jungdeutschen ist bis- 
her nur wenigen bekannt. Das Buch hat mehr Leser ver- 
dient und sollte nicht nur vereinzelt in Bibliotheken ver- 
stauben. Interessierte Leser sollten sich durch den hohen 
Preis nicht abschrecken lassen. Nicht nur dadurch unter- 
scheidet sich dieses Buch von der massenhaften Schund- 
literatur, die den Büchermarkt überflutet. 




Hans Paasche. Die Forschungsreise des Afrikaners Lukanga 
Mukara ins innerste Deutschlands. Geschildert in Briefen 
Lukanga Mukaras an den König Ruoma von Kitara. Mit 
einem Vorwort zur Neuauflage von Helga Paasche und 
einem Beitrag von Hans Paasche über DIE WILDNIS. 
Schriftenreihe "Das andere Deutschland” Nr. 2, Donat & 
Temmen Verlag, Slevogtstr. 20, 2800 Bremen 1 

Es erscheint im ersten Moment erstaunlich, daß dieses 
kleine Buch seit sieben Jahrzehnten (damals mit einer 
verkauften Auflage von 60 . 000 ) immer wieder neu aufge- 
legt wird und jedesmal neue Leserkreise anspricht. Es ist 
inzwischen zu einem Klassiker deutscher Literatur gewor- 
den, auch wenn es in zahlreichen Literaturgeschichten 
nicht einmal Erwähnung findet. 

Hans Paasche dachte sich einen charmanten Negerhäupt- 
ling aus, der in der Welt der Weißen umherreist und spitze 
Bemerkungen in Form von fiktiven Briefen in seine Heimat 
schickt. Paasche, der sich selbst in der Person Lukanga 
Mukara dargestellt sieht, hält den Menschen einen satiri- 
schen Spiegel vor, der die sozialen und politischen Miß- 
stände in Deutschland anprangerte. Die Verrücktheiten 
der Deutschen verbildlicht er an der Geldgier, den Eß- 
und Trinkgewohnheiten, der kulturellen Überheblichkeit 
und des Chauvinismus. Er — selbst ein Lebensreformer, 
der weder raucht noch Alkohol trinkt — prangert unge- 
sunde Lebensweisen, den Modetick der Menschen, aber 
auch die Anfänge der Umweltzerstörung an. 

Warum er im letzten Brief Lukangas ausgerechnet das 
Bild der Freideutschen Jugend auf dem Hohen Meißner 
1913 aufzeigt und als Gegenpol und Hoffnungsschimmer 
erscheinen läßt, wird klar, wenn man die Lebensgeschichte 
des Anti-Preußen Paasche kennt. 

Hans Paasche (1881-1920) wurde in Rostock als Sohn 
des Professors der Wirtschaftswissenschaften und späte- 
ren nationalliberalen Vizepräsidenten des Reichstages 
Hermann Paasche geboren. Durch den Einfluß des Vaters 
schlug P. die Laufbahn eines Marineoffiziers ein und war 
an der Niederschlagung von Aufständen der eingeborenen 
Bevölkerung in Deutsch-Ostafrika beteiligt. Mit Tapfer- 
keitsmedaillen ausgezeichnet und zum Kapitänleutnant 
befördert, nahm er 1908 Abschied von der Marine und 
entwickelte sich zum Gegner des preußischen Militaris- 
mus. 




Hans Paasche 



Paasche warb für die Idee des Vortruppbundes und hatte 
einen größeren Kreis von Anhängern umsichgeschart. 
Mit seinem Aufruf ”Es brennt im Deutschen Haus — wir 
sind die Feuerwehr” warb er auf einer Vorbesprechung 
zum Freideutschen Jugendtag auf der Burg Hanstein 
für seine Vorstellungen eines demokratischen Preußens, 
für eine gerechte, humanere Gesellschaftsordnung. 

Wie in seinen Negerbriefen sah sich H.P. selbst in Opposi- 
tion gegen das Kaiserreich, gegen die Überbewertung 
materieller Werte und gegen jeglichen Spießertums. Aus 
diesem Anlaß beteiligte er sich 1913 am Meißnertag. als 
bürgerliche Jugend gegen die offiziellen Militärfeiern - 
aus Anlaß des hundertsten Jahrestages des Sieges über 
Frankreich — protestierte. 

Wegen "Aufforderung zum Hochverrat” und Verbreitung 
landesverräterischer Schriften wird er angeklagt, aber 
aufgrund eines Gutachtens wegen sog. "krankhafter Stö- 
rung der Geistestätigkeit” in ein Berliner Nervensana- 
torium eingewiesen, bis er nach Ausbruch der November- 
revolution 1918 von Matrosen befreit wird. 1919 ver- 
öffentlichte er zwei pazifistische Schriften ("Meine Mit- 
schuld am Weltkrieg” und "Das verlorene Afrika”) und 
wird so zu einem Feindbild der umherziehenden Frei- 
korps. 

Am 21. Mai 1920 wird Hans Paasche auf seinem Gut 
’Waldfrieden’ von Truppen der "Brigade Ehrhardt” er- 
mordet. 

Gerhard Quast 



Kurt Piehl: Latscher, Pimpfe und Gestapo. Roman eines 
Edelweißpiraten. Vorwort von Hans Müller, eb 6, 2. Aufl., 
255 S.. DM 19,80, extrabuch Verlag, ISBN 3-88704-106-2 

Fritz Theilen: Edelweißpiraten. Herausgegeben und mit 
einer Dokumentation von Matthias von Hellfeld. Fischer 
Taschenbuch Verlag, Frankfurt, 1984, 7,80 DM 

Wer beide Bücher intensiv gelesen hat und diese dann mit- 
einander vergleicht, erhält den Eindruck, daß sowohl 
Theilen als auch Piehl in ihren Büchern die gleiche Ge- 
schichte wiedergeben. Der erste Unterschied — der schon 
äußerlich auffällt - ist der, daß Theilen vorgibt, seine 
eigenen Erlebnisse niedergeschrieben zu haben und Piehl 
- im nachhinein würde ich sagen, so ehrlich war - sein 
Buch als Roman zu bezeichnen. Beide erzählen die Lebens- 
geschichte eines Jugendlichen im Dritten Reich: „vorn 
Bombenkrieg und Hunger, von Gestapohaft und Folter, 
von jugendlichem Aufbegehren und Abenteuern, bei 
denen es um Leben und Tod geht. ”1 
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Zur Klärung des in diesem Zusammenhang gebrauchten 
Begriffs ’Edelweißpiraten' für hündischen Widerstand muß 
man wissen, daß beide Autoren Gruppen proletarischer 
Jugendlicher beschreiben, die zwar offensichtlich Gemein- 
samkeiten mit der Jugendkultur der Bündischen Jugend 
aufweisen, aber kaum direkte Verbindung zu dieser weit- 
aus größeren Bewegung hatten. Während Piehl seinen 
proletarischen Ursprung hervorhebt und den Begriff der 
'Edelweißpiraten’ aus einer anderen Einstellung heraus 
verwendet, versucht Theilen mit Unterstützung Hellfelds, 
seine Story an den bündischen Widerstand anzulehnen, 
obwohl dieser Widerstand mit den Machenschaften der 
Ehrenfelder Gruppe rem gamichts zu tun hatte. 

Für beide Veröffentlichungen wäre die Bezeichnung 
als proletarische ”wilde Cliquen” treffender gewesen. 
Doch dies nur am Rande vermerkt. Daß eigentlich interes- 
sante ist die Tatsache, daß der Roman Piehls eigentlich 
seine wirkliche Lebensgeschichte darstellt, die um einige 
Erlebnisse seiner Freunde erweitert wurde. Er gehörte, 
wie man Dokumenten entnehmen kann, wirklich wilden 
Cliquen in Dortmund an und wurde Anfang 1945 ver- 
haftet und gefoltert. Das Buch ist sehr lebhaft, teilweise 
mit typischen Dortmunder Slangausdrücken geschrieben. 
Für Jugendliche kann ich es besonders empfehlen, weil 
es ehrlich, offen und in einer verständlichen Arbeiter- 
sprache verfaßt ist. 

Aber nun noch einen Blick auf das andere Werk, das wirk- 
lich eine Zumutung ist. So spannend wie Piehl geschrie- 
ben hat, so langweilig, eintönig und nichtssagend ist das 
Machwerk von Theilen. Die Dokumente - wild einge- 
streut, fast ohne Zusammenhang zum eigentlichen Text - 
sind willkürlich gekürzt oder beschreiben ein völlig anderes 
Phänomen und geben so ein falsches Bild zur Story Thei- 
lens. Ich bin fast geneigt zu schreiben, daß der ursäch- 
liche Zusammenhang gleich Null ist, aber da findet der 
aufmerksame Leser dann doch noch Auszüge aus Doku- 
menten und Akten, die das Ehrenfelder Justizproblem 
betreffen. Eine Frechheit sondergleichen sind die Fotos 
im Buch und ihre Unterschriften. Eine ßildfolge von 
Seite 176-189 hat als Text folgenden: „Vor mehr als 
1000 Schaulustigen wurden am 27.10.1944 elf Fremd- 
arbeiter öffentlich exekutiert. Das gleiche Schicksal er- 
eilte 2 Wochen spater meine Freunde Barthel, Günther 
und Franz. ”2 Auf der gesamten Bildfolge, also nicht nur 
176/177 wie angegeben, handelt es sich um Bilder der 
Hinrichtung der Fremdarbeiter. Das letzte Bild zeigt 
nicht „meine Freunde Barthel, Günther und Franz ", 
sondern wiederum drei der elf Fremdarbeiter. Obwolil 
den Autoren der Umstand, daß keine Bilder der Hin- 
richtung existieren, bekannt ist, halten sie durch diese 
Ungenauigkeit die Öffentlichkeit weiter in Unkenntnis. 
Schade, aber andererseits auch komisch, warum die Proto- 
kolle der Gestapo über die Verhöre der Ehrenfelder Gruppe 
vorhanden sind, aber in keiner Akte ein Hinweis auf Fritz 
Theilen zu finden ist. Das ist aber nicht die einzige Merk- 
würdigkeit. 

Piehls "Latscher, Pimpfe und Gestapo” kann ich fast un- 
eingeschränkt empfehlen, während "Edelweißpiraten” 
von Fritz Theilen eine Auflage von zehntausend wirk- 
lich nicht verdient hat. Aber Auflage und Bekanntheits- 
grad hat - wie sich hier erschreckend zeigt - nicht unbe- 
dingt etwas mit Qualität zu tun. 

1) Klappentext ”Latscher, Pimpfe und Gestapo” 

2) F.T. ”Edelweißpiraten”, Seite 175 

Gerhard Quast 



Margaretha Witschel: Und dennoch überlebt. Acht Jahre in 
russischer Gefangenschaft, Wien-Köln-Graz: Bölüau, 281 S., 
DM 38,-. 

Dem Universitäts-Dozenten Roland Girtler, der sich für Le- 
bensläufe „kleiner Leute” aufgeschlossen zeigt, ist es zu 
danken, daß denjenigen, die am Studium des Lebens in Ge- 
fängnissen interessiert sind, ein weiteres Zeugnis zur Verfü- 
gung steht, das die Berichte von Margret Bechler, Margarete 
Buber-Neumann, Tina Österreich, Elisabeth Podolski. Ellen 
Thicmann und von jenen elf Frauen ergänzt und bestätigt, 
die Ulrich Schacht unter dem Titel „Hohenecker Protokol- 
le“ zusammen faßte. 

1974 wird die junge Wienerin Margaretha Witschel un- 
schuldig eingesperrt und von den russischen Besatzern auf 
„Tournee“ in sowjetische Gefängnisse und Lager geschickt. 
In acht Jahren erlebt und erleidet nun eine von Natur aus 
lebenslustige Frau das, was man aus der offiziellen Darle- 
gung der „ruhmreichen“ Geschichte der Sowjetunion nicht 
erfährt, sondern nur aus den GULag- Berichten Alexander 
Solschenizyns und seiner Kameraden. 

Preisverdächtige Gegenwartsautoren, als sogenannte Dis- 
sidenten nun im Westen lebend, die jedoch nicht einen 
Schatten davon erleben mußten, bemühen heute oft einen 
Staudamm von vielen hundert Seiten, um. entrückt von 
Sprache, Zeit und Raum, den surreal existierenden Sozialis- 
mus charakterisieren zu wollen. „Dantes Hölle war ver- 
gleichsweise gemütlich“, bekommen sie von Kritikern 
schmeichelhaft bescheinigt, von denen ich gern wüßte, 
was sie wohl zu den schlichten Schilderungen Margaretha 
Witschels sagen würden. 

Diese Frau überlebte physische und psychische Strapa- 
zen, die eigentlich nur jemand beurteilen kann, der wenig- 
stens andeutungsweise etwas davon zu spüren bekam. Nur 
der Lebenserfahrene kann dieses unmittelbar nach der 
Rückkehr aus Sibirien niedergeschriebene und erst jetzt 
veröffentlichte Buch „nacherleben": 20 000 km mit 100 
zusammengepferchten Krimmellen in einem Vieh waggon; 
Todesängste während einer Überfahrt mit dem Passagier- 
schiff „Feliks Dzerschinsky“ bei Windstärke 9; monatelan- 
ges Arbeiten bei schlechtester Ernährung ohne Ruhetag; 
Sommerbekleidung bei 50 Grad unter Null; keine Zahn- 
bürste, aber jede Menge Wanzen und Läuse; im Karzer die 
Schlafstelle neben einem Krautfaß, das 16 Nonnen als WC 
dient und erst geleert wird, wenn es randvoll ist; Geburtstag 
im Schacht und Silvesterfeier unter einem mit Stalin- und 
Leninbildem geschmückten Lichterbaum. 

In einem Lastwagen, wo gefangene Frauen und Männer, 
nur durch ein Gitter getrennt, Tausende Kilometer von 
einem Gefängnis ins andere transportiert werden, wird Mar- 
garetha Witschel unfreiwillige Zeugin der Nordurft alter 
Männer: „Die Aufregung war ihm in die Gedärme gefahren, 
und die schirmlos« Mütze, die er auf dem Kopf hatte, wurde 
zweckentfremdet. Und alles das vor meinen Augen! Ich 
wußte nicht, wohin ich sehen sollte, und mußte mir außer- 
dem das Taschentuch vor die Nase pressen ..." 

Unter kriminellen Mädchen, die sich von Kopf bis Fuß 
mit einem Sud aus Tintenstift, verbrannter Gummisohle 
und Zucker tätowierten, erfuhr sie, daß sich zum Tode ver- 
urteilte Verbrecher auf die Brust und auf den Rücken Lenin 
und Stalin tätowieren ließen. „Kein Mensch in ganz Ruß- 
land würde auf diese Bilder schießen, denn er würde sofort 
selbst erschossen.“ 

Margaretha Witschel, die ganz im Sinne von Karl Marx 
im Lande derer, die sich auf ihn berufen, gezwungen wurde, 
ein „erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein ver- 
ächtliches Wesen“ zu sein, erfuhr ihre Läuterung auf eine 
den Marxisten nicht genehme Weise: „Ich fühlte plötzlich. 
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daß es einen Gott geben muß, der unser Leben in der Hand 
hat. Und zu ihm glaubte ich nun einen Weg finden zu müs- 

___ tt 

sen. 

Nach der Unterzeichnung des Staatsvertrages mit Öster- 
reich kam Margaretha Witschel 1955 mit vielen ihrer Lands- 
leute frei. 

Aufatmend nach dieser Lektüre ist man gern bereit, mit 
Apostel Paulus auszurufen: „Verschlungen ist der Tod im 
Sieg. Tod. wo ist dein Stachel? Hölle, wo ist dein Sieg?“ 

Siegtmr Faust 




Prof. Dr. Bernhard Willms (Hrsg.): Handbuch zur Deut- 
schen Nation. Hohenrain, Tübingen, 1986, 457 S., Ln. 42,- 

D3s Elend der deutschen Nation ist - so eine Maxime des 
Herausgebers - wie jede nationale Gegenwart, das Resul- 
tat ihrer Geschichte. Geschichte wiederum darf aber nicht 
als ausweglose Fatalität begriffen, vielmehr muß sie als 
neue Sinngebung bewußt werden. Daher versteht sich die 
Arbeit, die sich das 'Handbuch zur Deutschen Nation’ 
vorgenommen hat auch als ein notwendiger Ansatz zur 
Erarbeitung zukunftsgewandter Perspektiven. Mit anderen 
Worten: die Voraussetzung dieses Buches ist eine politische 
Entscheidung; eine Entscheidung die besagt: es gibt eine 
deutsche Nation; ihre Geschichte hat nie aufgehört, und sie 
ist Beziehungspunkt und Ziel deutscher Politik. 

Die deutsche Frage ist somit eine offene. Wer etwas anderes 
behauptet - so die stillschweigende Maxime der verschie- 
denen Beiträge - macht sich schuldig an der deutschen Ge- 
schichte, weil er die politische Realität verfehlt. Dies ist die 
grundsätzliche politische Position, die immer wieder in aller 
Deutlichkeit anklingt. Um dieses Fixum gruppieren sich die 
Beiträge der verschiedenen Autoren, die bestrebt sind, das 
Phänomen der politischen Lage zu erhellen und zu deuten. 
Der nun vorliegende erste Band des 'Handbuch zur Deut- 
schen Nation’ (geplant sind laut Verlagsankündigung 
3 Bände) befaßt sich in seinen Beitragen einerseits mit 
Aspekten deutscher Geistestradition und wendet sich dabei 
gegen den Versuch einer unerlaubten Geschichtsverknap- 
pung, die sich in einer gängigen Formulierung wie der 
„von Luther zu Hitler” andeutet. Die Notwendigkeit der 
Differenzierung wird besonders deutlich durch den ideen- 
geschichtlich ausgerichteten Beitrag von M. Vogt 'Natio- 
nalismus von links. Die deutsche Frage aus sozialistischer 
Sicht’, der deutlich macht, daß die Annäherung an die 
nationale Frage auch eine demokratische, antietatistische 
und linke Geschichte besitzt, an die es zu erinnern gilt. 
Andererseits befaßt sich dieser Band mit der aktuellen 
gegenwärtigen Lage der Nation. Mancher Beitrag trägt 
dabei leider ein allzu konservatives Gewand, fußt auf Denk- 
schemata, die dem überkommenen links-rechts-Gefuge 
huldigen und den notwendigen Blick über den eigenen 
Tellerrand vermissen lassen. Lesenswert ist in diesem 
Bereich des Buches vor allem der Beitrag des Völkerrecht- 



lers Dieter Blumenwitz zur Trage der deutschen Grenzen’, 
der formaljuristisch aufklärt, ohne in pathetische Formeln 
zu verfallen. 

Anzuerkennen ist darüber hinaus die umfangreiche Biblio- 
graphie, die — gegliedert nach sachlichen Obergegriffen — 
einen Überblick über die zur deutschen Frage veröffent- 
lichten Literatur ermöglicht. 

Nach Informationen des Verlages soll sich der zweite Band 
dieses 'Handbuches’, der im Herbst 1986 erscheinen wird, 
vor allem mit aktuellen und gesellschaftlichen Problemen 
der Nation befassen; der dritte, vorgesehen für 1987, hat 
natur- und gesellschaftswissenschaftliche Aspekte zum 
Hauptthema. Gerade der letzte Band wird zeigen, wohin 
der Weg geht. Verlag und Werk ist zu wünschen, daß gerade 
in diesem Band jene ideologischen Grabenstellungen kri- 
tisch behandelt werden, die bislang immer wieder dazu bei- 
trugen, daß die deutsche Frage zum Vehikel undemokrati- 
scher Positionen diskreditiert werden konnte, um so den 
Blick auf die demokratische Geschichte der deutschen 
Nation zu öffnen und zu schärfen. Gelänge dies, so wäre 
das ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung! 

K. Höffkes 

Der jetzt vorliegende erste Band des 'Handbuches zur 
Deutschen Nation’ kann für 42,-DM bestellt werden bei: 
wir selbst-Buchdienst, Postfach 168, 5400 Koblenz (0261/ 
31199) 



Hagen Schulze: Weimar. Die Deutschen und ihre Nation. 
Deutschland 1917-1933, Severin und Siedler, Berlin, 1982, 
464 S., 226 Abb., DM 78,- 

Zum Auftakt der ersten deutschen Nationalgeschichte seit 
Jahrzehnten, DIE DEUTSCHEN UND IHRE NATION, legt 
der Verlag Severin und Siedler Hagen Schulzes breit ange- 
legte Geschichte von Aufstieg und Niedergang der ersten 
deutschen Republik vor. 

In einer Zeit krisenhafter Erschütterung auch der zweiten 
deutschen Republik wird die Geschichte von Weimar das 
Menetekel. Auch damals waren ja die nicht-extremistischen 
Parteien bis in die Agonien des Untergangs lünein in der 
Mehrheit; sie konnten sich nur nicht zur Verteidigung der 
Republik, gegen deren Feinde von links und rechts zusam- 
menfinden, und so siegten am Ende die Demagogen über die 
Demokraten. 

Diese erste große Gesamtdarstellung der Weimarer Republik 
unterscheidet sich nicht nur durch die Materialfülle, die 
politische und wirtschaftliche, geistige und gesellschaftli- 
che Bewegungen gleicherweise erfaßt, von den bisherigen 
Studien; sie widerspricht auch inhaltlich der Zwangsläufig- 
keit des Niedergangs. Für den Berliner Historiker hat 
Weimar über alle wirtschaftliche und politische Gefährdung 
hinweg bis zuletzt die Chance des Erfolges gehabt. Aber 
eine Verkettung ökonomischer Katastrophen und partei- 
politischer Feindfixierungen machte eine staatsstreichähn- 
liche Machtergreifung in dem Augenblick möglich, in dem 
erste außenpolitische Erfolge und wirtschaftliche Konsoli- 
dierungen am Horizont sichtbar wurden. Was folgte, war 
nicht nur der Untergang der Republik, sondern auch die 
Zerstörung Deutschlands und Europas. Nach dem Debakel 
des Kaiserreichs war Weimar für die Nation die große Her- 
ausforderung, zu einer parlamentarischen Demokratie zu 
kommen. Sie wurde vertan, weil unter dem Trauma der 
Niederlage der Staat der Parteien nicht zur Nation der 
Deutschen fand. 
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Joachim Krause: Sowjetische Militärhiifepolitik gegenüber 
Entwicklungsländern. Nomos Verlagsgesellschaft, Baden- 
Baden, 1985, geb. 503 S„ DM 39,- 

Rüstungsexporte, militärische Ausbildungshilfe und andere 
militärische Hilfsaktivitäten sind die entscheidenden Instru- 
mente sowjetischer Politik in der Dritten Welt. Der absolute 
Entwicklungshilfebeitrag der Sowjetunion ist nur unwesent- 
lich höher als der der Niederlande, dagegen ist sie seit 
Jahren der größte Rüstungslieferant für die Dritte Welt. 
Das vorliegende Buch gibt eine umfassende, durch Tabellen 
und graphische Darstellung verdeutlichte umfassende Be- 
standsaufnahme dieser sowjetischen Militärhilfe und unter- 
sucht darüber hinaus die Motive, Konzepte und Erfahr- 
ungen, die für die Militärhiifepolitik Moskaus in den ver- 
gangenen Jahren bestimmend waren. 

Das Buch ist in zwei Großabschnitte aufgeteilt. Der erste 
behandelt die Entwicklung der Militärhilfe der UdSSR zw. 
1921 und 1964 und zeigt auf, wie diese Militärhiifepolitik 
in der Ära Chruscev zum Instrument globalpolitischer 
Strategie wurde. Der zweite Teil enthält eine nach Regionen 
aufgesclilüsselte Darstellung der Militärhiifepolitik des 
Kremls seit 1964 . In dieser Zeit wurde die Militärhilfe 
zum primären Instrument der sowjetischen Außenpolitik 
gegenüber der Dritten Welt. Deutlich akzentuiert werden 
dabei auch die vielfältigen politischen und militärischen 
Probleme, die mit der Gewährung von Militärhilfe ver- 
bunden sind. 

Als eine Art Fazit bietet das Buch abschließend den Ver- 
such, die Praxis sowjetischer Militärhilfe mit Bezug auf ihre 
Methoden und Zielsetzungen sowie ihre politischen und 
sicherheitspolitischen Wirkungen zu analysieren. 

Sachkundig geschrieben, quellenreich und übersichtlich ge- 
gliedert ist dieses Buch jedem Interessierten sehr zu empfeh- 
len. 

Karl Höffkes 
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Gerd Koenen. Der unerklärte Frieden. Deutschland, Polen 
und Russland. Frankfurt/Main 1985, Engl. Broschur, 
415 S., 29,- 

In den letzten Jahren hat der Umfang sachkundiger und 
aufschlußreicher Literatur über Charakter der Sowjetunion 
und russische Geschichte, die in deutscher Sprache zugäng- 
lich ist, erfreulich zugenommen. Da gibt es wissenschaft- 
liche Werke, Erinnerungen und Aufzeichnungen sow- 
jetischer Querdenker, Reportagen über das Alltagsleben ge- 
schrieben von westlichen Korrespondenten und eine Fülle 
von Übersetzungen erzählender Prosa aus der Sowjetunion. 
Diese verbesserten Anschauungs- und Erkenntnismöglich- 
keiten bilden die Voraussetzung von Gerd Koenens Buch. 
Es zeichnet sich zunächst durch die Sichtweise des Autors 
aus: Auf dem Boden des russischen Geschichte, der be- 
stimmten und eigentümlichen Gegebenheiten dieses Landes, 
der besonderen Bedeutung des Staatsapparates für die 
Herstellung eines großflächigen gesellschaftlichen Zusam- 
menhanges werden die Beziehungen Russlands zu Deutsch- 
land über die Jahrhunderte verfolgt - aber mit westdeut- 
schen Augen. 



Diese Sichtweise des Autors schließt Distanz nicht nur zur 
russischen Reichsbildung, sondern auch ein Gefühl der Be- 
freiung darüber ein, daß der Reichsgedanke in Deutschland 
wohl endgültig Schiffbruch erlitten hat. Sie enthält Sympa- 
thie und Solidarität mit dem polnischen Volk, das stets Op- 
fer russischer und deutscher Reichsbildung wie der Be- 
ziehungen zwischen den beiden Mächten wurde. 

Gedankenreich und mit Sinn für die Besonderheiten der 
ntssischen Entwicklung haben sich Marx und Engels wieder- 
holt mit Entstehung und Geschichte des Zarenreiches be- 
faßt. Die Sowjetunion stellt sich in die Tradition dieser bei- 
den "Begründer des wissenschaftlichen Sozialismus". Diese 
Konstellation macht den Reiz aus, wenn Gerd Koenen 
immer wieder unorthodoxe Sentenzen der beiden erhellend 
für seine Darstellung der russischen Geschichte heranzieht. 
Der Versuch, die industriellen und kulturellen Ressourcen 
Deutschlands für die russische Reichsbildung zu nutzen, er- 
weist sich auch nach der Oktoberrevolution als ein roter 
Faden russischer Politik. Auf dem Hintergrund dieser Poli- 
tik wird der Hitler-Stalin-Pakt in russischer Sicht verständ- 
licher wie auch Stalins Nachkriegsbestrebungen, ein neu- 
trales Gesamtdeutschland zu schaffen, das zu der neuen 
Vor- und Weltmacht freundschaftliche Beziehungen unter- 
hält, durchaus glaubwürdig erscheinen. Die Westwendung 
Adenauers verhinderte diese Wiederanknüpfung an deutsch- 
russische imperiale Verstrickungen. 

Am Ende seiner historischen Skizze wirft Gerd Koenen die 
Frage nach Wegen zu einer "europäischen Wiedervereini- 
gung” auf, die nicht über eine Niederlage der Sowjetunion 
fuhren können, sondern umgekehrt der Sowjetunion Aus- 
wege aus der "Falle des Sieges” eröffnen müßten. 



Michael Salewski: Die Deutschen und die Revolution. 
Muster-Schmidt Verlag, Göttingen, 1984, geb. 447 S., 
DM 98,- 

Die Geschichte von Revolutionen in Deutschland ist die 
Geschichte unablässiger Mißerfolge. Gerade deshalb - so 
die Grundposition des Herausgebers ist sie wichtig. 

Anders als in Amerika, Frankreich oder Rußland hat es 
eine 'große deutsche Revolution’ niemals gegeben. Immer 
wieder aber haben sich die Deutschen mit den Revolu- 
tionen jenseits ihrer Grenzen auseinandergesetzt, haben 
sich die Frage vorgelegt, wie die deutsche Nation an der 
revolutionären Geschichte der anderen Völker teilhaben 
sollte. So waren also die Revolutionen der anderen immer 
auch eine geistige Herausforderung für die Deutschen. 
1848 und 1918 gab es revolutionäre Ansätze — von einem 
Sieg der Revolution kann aber keine Rede sein. Außen- 
und innenpolitische Bedingungen, gesellschaftliche Wider- 
stände und nicht zuletzt revolutionäre Zaghaftigkeit ver- 
hinderten derartige historische Durchbrüche. 

Siebzehn namhafte Historiker spüren in diesem Buch den 
Chancen und Fatalitäten der deutschen Revolutionsbe- 
bewegung nach und es wird deutlich, wie sehr die Geschich- 
te des Revolutionsbewußtseins zugleich die Deutung auch 
des historischen Selbstverständnisses der Deutschen wird. 

Horst Schwabe 
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Dieter Blumenwitz, Boris Meissner (Hrsg.): Die Überwin- 
dung der europäischen Teilung und die deutsche Frage. Ver- 
lag Wissenschaft und Politik, 1986, Pb., 144 S., DM 28 

„Die Überwindung der europäischen Teilung und die deut- 
sche Frage” - so lautete das Thema der Jahrestagung der 
Studiengruppe für Politik und Völkerrecht 1985 in Bonn- 
Bad Godesberg. Die Aspekte, unter denen die versammelten 
Völkerrechtler die Zusammenhänge zwischen der europäi- 
schen und der deutschen Teilung untersuchten, reichten 
von der zeitgeschichtlichen Darstellung (Jalta, Potsdamer 
Abkommen, KSZE), den staats- und verfassungsrechtlichen 
Belangen, den biindnis- und sicherheitspolitischen Aus- 
wirkungen bis zu Ausblicken auf Lösungsmöglichkeiten 
der deutschen Frage; ihre Referate sind im vorhegenden 
Band zusammengefaßt greifbar. 

Gemeinsam ist allen Referaten, daß sie die deutsche 
Frage in einen europäischen Zusammenhang stehen. Die 
deutsche Frage wird als eine offene erkannt, die nicht 
bilateral im politischen Alleingang zwischen Bonn und 
Moskau bzw. Ost-Berlin zu lösen sei. Hier äußert sich die 
alte Sorge vor dem deutschen Sonderweg; eine politische 
Konstellation, die eine Lösung der Bundesrepublik von 
ihren westlichen Partnern als Voraussetzung für eine 
staatliche Neuvereinigung hat, wird nicht in Erwägung 
gezogen. 

Daß die deutsche Frage lösbar ist, bleibt allerdings 
unumstritten. Prof. Seiffert/Kiel entwickelt als Lösungs- 
strategie ein wachsendes Selbstbewußtsein der Deutschen 
um ihre staathche Lage und daraus resultierend ein akti- 
ves Nutzen der vielfältig vorhandenen Ansatzpunkte in 
allen Bereichen des kulturellen, wirtschaftlichen und 
politischen Lebens. 

Prof. Blumenwitz/Würzburg verdeutlicht seinerseits 
die westeuropäische Verantwortung gegenüber Deutsch- 
land und legt dar, daß die in Westeuropa immer wieder 
vertretene Maxime 'Freiheit geht vor Einheit’ nur dann 
gerechtfertigt ist, "wenn sich diejenigen, die in Freiheit 
leben, für Freiheit und nationale Selbstbestimmung derer 
einsetzen, denen diese grundlegenden Menschenrechte 
vorerst noch versagt werden.” 

Inwieweit - beispielsweise angesichts der unmißver- 
ständlich klaren Bejahung der deutschen Teilung durch 
den italienischen Außenminister Andreotti („es gibt zwei 



deutsche Staaten und zwei sollen es bleiben”) - eine 
solche westeuropäisch ausgerichtete Wiedervereinigungs- 
politik vom aktiven Wollen der politisch maßgebenden 
Kräfte begleitet wird, muß jedoch kritisch hinterfragt 
werden. 

Daß der Leser solche oder andere Fragen formuliert, 
eigene Positionen erarbeiten oder abarbeiten kann — 
darin eben, so scheint mir, liegt ein besonderer Reiz dieses 
Buches. Denn alle aufgenommenen Beiträge bieten neben 
einer Fülle von Informationen interessante Thesen und 
Denkansätze, die zum Nachdenken anregen. 

Nachdenken aber und der Versuch, die europäische und 
deutsche Teilung auf einer humanen und menschlichen 
Ebene zu lösen, sind Gebot der Stunde. Allzuviel Ge- 
schirr ist bereits durch den politisch bornierten antipolni- 
schen und großdeutschen Revanchismus bestimmter Grup- 
pen in der Bundesrepublik zerschlagen worden. Um so er- 
freulicher also, wenn nun eine ernsthafte, demokratisch 
bestimmte Diskussion Raum greift und eine Politik formu- 
liert wird, die dem Wold der Menschen und der Sicherung 
des Friedens dient. Vorliegendes Buch ist dabei ein wichti- 
ger Baustein. 

Karl Höffkes 
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(Dirk & Makkers, Vive le Gues) 

Zwei berühmt gewordene Werke deutscher Dichtung 
aus der Zeit des Sturm und Drang handeln zur Zeit des 
niederländischen Freiheitskampfes gegen die Spanier im 
16./17. Jahrhundert. In Goethes Drama Egmont steht die 
Verhaftung und Hinrichtung des niederländischen Grafen 
Egmont durch den spanischen Feldherm Alba im Jahre 
1568 im Mittelpunkt. Obwohl der Stoff eine Fülle von 
Möglichkeiten der Gestaltung anbietet, wählte Goethe we- 
der den Freiheitsdrang der Niederländer gegen Tyrannei 
noch die Glaubensverfolgung der Protestanten zum The- 
menschwerpunkt, sondern blieb mehr in unpolitischen 
Einzeldarstellungen stecken und stellt den Widerstand 
der Geuzen als einen Abwehrkampf dar. Das andere Drama, 
das den Aufstand der Niederlande in die Handlung einbin- 
det, ist Schillers Don Kariös, Infant von Spanien. Trotz 
dieser beiden berühmten Stücke ist über diesen räum- 
lichen Zeitabschnitt nur wenig brauchbares auf dem Bücher- 
markt erschienen. 

1555 dankt Kaiser Karl V. ab und übergibt eine spanische 
Kolonie — die niederländischen Besitzungen — seinem Sohn 
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Philipp II. Die „Kolonie Niederlande” umfaßt 17 Provin- 
zen, von denen sich aber nur die 7 nördlichen in einem 80 
Jahre währenden Widerstandskrieg von Spanien zu lösen 
vermögen. Der Kampf wird organisiert und geführt von den 
Ge uzen — so der spanische Schimpfname für sie — , "Bett- 
ler”. 

Die verschworene Bruderschaft der Geuzen hatte ihre 
eigenen Lieder und balladenähnlichen Gesänge, die zur 
Nachrichtenübermittlung verwendet wurden und bezweck- 
ten, den Widerstandswillen im Volk aufrecht zu halten. 
Die Lieder sind teilweise kämpferisch-religiösen (der neue 
Glaube entsprang dem Protestantismus), z.T. auch politi- 
schen bzw. historisch-patriotischen Inhalts. Als Liederbuch 
erschienen ein Teil dieser Geuzenlieder erstmalig 1S81 — 
mitten in der Zeit der allgemeinen Wirren, der Kämpfe 
und Kaperuntemehmen der Geuzen gegen die in den 
niederländischen Häfen liegenden spanischen Schiffe — 
mit einem Umfang von einigen hundert Texten. Diese 
Sammlung - "Een nieuw Geusen Lieden Boecxcken ” - 
enthielt einige sarkastische und volkstümlich-vulgären 
Texte, z.B. das Lied von den spanischen Huren (”wat 
de spaansche hoeren. zullen doen "X Die heutige nieder- 
ländische Nationalhymne " Wilhelmus von Nassaue ” ist 
eines der ältesten Geuzenlieder. 

Auf der Platte ”Vive le Gues ... Lieder aus der zeit des 
Widerstandes gegen eine tyrannei ... dirk & makkers singen, 
spielen, rezitieren alte geuzenlieder” sind einige dieser 
”Partisanenlieder” enthalten: 
slaat op de trommele 
wilhelmus van nassaue 
de spaansche hoeren 
gehikkig is het land 
sint antonius feest 
arme maryken 
de negen Soldaten 
oerg op zoom 
naar island toe 
komt vrienden in het ronden 

Gesungen und gespielt werden diese Lieder von Dirk 
Hespers, Walter Schmitt, Marly Hespers, Ruth Grefrath 
und Brita Hespers. 

Etwas störend wirken die Einleitungen und Übersetzungen 
am Anfang eines jeden Liedes. Diese wären besser auf einem 
Einlegeblatt aufgehoben gewesen. 

Bestellt werden kann die Platte direkt bei: 

Vive le Gues 
Musik Verlag GmbH 
Dirk Hespers 
Luise-Gueury-Str. 15 
4050 Mönchengladbach 6 

Gerhad Quast 

Rudolf Steiner: Ausgewählte Werke. Herausgegeben von 
Kurt E. Becker und Hans-Peter Schreiner. 10 Bände in 
Kassette, Fischer TB-Verlag, Frankfurt/M., 1985, kart., 
DM 98,- (ab dem 1.5.1986 DM 1 18,-) 

Mit der von Kurt E. Becker und Hans-Peter Schreiner 
herausgegebenen zehnbändigen Ausgabe der ‘Ausgewählten 
Werke’ legt der Fischer Verlag nunmehr einen repräsentati- 
ven Querschnitt aus dem Schaffen Rudolf Steiners vor. 
Empfehlenswert für jedermann, insbesondere aber für die- 
jenigen, die sich mit dem Werk Steiners vertraut machen 
möchten, bietet die 10-bändige Ausgabe eine Zusammen- 
stellung der wichtigsten Veröffentlichungen Steiners. 



Den Bänden 1 — 7 liegen die unveränderten Texte der 
von der Rudolf-Steiner-Nachlaßverwaltung in Domach/ 
Schweiz herausgegebenen ‘Rudolf-Steiner-Gesamtausgabe’ 
zugrunde. Es sind dies im einzelnen: 'Die Philosophie der 
Freiheit’, 'Die Mystik’, ‘Das Christentum’, ‘Wie erlangt 
man Kenntnisse der Höheren Welten’, ‘Die Geheimwissen- 
schaft im Umriß’, ‘Die Kernpunkte der sozialen Frage’ und 
‘Mein Lebensgang’. 

Die Bände 8 und 9 hingegen, betitelt ‘Arbeitsfelder der 
Anthroposophie, Medizin und Pädagogik. Vorträge und 
Aufsätze’ und ‘Der künstlerische Impuls Rudolf Steiners. 
Bühnenkunst und Eurythmie. Vorträge und Aufsätze' 
wurden eigens für diese Ausgabe zusammengestellt. Sie be- 
inhalten grundlegendes aus Steiners Schaffen und vervoll- 
ständigen den Gesamteinblick in sein Werk. 

Band 10 schließlich ‘Im Mittelpunkt der Mensch’ — zu- 
sammengestellt von Hella Wieberger und Walter Kugler — 
vermittelt wichtige Punkte in Steiners Leben und Schaffen. 
Neben zahlreichen, teilweise selten veröffentlichten Photo- 
graphien, enthält dieser Band auch eine Reihe von Faksimi- 
leabdrucken, eine Lebenschronik Steiners und eine Bibio- 
graphie der Gesamtausgabe. 

Karl Höffkes 



Hermann Scheer: Die Befreiung von der Bombe. Weltfrie- 
den, europäischer Weg und die Zukunft der Deutschen. 
Bund Verlag, Köln, 1986, geb., 320 S., DM 29,80 

Scheers Buch hat zwei Seiten. Die eine ist die der klaren 
und offenen Analyse der bestehenden politischen Ordnung. 
Weder die wachsende Bedrohung durch die atomare Auf- 
rüstungspolitik der Blöcke noch die enge Verzahnung von 
deutscher Frage und europäischer Sicherheit werden ne- 
giert. Mehr noch: Scheer sagt zur Lage, was zu sagen ist: 
unsere Souveränität ist begrenz, vor allem durch die In- 
teressen der Supermächte. So weit, so gut. 

Unverständlich dann seine Folgerungen. Anstatt den 
Fakten Rechnung zu tragen und eine der geopolitischen 
Lage Deutschlands angemessene blockfreie Neuvereinigung 
zu überdenken, die für die gesamteuropäische Lage frie- 
densstabilisierend wäre, verliert sich Scheer in allgemei- 
nen Betrachtungen, die vom eigentlichen ablenken und 
eher störend wirken. 

Scheer gibt sich Mühe, eine friedliche Lösung zu formu- 
lieren - das sei ihm unbenommen; letztendlich aber liegt 
ihm der Gedanke einer deutschen Neuvereinigung fern. 
Dies aber ist ein Punkt, an dem alle Versuche zur Lösung 
der bestehenden Probleme gemessen werden müssen. 
Wer immer noch glaubt, daß deutsche Neuvereinigung 
gleichzusetzen ist mit rechtsetatistischen Forderungen 
— und diese Furcht findet sich in Scheers Darlegungen 
immer wieder - muß sich Vorhalten lassen, daß er einen 
elementaren Strang linksdemokratischer Politik nicht be- 
griffen hat. Schade, denn Scheers brillanter Ansatz hätte 
mehr verdient als ein laues ‘Es jedermann-recht-machen- 
wollen’ unter Beibehaltung des grundsätzlichen Statur quo. 

Karl Höffkes 



Buchbestellungen bitte an: 
WIR SELBST - BUCHDIENST 
Postfach 168 
5400 Koblenz 
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